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Bericht der Bundesregierung 
betr. Verbesserung der Verhältnisse in der Bau Wirtschaft 


Die Bundesregierung bekennt sich aus volkswirt- 
schaftlichen und sozialpolitischen Gründen zum 
Gedanken der kontinuierlichen Beschäftigung in 
der Bauwirtschaft und ist gewillt, alle ihr zu Gebote 
stehenden Möglichkeiten zur Verwirklichung dieses 
Gedankens zu nutzen. Ganzjahresbau und Winter- 
bau bedeuten eine Abkehr von der bisherigen 
Übung im Bauwesen. Die Bemühungen der Bundes- 
regierung sind darauf gerichtet, sofort einen nach- 
haltigen Einbruch in die bisherigen Gewohnheiten 
zu erzielen und eine kontinuierliche Bautätigkeit 
zu verwirklichen. Die Umwandlung eines bisher 
ausgesprochenen Saisongewerbes in ein saison- 
freies Gewerbe ist ein langwieriger Prozeß. Dieser 
Bericht stellt daher keinen Abschluß dar, sondern 
gibt den derzeitigen Stand der Bemühungen der 
Bundesregierung wieder. 


Im einzelnen berichtet die Bundesregierung auf 
den Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
27. Novpmber 1958: 

Zu 1. 

„auf Länder und Gemeinden dahingehend ein- 
zuwirken, daß entsprechend der Praxis im öffent- 
lich geförderten Wohnungsbau auch die von Län- 
dern und Gemeinden zum Einsatz gelangenden 
Mittel im Hoch- und Tiefbau so rechtzeitig bereit- 
gestellt werden, daß eine kontinuierliche Planung 
und Bautätigkeit gefördert wird;" 

Die Bundesregierung hat sich schon in ihren Er- 
klärungen zur Konjunkturpolitik in den Jahren 
1955/56 ausdrücklich zur Förderung der kontinu- 
ierlichen Bautätigkeit (Ganzjahresbau einschließlich 
Winterbau) bekannt. Über den von den Ländern 
und Gemeinden als Bauherr oder Bauträger zu lei- 
stenden Beitrag steht die Bundesregierung mit 
Vertretern der Länderregierungen und der kommu- 
nalen Spitzenverbände in laufenden Gesprächen. 
Vertreter von Ländern und Gemeinden nehmen 
daher seit Anfang 1958 auch an den Sitzungen des 
Interministeriellen Arbeitsausschusses Bauwirt- 
schaft der Bundesregierung (lAB) teil. Im lAB wir- 
ken Vertreter aller bauaüftragvergebenden Bundes- 
ressorts einschließlich der Deutschen Bundesbahn, 
des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialord- 
nung sowie des Bundesrechnunghofes mit. Zu den 
wesentlichen Aufgaben des lAB gehört die Förde- 
rung des Ganzjahresbaues. Als Ergebnis dieses 
Kontaktes läßt sich feststellen, daß die Bau- und 
Wirtschaftsressorts der Länder sowie der Deutsche 
Städtetag als federführendes Organ der kommu- 
nalen Spitzenverbände sich grundsätzlich diesen 


j Bestrebungen der Bundesregierung aufgeschlossen 
' zeigten und zur Mitarbeit bereit sind, 

I Was die rechtzeitige Mittelbereitstellung als Teil- 
! maßnahme der Förderung der kontinuierlichen 
Bautätigkeit und als Teilgebiet der Einwirkung des 
Bundes auf Länder und Gemeinden angeht, so ist 
sich die Bundesregierung darüber im klaren, daß 
, ein wirkungsvoller Beitrag zur Lösung dieses 
I Problems in der Zusammenlegung von Haushalts- 
! jahr und Kalenderjahr zu sehen ist. Die Bundes- 
regierung hat sich schon im. Jahre 1955 für die Zu- 
sammenlegung ausgesprochen und steht seitdem 
in Verhandlungen mit den Ländern. Vor kurzem 
hat der Bundesminister der Finanzen dem Haus- 
; haltsausschuß des Deutschen Bundestages erneut 
über den Stand der Verhandlungen berichtet und 
i Vorschläge für die Umstellung des Rechnungs- 
I Jahres zum 1. Januar 1961 gemacht. 

Der Bundestag hat auf Empfehlung des Haus- 
haltsausschusses am 12. Juni 1959 einstimmig eine 
Entschließung verabschiedet, nach der die Bundes- 
' regierung ersucht wird, die Umstellung des Rech- 
i nungsjahres für den Bund zum 1. Januar 1961 
■ durchzuführen und auf die Länder einzuwirken, die 
Umstellung des Rechnungsjahres für ihren und den 
I kommunalen Bereich zum gleichen Zeitpunkt vor- 
I zunehmen. 

I Die Bundesregierung ist mit den für das Bauen 
' zuständigen Ressorts der Länder darin einer Mei- 
' nung, daß, solange die Zusammenlegung noch nicht 
: erfolgt ist, im Interesse der kontinuierlichen Bau- 
I tätigkeit von der elastischen Haushaltsführung 
(Bindungsermächtigungen, Vorwegbewilligungen) 
soweit wie möglich Gebrauch gemacht werden 
; soll. Dies geschieht von Jahr zu Jahr in steigen- 
' dem Umfang nicht nur bei Bund und Ländern, son- 
j dem wird auch von den Gemeinden für erstrebens- 
: wert gehalten. 

! Um die kontinuierliche Planung und Bautätig- 
I keit zu fördern, hat die Bundesregierung sich schon 
I seit Jahren für die Aufstellung von Mehrjahres- 
I plänen eingesetzt. Länder und Gemeinden haben 
1 sich diesen Gedanken zu eigen gemacht. 

In einer Aussprache, zu der am 28. April 1959 
' der Bundesminister für Wirtschaft Vertreter aller 
öffentlichen Bauträger gebeten hatte, haben sich 
die Beteiligten noch einmal zur rechtzeitigen Mit- 
I telbereitstellung und kontinuierlichen Planung 
übereinstimmend bekannt. 

Zu 2. 

I „zu prüfen, ob und inwieweit die arbeitsrecht- 
I liehen und sozialpolitischen Voraussetzungen zur 
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Förderung einer kontinuierlichen Bautätigkeit ver- 
bessert werden könnten, namentlich auch durch ge- 
eignete Maßnahmen der Bundesanstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung;'' 

Die Bundesregierung hat, ausgehend von der Er- 
kenntnis, daß den Bauarbeitern unter den er- 
schwerten äußeren Arbeitsbedingungen im Winter 
die Arbeit nur zugemutet werden kann, wenn Vor- 
kehrungen gegen gesundheitliche Gefahren getrof- 
fen werden, den Fragen des Arbeitsschutzes und 
sonstiger betrieblicher Voraussetzungen besondere 
Aufmerksamkeit gewidmet. 

Von entscheidender Bedeutung war dabei die 
Verbesserung der Unterkünfte für Bauarbeiter. Der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat 
daher durch Rechtsverordnung vom 21. Februar 1959 
(BGBl. I S. 44) neue Vorschriften über die Erstellung 
von Unterkünften für Bauarbeiter erlassen und 
gleichzeitig die Verordnung vom 14. Juli 1943, die 
sich als ungenügend erwiesen hatte, aufgehoben 
(s. Anlage 1). 

Es ist weiterhin in Zusammenarbeit mit den So- 
zialpartnern der Bauwirtschaft geprüft worden, ob 
die gesetzlichen Bestimmungen über den Arbeits- 
schutz für den Winterbau ausreichen. Die Prüfung 
hat ergeben, daß dies im wesentlichen der Fall ist, 
die einschlägigen Bestimmungen aber über mehrere 
Gesetze, Verordnungen und andere Vorschriften 
verstreut sind. Der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung arbeitet z. Z. ein Merkblatt aus, in 
dem diese Vorschriften und Bestimmungen zusam- 
mengefaßt sind. Die Bundesregierung wird aber 
weiterhin dieser Frage erhöhte Aufmerksamkeit 
widmen und unter Heranziehung von Sachverstän- 
digen klären, ob die verstärkte Bautätigkeit im 
Winter weitere Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Arbeits- und Unfallschutzes erforderlich macht. Ins- 
besondere wird auch in Zusammenarbeit mit der In- 
dustrie versucht werden, eine zweckmäßige Arbeits- 
kleidung zu entwickeln. 

Die Bundesregierung hat mehrmals darauf hinge- 
wiesen, daß die in der Bauwirtschaft in besonderem 
Maße festzustellende Ableistung von Überzeitarbeit 
in den Sommermonaten wegen der schädlichen Aus- 
wirkungen für den einzelnen Bauarbeiter selbst wie 
aber auch für die Gesamtlage der Bauwirtschaft ein- 
geschränkt werden muß. Sie hat in diesem Zusam- 
menhang geprüft, ob die Arbeitszeitordnung zu die- 
sem Zweck geändert werden müsse. In Übereinstim- 
mung mit den Sozialpartnern ist die Bundesregie- 
rung der Auffassung, daß diese Frage noch weiter 
untersucht werden muß. Die Tarifpartner der Bau- 
wirtschaft haben inzwischen eine tarifvertragliche 
Vereinbarung über die Arbeitszeit abgeschlossen, 
die vorsieht, daß ab 1. Oktober 1959 die regel- 
mäßige wöchentliche Arbeitszeit 44 Stunden beträgt. 
Die Bundesregierung ist mit den Sozialpartnern der 
Bauwirtschaft der Auffassung, daß es vor allem er- 
forderlich ist, die in den Sommermonaten auftre- 
tende ungesetzliche Überzeitarbeit zu verhindern. 
Es ist Sache der Länder, die Einhaltung der Arbeits- 
zeitordnung zu überwachen. Der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung hat daher auf der Konfe- 
renz der Arbeitsminister der Länder am 12. und 13. 


Februar 1959 auf diese Frage besonders hingewie- 
sen. 

Es ist weiter geprüft worden, ob und inwieweit 
ggf. eine, kontinuierliche Bautätigkeit durch Ände- 
rung arbeitsrechtlicher Vorschriften gefördert 
werden kann. Die Bundesregierung schlägt hierzu in 
Übereinstimmung mit den Sozialpartnern der Bay- 
wirtschaft, die ihrerseits in Aussicht genommen 
haben, auf die bisher nach dem Bundesrahmentarif- 
vertrag für das Baugewerbe zulässigen fristlosen 
Entlassungen aus Witterungsgründen zu verzichten, 
die Aufhebung des § 21 Abs. 3 des Kündigungs- 
schutzgesetzes vom 10. August 1951 (BGBl. I S. 499) 
vor. Hierdurch soll die Anwendung der Vorschriften 
dieses Gesetzes über den besonderen Kündigungs- 
schutz bei Massenentlassungen ausnahmslos auch 
bei Massenentlassungen auf Baustellen erreicht 
werden. 

Die Bundesregierung hat weiter in Erfüllung des 
ihr mit Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
27. November 1958 erteilten Auftrages mit den So- 
; zialpartnern über die oben erwähnten arbeitsrecht- 
lichen Fragen hinaus auch die sozialpolitischen 
Probleme des ganzjährigen kontinuierlichen Bauens 
erörtert, die durch autonome Maßnahmen der So- 
zialpartner zur Förderung des ganzjährigen Bauens 
getroffen werden können. Die Sozialpartner haben 
sich untereinander am 4. April 1959 vertraglich ver- 
pflichtet, unter der Voraussetzung, daß Bundes- 
gesetzgeber und Bundesregierung wesentliche wirt- 
schafts- und sozialpolitische Voraussetzungen für 
eine ganzjährige Vollbeschäftigung der Bauwirt- 
schaft schaffen, Tarifverträge dahin abzuschließen, 
daß in der arbeitsstillen Zeit über Weihnachten und 
Neujahr ein Lohnausgleich an alle beschäftigten 
Bauarbeiter gewährt wird. Die Arbeitgeber des Bau- 
gewerbes sollen verpflichtet werden, mit Wirkung 
vom 1. Oktober 1959 einen Betrag von 2 v. H. des 
Lohnes zur Aufrechterhaltung der Arbeitsverhält- 
nisse der Bauarbeiter über Weihnachten und Neu- 
jahr aufzubringen. Die Sozialpartner haben ferner 
ihre Bereitschaft erklärt, die Mittel der Lohnaus- 
I gleichskasse, die bisher überwiegend an arbeitslose 
I Bauarbeiter als Zusatzleistung zum Arbeitslosengeld 
I gewährt wurden, ebenfalls dafür zu verwenden. Die 
I Sozialpartner der Bauwirtschaft glauben, mit dieser 
i Regelung einen wesentlichen Beitrag zur Stabilisie- 
rung der Beschäftigungsverhältnisse in der Bauwirt- 
j Schaft zu leisten und damit die bisher alljährlich 
kurz vor Weihriachten einsetzende große Entlas- 
sungswelle zu verhindern. 

Die Bundesregierung hat zur Ergänzung und 
Unterstützung ihrer übrigen Bemühungen und der 
Maßnahmen der Sozialpartner und anderer Stellen, 

I z. B. der Länder und Gemeinden, einen Gesetzeiit- 
I Wurf eingebracht (Bundesratsdrucksache Nr. 221/59), 

I in dem vor allem Maßnahmen zur Förderung der 
ganzjährigen Beschäftigung in der Bauwirtschaft zu- 
I sam-mengefaßt sind. Durch diesen Gesetzentwurf soll 
i das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
I losenversicherung ergänzt werden. Er sieht vor, 

I durch Anreize und gezielte Hilfen an Bauherren, 

I Bauunternehmer und Bauarbeiter die Durchführung 
; von Bauten in der witterungsungünstigen Jahreszeit 
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zu erleichtern und zu fördern, damit der Beschäfti- 
gungsgrad in der Bau Wirtschaft nicht mehr wie 
bisher in den Wintermonaten steil abfallt. 

Die Bundesregierung hat auch die in der Diskus- 
sionsschrift „Erwägungen zum Winterbau", die den 
Abgeordneten des Deutschen Bundestages zugegan- 
gen ist, aufgeführten weiteren Anregungen und 
Vorschläge, nämlich für Bauarbeiter eine besondere 
Wartezeit beim Bezug des Arbeitslosengeldes fest- 
zusetzen, eine Sonder abgabe der Arbeitgeber der 
Bauwirtschaft, die Bauarbeiter entlassen, einzufüh- 
ren und die Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes in 
den Wintermonaten zu verkürzen, eingehend ge- 
prüft. Sie konnte sich nicht entschließen, diesen An- 
regungen zu entsprechen, weil sie zur Lösung des 
Problems der ganzjährigen kontinuierlichen Beschäf- 
tigung in der. Bauwirtschaft entweder nicht beitra- 
gen können oder weil ernste sozialpolitische oder 
rechtliche Bedenken entgegenstehen. 

Zu 3. 

„die gewonnenen Erkenntnisse und Erfahrungen 
auf dem Gebiet des Winterbaues namentlich hin- 
sichtlich der technischen Durchführung allen in der 
Bauwirtschaft beteiligten Kreisen zugänglich zu 
machen." 

Die Bundesregierung hat den beim Bundesmini- 
ster für Wohnungsbau 1955 gebildeten Haup taus- 
schuß „Bauen im Winter" damit beauftragt, Klarheit 
über die technischen, wirtschaftlichen und sozialen 
Gegebenheiten bei Winterarbeiten im Hochbau zu 
gewinnen, um auf Grund der gewonnenen Erkennt- 
nisse Vorschläge für die Überwindung der saisona- 
len Beschäftigungsschwankungen im Baugewerbe 
entwickeln und neben entsprechender Aufklärung 
der Öffentlichkeit diesem Ziele dienende Maßnah- 
men den gesetzgebenden Körperschaften Vorschlä- 
gen zu können. Einzelausschüsse befaßten sich mit 
technischen, wirtschaftlichen und sozialpolitischen 
Fragen und mit der Aufklärung über das Bauen im 
Winter. Von den Ausschüssen wurden im Herbst 
1955 / Sommer 1956 herausgegeben: 

die Hinweise für die Vorbereitung und Durch- 
führung von Winterarbeiten im Hochbau, 

die Hinweise für die Vergabe von Winter- 
arbeiten im Hochbau, 

die Empfehlungen für den Arbeitsschutz bei 
Winterarbeiten im Hochbau. 

Diese Hinweise und Empfehlungen wurden in den 
Wintern 1955 bis 1958 bei Versuchs- und Vergleichs- 
bauten des Bundesministeriums für Wohnungsbau 
im gesamten Bundesgebiet erprobt. In diesen Win- 
terbauprogrammen sind auf 27 Baustellen rd. 1200 
Wohnungen mit rd. 300 000 m^ umbauten Raumes 
= rd. 64 000 m^ Wohnfläche gebaut worden. Unab- 
hängige Forschungsinstitute haben die Baustellen 
beobachtet, die Ergebnisse ausgewertet und ihre 
technischen, wirtschaftlichen und sozialpolitischen 
Erfahrungen mitgeteilt. Ein „Bericht über die Ver- 
suchs- und Vergleichsbauten des Bundesministe- 


riums für Wohnungsbau in den Wintern 1955 bis 
1958" ist im Februar 1959 imBuchhandel erschienen*). 

Obwohl mit der Versuchsreihe bewiesen worden 
war, daß es zweifellos möglich ist, auch unter win- 
terlichen Witterungsverhältnissen technisch ein- 
wandfreie Arbeiten zu liefern, daß selbst im Woh- 
nungsbau die Bauausführung im Winter wirtschaft- 
lich vorteilhaft sein kann, und daß Maßnahmen ge- 
troffen werden können, die den Bauarbeiter und das 
Bauwerk genügend schützen, mußte doch festge- 
stellt werden, daß in weiten Kreisen der Bauauf- 
traggeber, der Bauunternehmer und der Bauar- 
beiterschaft starke Hemmungen gegenüber dem 
Winterbau weiterhin bestanden. Der Hauptaus- 
schuß beauftragte daher 1958 ein Gremium von 
Sachverständigen, alle bisher gewonnenen Er- 
kenntnisse zu dem Thema „Winterbau"’ in einer 
Schrift zusammenzufassen und Vorschläge für die 
Überwindung der Hemmnisse zu machen. Eine 
solche Diskussionsschrift „Erwägungen zum Win- 
terbau" wurde im Herbst 1958 fertiggestellt und 
den beteiligten Stellen zugeleitet. Die Sachver- 
ständigen waren darin in großen Zügen zu dem Er- 
gebnis gekommen, daß mindestens für eine Über- 
gangszeit den Bauauftraggebern finanzielle An- 
reize für die Bauausführung im Winter geboten 
werden sollten, den bauausführenden Unterneh- 
mern kein unzumutbares Risiko aufgebürdet wer- 
den dürfte und dem im Winter auf dem Bau 
tätigen Bauarbeiter nennenswerte Vorteile gegen- 
über demjenigen, der Arbeitslosengeld bezieht, 
gewährt werden müßten. 

Über die Behandlung der Diskussionsthesen und 
geplante Fortführung der Arbeiten haben die Aus- 
schüsse dem Hauptausschuß am 21. April 1959 be- 
richtet. Er beschloß, die z. Z. laufenden Ausschuß- 
beratungen bis zum Abschluß weiterzuführen, und 
empfahl, in ihrer Ergänzung auf den Gebieten 
Technik, Wirtschaft und Sozialpolitik weitere Un- 
tersuchungen zur Abrundung der bisherigen Er- 
gebnisse anzustellen, und vor allem, breite Auf- 
klärungsarbeit für den Winter 1956/60 zu be- 
^ treiben. 

I Der Unterausschuß für Aufklärung hat in der 
; ersten Zeit vorzugsweise die mit dem Bauen im 
Winter verbundenen Probleme in der Öffentlich- 
keit dargestellt, er konnte dann fortschreitend mit 
den Arbeiten des technischen Ausschusses über die 
Ergebnisse der Versuchs- und Vergleichsbauten 
berichten und hat schließlich neben dem „Bericht 
über die Versuchs- und Vergleichsbauten in den 
Wintern 1955 bis 1958" eine Werbeschrift „Nein, 
auch im Winter" (s. Anlage 19) ' herausgegeben. 
Zur Zeit werden eine Broschüre über Winterbau 
I für Bauunternehmer und Bauleiter, eine weitere 
I für Bauführer und Poliere bearbeitet. Eine Wan- 

i *) „Winterarbeiten im Hochbau 1955 bis 1958"; aus den 
i Berichten der Forschungsinstitute; Arbeitsgemeinschaft 
für zeitgemäßes Bauen, Kiel, Forschungsgemeinschaft 
Bauen und Wohnen, Stuttgart, Institut für Bauforschung, 
Hannover; zusammengestellt von Willy Ott, Bad Godes- 
berg-Mehlem, im Herbst 1958; herausgegeben vom 
Deutschen Bauzentrum mit finanzieller Unterstützung 
des Bundesministeriums für Wohnungsbau; Bauverlag 
GmbH, Wiesbaden — Berlin 
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deraussteliung über „Kontinuierliches Bauen — 
Winterarbeiten im Hochbau" soll im Oktober in 
München eröffnet werden; eine Tonbildsdiau und 
eine Reihe von Vorträgen werden mit der Ratio- 
nalisierungs-Gemeinschaft Bauwesen und der In- 
dustrie-Gewerkschaft Bau, Steine, Erden vorbe- 
reitet. 

Zu 4. 

„über alle Maßnahmen, die mit dem kontinuier- 
lichen Bauen im Winter 1958/59 Zusammenhängen, 
bis zum 31. Mai 1959 zu berichten und ein Gesamt- 
programm der zu treffenden Maßnahmen vorzu- 
legen." 

Unter „Maßnahmen" werden in diesem Bericht 
alle Arten der Förderung der kontinuierlichen 
Bautätigkeit verstanden, ohne Rücksicht darauf, ob 
sie schon die Form von Gesetzen, Verordnungen, 
Erlassen oder Empfehlungen erlangt haben oder 
ob sie sich noch in der Vorbereitung befinden. Sie 
sind nachstehend in 

a) Maßnahmen zur Förderung des Winterbaues im 
Winter 1958/59, und 

b) die zur Förderung des kontinuierlichen Bauens 
von der Bundesregierung eingeleiteten Schritte 
(Gesamtprogramm) 

unterteilt. 

Z u a) 

Aufbauend auf den langjährigen Arbeiten des 
Interministeriellen Arbeitsausschusses Bauwirt- 
schaft der Bundesregierung (lAB) uijd des Haupt- 
ausschusses „Bauen im Winter", die immer wieder 
die Verlagerung von Öffentlichen Bauaufträgen in 
die üblicherweise bauschwachen Monate am Ende 
und am Beginn des Jahres, und zu diesem Zweck 
eine elastische Haushaltsführung (Bindungsermäch- 
tigungen, Vorwegbewilligungen), eine frühzeitige 
Mittelbereitstellung und Auftragsvergabe empfoh- 
len haben, sind konkrete wirtschaftspolitische, so- 
zialpolitische und aufklärende Maßnahmen getrof- 
fen worden. 

Wirtschaftspoiitische Maßnahmen 
Im Bereich des Bundes: 

In den Jahren 1958 und 1959 hat der lAB 
Appelle an die bauauftragvergebenden Bundes- 
ressorts, die Länder und Gemeinden gerichtet, die 
zur Förderung der kontinuierlichen Bautätigkeit 
geeigneten Maßnahmen zu treffen (s. Anlage 2 
bis 5). 

Im Bereich des Bundesministeriums für wirt- 
schaftlichen Besitz des Bundes erstrecken sich die 
meisten Baumaßnahmen aus einmaligen Mitteln 
auf mehrere Rechnungsjahre. Hierdurch ist schon 
eine wesentliche Voraussetzung für ein kontinuier- 
liches Bauen gegeben. Hinzu kommt, daß die 
Mehrzahl der Baumaßnahmen, vor allem die Ver.- 
teidigungsbauten, termingebunden ist und daher 
keinen Aufschub verträgt, so daß ihre Fortführung 
auch während des Winters erfolgen muß. 


Eine Erhebung über die monatliche Vergabe 
von Aufträgen bei Baunlaßnahmen des Bundes 
zeigt, daß im Bereich der Bundesbauverwaltung 
(Oberfinanzdirektionen) die Vergabe von Auf- 
trägen gleichmäßig in den einzelnen Monaten des 
Jahres 1958 stattgefunden hat und auch in den 
Wintermonaten kein auffälliges Absinken bei der 
Vergabe von Bauaufträgen eingetreten ist. 

Die für Verkehrsbauten des Bundes im Rech- 
nungsjahr 1958 bereitstehenden Mittel waren Ende 
November 1958 weitgehend in Form von Aufträ- 
gen gebunden (Bundesfernstraßen 97 v. H., Bundes- 
wasserstraßen 75 V. H., Deutsche Bundesbahn 70 
V. Hy. Dadurch wurde die Fortführung der Ar- 
beiten im Winter 1958/59 und die rechtzeitige 
Wiederaufnahme im Frühjahr 1959 gefördert. 

Daneben wurden die auftragvergebenden Stel- 
len der.. Verkehrsbauverwaltung bereits am Ende 
des Kalenderjahres 1958 ermächtigt, Bindungen 
für das Rechnungsjahr 1959 einzugehen (Bundes- 
fernstraßen 440 Mio DM, Bundeswasserstraßen 
30 Mio DM, Deutsche Bundesbahn 182 Mio DM). 
Diese Maßnahme ermöglichte es, umfangreiche Ar- 
beiten auf diesem Gebiet bereits zu Beginn des 
Kalenderjahres 1959, also vor Beginn des Haus- 
haltsjahres, zu vergeben und den Baubeginn im 
zeitigen Frühjahr sicherzustellen. 

Die Deutsche Bundespost hat die aus Mitteln des 
Haushaltsjahres 1958 (1. Januar bis 31. Dezember) 
zu deckenden Bauaufträge bis November 1958 in 
Höhe von 92 v. H.^ vergeben, über die Mittel des 
Rechnungsjahres 1958 hinaus wurden im Jahre 
1958 noch 53 Mio DM zum Eingehen verbindlicher 
Abmachungen für das Rechnungsjahr 1959 (Bin- 
dungsermächtigungen) bereitgestellt. 

Vom Kalenderjahr 1958 wurden in das Kalen- 
derjahr 1959 rund 388 000 begonnene, aber nicht 
I ferfiggestellte, und rund 170 000 genehmigte, aber 
! noch nicht begonnene Wohnungen übernommen. 

Dieses Polster ermöglichte es den Bauunterneh- 
I mern, die Bauarbeiten ohne Sorge um Anschluß- 
I aufträge im Winter weiterzuführen. 

Von den zur Förderung des Wohnungsbaues 
I 1959 insgesamt vorgesehenen Mitteln in Höhe 
I von 3,5 Mrd. DM waren rund 2,0 Mrd. DM bereits 
Mitte Dezember 1958 an die Länder verteilt. 

' Auch die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
j und Arbeitslosenversicherung hat im Rechnungs- 
jahr 1958/59 rund 40 v. H. ihres Bauvolumens in 
J den Wintermonaten verbaut. Alle im Rechnungs- 
i jahr 1958 begonnenen und noch zu beendenden 
1 Baumaßnahmen wurden ohne Unterbrechung im 
! Winter weitergeführt. Auf Grund der guten Erfah- 
rungen bei den als Winterversuchsbauten durch- 
geführten Hochbauten sind auch für die im Haus- 
haltsjahr 1959/60 geplanten Baumaßnahmen die 
Termine so festgelegt worden, daß sie als Winter- 
baumaßnahmen durchgeführt werden (s. Anlage 6). 

Die bau vergeh enden Bundesressorts haben 
darüber hinaus auf die nachgeordneten Dienst- 
stellen bzw. die Landesdienststellen, die Bauvor- 
haben durchführen, eingewirkt, alle Maßnahmen 
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zu ergreifen, ganzjährig kontinuierlich zu bauen 
(s. Anlage 7 bis 10). 

Die Berichte lassen erkennen, daß die bauver- 
gebenden Stellen diesen Anregungen gefolgt sind 
und das Notwendige veranlaßt haben. 

Modernisierungprogramm für Altbauwohnungen 

Der Bundesminister für wirtschaftlichen Besitz 
des Bundes hat außerdem im Sommer 1958 zur För- 
derung der Beschäftigung in den mittelständischen 
Bau- und Baunebengewerben insbesondere in den 
bauschwachen Wintermonaten einen Betrag in 
Höhe von 30 Mio DM als Darlehen zur Moderni- 
sierung von Altbauwohnungen bereitgestellt. In 
den dazu ergangenen Richtlinien vom 5. November 
1958 ist zur Förderung des Winterbaues auf die- 
sem Sektor bestimmt, daß Modernisierungsmaß- 
nahmen, die bis zum 30. April 1959 durchgeführt 
werden können, bevorzugt zu berücksichtigen sind. 
Der Betrag von 30 Mio DM war bereits 4 Monate 
nach Wirksamwerden des Programmes ausge- 
schöpft. 

Im Bereich der Länder: 

Die Länder haben sich, auch soweit sie selbst 
Bauherren sind, dem Beispiel der Bundesressorts 
angeschlossen, sie machen in wachsendem Ausmaß 
von Maßnahmen der elastischen Haushaltsführung 
und zeitlich und regional gestreuter Auftragsver- 
gabe Gebrauch. Als Beispiel sei auf ein Schreiben 
des niedersächsischen Ministers für Wirtschaft und 
Verkehr vom 20. April 1959 hingewiesen, in dem 
u. a. in einer zusammenfassenden Rückschau aus- 
geführt wird, daß fast sämtliche öffentliche Auf- 
traggeber des Landes Niedersachsen durch Ver- 
gabe von Baumaßnahmen, die im Winter 1958/59 
durchgeführt werden konnten, und durch recht- 
zeitige Ausschreibung und Vergabe von Bauvor- 
haben in diesem Jahr dazu beigetragen haben, daß 
die Kontinuität der Bautätigkeit gesichert wurde. 
Diesem Schreiben ist eine Presseinformation vom 
8, Dezember 1958 beigefügt, die darauf abgestellt 
ist, auch die privaten Bauherren und die Bauunter- 
nehmer für die kontinuierliche Bautätigkeit und 
den Winterbau zu gewinnen (s. Anlage 11 bis 14). 

Das Land Nordrhein-Westfalen, in dessen Be- 
reich fast 35 V. H. der Bautätigkeit des Bundesge- 
bietes konzentriert und dessen Mitarbeit am Ganz- 
jahresbau daher von besonderer Bedeutung ist, 
hat Anfang 1959 für den Landesstraßenbau in 
Form eines Vorgriffs 108 Mio DM aus dem Etat- 
ansatz von 215 Mio DM bereitgestellt. Weiterhin 
hat das Land Nordrhein-Westfalen von den rund 
1000 Mio DM, die ihm für das Wohnungsbaupro- 
gramm 1959 zur Verfügung stehen, über die Hälfte 
der Summe bereits im Sommer und Herbst des 
Jahres 1958 im Vorgriff bereitgestellt. 

Besondes hervorzuheben ist ein Erlaß des Tief- 
bauamtes Hamburg vom 23. Oktober 1958, der im 
Interesse einer zeitgerechten und über das ganze 
Jahr gleichmäßigen Durchführung der Bauvorhaben 
des Tiefbauamtes 


a) dem Bewerber freistellt, ein der Ausschreibung 
entsprechendes Nebenangebot einzureichen, in 
welchem er Beginn und Fertigstellung der Ar- 
beiten abweichend von den hier festgelegten 
Terminen vorschlägt, und 

b) durch die Aufnahme von Winter Schutzmaßnah- 
men als besondere Bedingung in den Ausschrei- 
bungsunterlagen „eine Fortsetzung der Arbeiten 
in der Frostzeit sowie eine über das ganze Jahr 
möglichst gleichmäßige Beschäftigung der Ar- 
beitskräfte" erreichen will. 

Speziell auf die Förderung des Winterbaues ist 
ein Maßnahmen-Erlaß des Senators für Bau- und 
Wohnungswesen von Berlin vom 15. Januar 1959 
abgestellt. Er regelt das Verfahren für die Gewäh- 
rung von Zuschüssen, die zur Abgeltung derjenigen 
Mehrkosten gewährt werden können, die durch 
Winterbaumaßnahmen bei der Durchführung von 
Bauvorhaben des mit öffentlichen Mitteln geför- 
derten sozialen Wohnungsbaues während der Win- 
termonate bis zum 31. März 1959 entstehen. Der 
Senator für Bau- und Wohnungswesen Berlin hat 
mit dieser Regelung gute Erfahrungen gemacht und 
ist willens, sie in abgewandelter Form auch im 
Winter 1959/60 wieder zum Tragen zu bringen. 

Die Einwirkung auf die Gemeinden ist besonders 
schwierig, weil es sich hier um die Entschlüsse von 
rund 23 000 autonomen Bauherren handelt. Der 
Deutsche Städtetag als federführendes Organ aller 
kommunalen Spitzenverbände hat sich die Gedan- 
kengänge des lAB zu eigen gemacht. Was die ela- 
stische Haushaltsführung im besonderen angeht, so 
hat der Deutsche Städtetag berichtet, daß Gemein- 
den und Gemeindeverbände ebenfalls von äer ela- 
stischen Haushaltsführung für Bauzwecke Gebrauch 
machen, und darauf hingewiesen, daß sich dieses 
Verfahren bei den Gemeinden und Gemeindever- 
bänden bewährt habe (s. Anlage 15 bis 16). 

Sozialpolitische Maßnahmen (vgl. Ausführungen 
zu 2.) 

Bereits in dem von der Bundesregierung am 
27. November 1958 erstatteten Bericht ist darauf 
■ hingewieseh worden, daß die Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung Not- 
standsmaßnahmen, die in den Wintermonaten 
durchgeführt werden, durch eine erhöhte Grundför- 
derung aus Mitteln des Bundes und der Arbeits- 
losenversicherung verstärkt fördern wolle. Diese 
'Maßnahme ist inzwischen mit Erfolg durchgeführt 
worden. Die Einrichtung zusätzlicher Winterbau- 
maßnahmen bewirkte, daß Notstandsarbeiten in 
vermehrtem Umfang im Winter durchgeführt wur- 
den. Die Zahl der Notstandsarbeiter im Bundesge- 
biet gegenüber dem Vorjahr erhöhte sich im De- 
zember 1958 von 4500 auf 7000, im Januar 1959 von 
3500 auf 9200 und im Februar 1959 von 5300 auf 
12 400. Trotz der kurzen Vorbereitungszeit sind bis 
zum 31. Januar 1959 im Bundesgebiet einschließlich 
Berlin 572 zusätzliche Winternotstandsmaßnahmen 
anerkannt worden. Darüber hinaus sind 107 Maß- 
nahmen, die bereits vor dem 1. Dezember 1958 be- 
gonnen waren, als Wintermaßnahmen weitergeführt 
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worden. Die eigentliche Bedeutung dieser Maß- 
nahme liegt aber darin, daß in großem Umfange ar- 
beitslose Bauarbeiter, die zu Notstandsmaßnahmen 
vermittelt werden sollten, von ihren Betrieben vor- 
zeitig zurückgerufen worden sind; im Ergebnis 
wurde damit insoweit eine Verkürzung der Wihter- 
pause erreicht (s. Anlage 17). 

Infolge der günstigen Erfahrungen, die mit der 
verstärkten Förderung von Notstandsmaßnahmen 
im Winter gemacht wurden, will die Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung auch zukünftig in verstärktem Umfang diese 
Förderungsmaßnahmen durchführen. 

Die schärfere Nachprüfung der Gründe von Ent- 
lassungen bei Bauarbeitern, die die Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung verfügt hat, hat ebenfalls einer voreiligen Ent- 
lassung in der Schlechtwetterzeit entgegengewirkt 
(s. Anlage 18). 

. Aufklärungsmaßnahmen (vgl. Ausführungen zu 3.) 

Die Bundesregierung hat durch den Hauptaus- 
schuß „BauenHm Winter" beim Bundesministerium 
für Wohnungsbau im Herbst 1958 eine Diskussions- 
schrift unter dem Titel „Erwägungen zum Winterbau 
(Ein Beitrag zum Problem des kontinuierlichen 
Bauens)" erstellen lassen und allen Bundestagsab- 
geordneten sowie sonstigen interessierten Stellen 
übergeben. Diese Schrift hat bewirkt, daß nicht nur 
die bauwirtschaftlich interessierte Öffentlichkeit, 
sondern auch weite Kreise der Verwaltung und der 
Bauwirtschaft die Probleme des kontinuierlichen 
Bauens in ihrer Gesamtheit auf einer gemeinsamen 
Grundlage diskutieren. Der Unterrichtung der fach- 
lichen Öffentlichkeit diente auch eine populär ge- 
haltene Schrift „Nein, auch im Winter", die im Auf- 
trag des Bundesministeriums für Wohnungsbau aus- 
gearbeitet und in 9000 Exemplaren kostenlos an 
fachlich interessierte Stellen abgegeben worden ist. 
Die Ergebnisse der in der Bundesrepublik Deutsch- 
land in den Wintern 1955 bis 1958 durchgeführten, 
vom Bundesministerium für Wohnungsbau geför- 
derten und von Bauforschungsinstituten beobach- 
teten Versuchs- und Vergleichsbauten sind in einer 
Schrift „Winter arbeiten im Hochbau 1955 — 1958" 
herausgegeben und über den Buchhandel verbreitet 
worden. 


Auswirkungen der oben geschilderten Maßnahmen 
zur Förderung der kontinuierlichen Bautätigkeit auf 
den Ablauf des Baugeschehens im Winter 1958/59 

Obwohl während des ganzen Dezembers 1958 
günstiges Bauwetter herrschte und genügend Bau- 
aufträge vorhanden waren, ist die Zahl der Arbeits- 
losen in der Bauwirtschaft von ihrem im September 
1958 mit 15 200 seit 1950 erreichten Tiefstand über 
40 900 im November 1958 ruckartig auf 335 900 im 
Dezember 1958 gestiegen. 

Der Höhepunkt der Arbeitslosigkeit im Bauge- 
werbe während des Winters 1958/59 wurde im 
Januar .1959 mit 599 000 erreicht (Januar 1958 = 
667 000), eine Zahl, die niedriger liegt als die Spit- 


zenzahl der Winter 1953/54 bis 1957/58. Die Bau- 
arbeitslosigkeit verringerte sich Ende Februar 1959 
auf 436 157 und sank im März 1959 ruckartig auf 
113 124 — im März 1958 wurden dagegen noch 
436 272 arbeitslose Bauarbeiter gezählt. 

Einen nicht unbeträchtlichen Beitrag zu diesem 
gesünderen Ablauf des Baugeschehens von De- 
i zember 1958 bis März 1959 dürften ohne Zweifel 
I auch die von der Bundesregierung eingeleiteten 
I Maßnahmen zur Förderung der kontinuierlichen 
Bautätigkeit geleistet haben; die Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
hat hierbei wesentlich mitgewirkt. 

Zu b) 

_ Das nachstehend umrissene Gesamtprogramm ist 
nicht starr, sondern jederzeit ergänzungsfähig. Es 
zeigt die Richtung an, in die die Bemühungen der 
Bundesregierung zur Änderung des bisherigen Ab- 
laufes der Bautätigkeit wirksam werden sollen. 
Hierbei ist sich die Bundesregierung im klaren, daß 
dieses Gesamtprogramm nur von Erfolg getragen 
sein kann, wenn es durch eigene Maßnahmen der 
Bauunternehmer und Bauarbeiter sowie der pri- 
vaten Bauherren ergänzt wird. Die Umstellung der 
Bautätigkeit auf den Ganzjahresbau ist, wie immer 
wieder betont werden muß, eine Aufgabe, die nur 
im Zusammenwirken aller am Baugeschehen Betei- 
ligten gelöst werden kann. 

Das Gesamtprogramm gliedert sich in einen wirt- 
schaftlichen, sozialpolitischen und technischen Teil. 

1. Wirtschaftspolitischer Teil 

a) Zusammenlegung von Haushalts- und Kalender- 
jahr 

Der Haushaltsausschuß des Bundestages hat — 
wie zu 1. bereits berichtet — eine Empfehlung 
i an den Bundestag ausgearbeitet, den Bundes- 
finanzminister zu ersuchen, die Umstellung des 
I Rechnungsjahres für den Bund zum 1. Januar 
I 1961 durchzuführen und auf die Länder einzu- 
j wirken, die Umstellung des Rechnungsjahres für 
ihren und den kommunalen Bereich zum gleichen 
I Zeitpunkt vorzunehmen. Dieser Empfehlung ist 
I vom Deutschen Bundestag mit Beschluß vom 
12. Juni 1959 entsprochen worden. 

I b) Mehrjahresbaupläne 

Die Bundesregierung wird sich verstärkt für die 
Aufstellung von Mehrjahresbauplänen einsetzen. 

So ist z. B. ein „Vierjahresprogramm für den 
I Ausbau der Bundesfernstraßen 1959 bis 1962" in 
i Vorbereitung. Das in der parlamentarischen Be- 
ratung befindliche „Straßenbaufinanzierungs- 
gesetz" ermöglicht die Aufstellung von Mehr- 
jahres-Haushalten, so daß das geplante Vier- 
jahresprogramm über die einzelnen Haushalts- 
jahre hinweg finanziert werden kann. 

c) Auflagen bei dem Einsatz öffentlicher Baumittel 
in Richtung auf die Bauausführung in bau- 
schwachen Monaten 

Die Bundesregierung wird gemeinsam mit den 
1 Ländern alle Möglichkeiten prüfen, die gegeben 
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sind, um durch Einsatz marktkonformer Mittel 
Winterarbeiten im Hochbau zu fördern. 

Die im Vorjahr begonnene Förderung von Win- 
terarbeiten bei Wohnungsbauten für Angehörige 
des Bundes wird fortgesetzt werden. 

d) Konjunktur bewußte Auftragsvergabe 

Die Bundesregierung hat sich zuletzt am 
28. April 1959 in einer Aussprache mit Vertre- 
tern aller Öffentlichen Bauherren unter Einsdiluß 
der freien und gemeinnützigen Wohnungsbau- 
gesellschaften für eine konjunkturbewußte Auf- 
tragsvergabe eingesetzt. 

Sie hat als geeignete Einrichtung auf die Bil- 
dung^ von regionalen Koordinierungsausschüssen 
hingewiesen (s. Anlage 20). 

Zur Förderung der Bildung dieser Koordinie- 
rungsausschüsse hat sie am 1. Juni 1959 ein 
Schreiben an die Ministerpräsidenten der Länder 
mit der Bitte gerichtet, sich persönlich dafür ein- 
zusetzen, daß im Bereich ihres Landes Koordi- 
nierungsausschüsse eingerichtet werden (s. An- 
lage 21). 

Der Ministerrat von Baden-Württemberg hat 
daraufhin am 15. Juni 1959, ausgehend von der 
Auffassung, daß aus wirtschaftspolitischen, ar- 
beitsmarkt- und sozialpolitischen Gründen eine 
möglichst kontinuierliche, über das ganze Jahr 
sich erstreckende Bautätigkeit anzustreben ist, 
der vorgeschlagenen Einrichtung von Koordinie- 
rungsausschüssen in den voraussichtlichen 
Brennpunkten der Bautätigkeit zugestimmt (s. 
Anlage 22). 

, Um beim Bauherrn einen Anreiz für eine Verla- 
gerung der Aufträge in den Winter zu schaffen, 
hat die Bundesregierung bei der baustofferzeu- 
genden Industrie die Einführung von gezielten 
Winterrabatten für Baustoffe angeregt. Der Bun- 
desverband Steine und Erden hatte seine Bereit- 
willigkeit erklärt, sich bei seinen Mitgliedsver- 
bänden dafür einzusetzen, daß vom 15. Dezember 
bis zum 15. Februar solche Rabatte für die preis- 
gebundenen und die preisungebundenen Steine- 
und Erden-Baustoffe gewährt würden. Wegen 
zurückhaltender kartellrechtlicher Beurteilung 
einer solchen Verbandsempfehlung hat der Bun- 
desverband diese Empfehlung bisher nicht aus- 
gesprochen. 

Die Bundesregierung hat die im Jahre 1955 auf- 
gestellten Hinweise für die Vergabe von Win- 
terarbeiten im Hochbau neu gefaßt und wird sie 
durch Beispiele für eine Leistungsbesdireibung 
und ein Angebot wirksamer gestalten, um zu 
einer klaren Risikoabgrenzung zwischen Bau- 
herrn und Bauunternehmer beizutragen. Die Ar- 
beiten werden in Kürze abgeschlossen sein (s. 
Anlage 23). 

Um sich die Erfahrungen anderer Länder auf dem 
Gebiet des Winterbaues zunutze zu machen, ist 
der Erfahrungsaustausch über das Problem des 
Winterbaues auf Antrag der Bundesregierung in 
das Arbeitsprogramm der Europäischen Produk- 
tivitätszentrale aufgenommen worden. 


e) Modernisierungsprogramm für den Althausbesitz 

Die Bundesregierung ist entschlossen, wegen des 
Erfolges des vorjährigen Modernisierungspro- 
grammes für den Althausbesitz und im Interesse 
^ einer Förderung der Beschäftigung des mittel- 
ständischen Bau- und Baunebengewerbes, insbe- 
sondere in den bauschwachen Monaten, diese 
Aktion zu wiederholen. Es ist vorgesehen, auch 
für die Wintermonate 1959/60 30 Mio DM zur 
Modernisierung von Altbauwohnungen zur Ver- 
fügung zu stellen, Modernisierungsmaßnahmen, 
die bis zum 30. April 1961 in den Wintermonaten 
durchgeführt werden können, sind bevorzugt zu 
berücksichtigen, so daß daraus eine Belebung 
der Winterbautätigkeit zu erwarten ist. Im glei- 
chen Sinne werden Mittel als Zinszuschüsse für 
Modernisierungsvorhaben des Althausbesitzes 
wirksam werden. 

f) Betriebsvergleich in der Bauindustrie (Winter- 
bau) 

Die Bundesregierung wird sich dafür einsetzen, 
daß der beauftragte Sachverständige dem Ratio- 
nalisierungskuratorium der Deutschen Wirtschaft 
den Bericht über das Ergebnis dieses von der 
Bundesregierung angeregten und finanzierten 
Betriebsvergleiches noch vor Ablauf des Som- 
mers vorlegt, um dadurch die Bauunternehmer 
über die Bauverbände wirkungsvoller über die 
betrieblichen Vorteile des Ganzjahresbaues auf- 
klären zu können. 

2. Sozialpolitischer Teil (vgl. Ausführungen zu 2.) 

In dem von der Bundesregierung eingebrachten 
Gesetzentwurf (Novelle zum AVAVG, Bundesrats- 
drucksache 221/59) ist vorgesehen, unter bestimmten 
Voraussetzungen an Bauherren Zuschüsse oder Dar- 
lehen für Bauten zu gewähren, die in der witte- 
rungsungünstigen Jahreszeit begonnen oder fortge- 
setzt werden. Dadurch soll insbesondere für den 
Wohnungsbau, der nach seinem Volumen ausschlag- 
gebende Bedeutung für die ganzjährige Beschäfti- 
gung der Bauwirtschaft besitzt, ein Anreiz geschaf- 
fen werden, im Winter zu bauen. Die öffentliche 
Hand als Bauherr soll allerdings derartige Leistun- 
gen nicht erhalten, weil von ihr die Einsicht erwar- 
tet werden kann, daß die ganzjährige kontinuier- 
liche Beschäftigung im Baugewerbe auch im eigenen 
wohlverstandenen Interesse liegt, so daß sie beson- 
derer Förderungsmaßnahmen nicht bedarf. Des wei- 
teren ist vorgesehen, Bauunternehmern durch Dar- 
lehen oder Zinszuschüsse Investitionen für Winter- 
baugeräte und -einrichtungen zu ermöglichen, wenn 
die Kreditbeschaffung auf dem freien Kapitalmarkt 
nicht oder nicht zu tragbaren Bedingungen möglich 
ist. Bauarbeiter können nach dem Entwurf Tren- 
nungsbeihilfen bei Führung eines getrennten Haus- 
halts sowie zweckmäßige Arbeitsausrüstungen er- 
halten, wenn ihre Beschäftigungsverhältnisse in der 
Schlechtwetterzeit aufrechterhalten werden. Außer- 
dem wird die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung ermächtigt, Zuschüsse 
zu Fahrkosten zum Besuch der Ehefrau oder .der 
Kinder zu gewähren, um einer Auflösung der Ar- 
beitsverhältnisse bei auswärts Beschäftigten entge- 
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genzuwirken und die sofortige Wiederaufnahme 
der Arbeit nach einer Schlechtwetterperiode zu er- 
reichen. Schließlich schlägt die Bundesregierung vor, 
daß zur Aufrechterhaltung der Beschäftigungsver- 
hältnisse an Bauarbeiter ein Schlechtwettergeld für 
die Tage gewährt wird, an denen aus zwingenden 
Witterungsgründen nicht gearbeitet werden kann. 
Voraussetzung für die Anwendung dieser Regelung 
ist allerdings, daß die Sozialpartner der Bauwirt- 
schaft tarifvertraglich vereinbaren, auf die bisher 
zulässige fristlose Entlassung aus Witterungsgrün- 
den zu verzichten, und daß für eine Arbeitsruhe 
etwa vom 24. Dezember bis 1. Januar ein voller 
Lohnausgleich an alle Bauarbeiter neben dem sonst 
zustehenden Tarifurlaub gewährt wird. 

Die Bundesregierung schlägt weiterhin eine Ände- 
rung der Bemessung des Arbeitslosengeldes vor, die 
unbefriedigende Auswirkungen des geltenden 
Rechts beseitigt. Nach der derzeitigen Fassung des 
einschlägigen § 90 AVAVG kann ein zufälliger und 
ungewöhnlich hoher Verdienst innerhalb der letzten 
13 Wochen der versicherungspflichtigen Beschäfti- 
gung zu einer unverhältnismäßig hohen Bemes- 
sungsgrundlage führen, andererseits können aber 
auch Verdienstausfälle, die auf Witterungsverhält- 
nissen beruhen, eine unangemessen niedrige Bemes- 
sungsgrundlage bewirken. Der Vorschlag der Bun- 
desregierung räumt diese Nachteile aus. 

Die Bundesregierung wird sich dafür einsetzen, 
daß das im Vertrag, den die Sozialpartner des Bau- 
gewerbes zur Förderung der ganzjährigen Beschäf- 
tigung der Bauwirtschaft abgeschlossen haben und 
der die Abführung eines Betrages von 2 v. H. des 
Lohnes ab 1. Oktober 1959 zur Aufrechterhaltung 
der Arbeitsverhältnisse der Bauarbeiter über Weih- 
nachten imd Neujahr vorsieht, enthaltene Junktim 
erfüllt wird. Das Junktim stellt darauf ab, daß Bun- 
desgesetzgeber und Bundesregierung ihrerseits we- 
sentliche Wirtschafts- und sozialpolitische Voraus- 
setzungen für eine ganzjährige Vollbeschäftigung 
der Bauwirtschaft schaffen (s. Anlage 24). 


3. Technischer Teil 

Die Bundesregierung wird weitere Untersuchun- 
gen über die Vorbereitung und Durchführung von 
Ausbauarbeiten im Winter in Auftrag, geben, um 
die bereits für den Rohbau vorliegenden Unter- 
suchungsergebnisse zu ergänzen. 

Sie wird weiterhin die Verwendung vorgefertig- 
ter und großformatiger Bauteile bei Winter arbeiten 
im Hochbau untersuchen lassen. 

Die technischen Möglichkeiten, den am Bau täti- 
gen Arbeitskräften besseren Witterungsschutz als 
bisher zu geben, werden ebenfalls untersucht und 
erprobt. 

4. Aufklärung 

Die Bundesregierung wird sich dafür verwenden, 
daß laufend alle am Bau Beteiligten durch den lAB, 
den Hauptausschuß „Bauen im Winter“, die Bun- 
desverbände der bauausführenden Wirtschaft und 
die Industrie-Gewerkschaft Bau-Steine-Erden dazu 
aufgerufen werden, sich für die Förderung der kon- 
tinuierlichen Bautätigkeit einzusetzen. 

Die Bundesregierung wird, um den Gedanken der 
kontinuierlichen Bautätigkeit in die breite Öffent- 
lichkeit tragen zu können, in Kürze eine Wander- 
ausstellung „Bauen im Winter“ einrichten, und in 
anderer geeigneter Weise durch Wort, Schrift und 
Bild aufklärend bei Bauherren, Bauunternehmern 
und Bauarbeitern wirken. 

Die im Programm enthaltenen Maßnahmen wer- 
den insgesamt nicht so schnell verwirklicht werden 
können, daß sie bereits im Winter 1959/60 voll zxim 
Tragen kommen. 

Die Bundesregierung glaubt jedoch, daß ihre Ini- 
tiative sowie die von ihr erwartete Mitarbeit aller 
am Baugeschehen Beteiligten dahin führen, daß die 
Arbeitslosigkeit der Bauarbeiter in den komrnenden 
Jahren nachhaltig zurückgehen wird. 
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Ausführungsverordnung 
zum Gesetz über die Unterkunft bei Bauten 

vom 21. Februar 1959*) 


Auf Grund des § 2 des Gesetzes über die Unter- 
kunft bei Bauten vom 13. Dezember 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1234) in Verbindung mit Artikel 129 
Abs. 1 des Grundgesetzes und des § 3 des Gesetzes 
über die Aufhebung von Vorschriften auf dem Ge- 
biete des Arbeitsschutzes vom 21. März 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 146) wird mit Zustimmung des Bun- 
desrates verordnet: 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Die nachstehenden Bestimmungen gelten für 
die nach § 1 des Gesetzes über die Unterkunft bei 
Bauten vom Arbeitgeber bereitzustellenden Unter- 
künfte: 

a) Schlafräume und Aufenthalts räume für die Frei- 
zeit, 

b) Tagesunterkünfte, die dem Schutz der Arbeiter 
auf der Baustelle dienen. 

(2) Landes rechtliche Vorschriften, welche der Ab- 
wehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit 
oder Ordnung dienen, bleiben unberührt, 

§ 2 

Lage der Unterkünfte 

(1) Die Unterkünfte müssen auf der Baustelle 
oder in ihrer Nähe liegen. 

(2) Die Unterkünfte dürfen sich nicht in der un- 
mittelbaren Nähe von Gerüsten, Baukränen und 
Aufzügen oder anderen gefahrbringenden Einrich- 
tungen sowie nicht in Räumen, über denen Rohbau- 
arbeiten vorgenommen werden, befinden. 

§ 3 

Bauliche Ausführungen der Schlafräume 
und der Aufenthaltsräume für die Freizeit 

(1) Die Schlafräume und die Aufenthaltsräume für 
die Freizeit müssen eine mittlere Höhe von minde- 
stens 2,30 Meter haben; sie müssen wetterdichte 
Wände und Dächer haben. Der Fußboden muß mit 
einem fußwarmen Belag versehen sein. Für jeden 
Arbeiter muß in den Schlafräumen ein Luftraum 
von mindestens 10 Kubikmeter, in den Aufenthalts- 
räumen für die Freizeit eine Bodenfläche von min- 
destens einem Quadratmeter vorhanden sein. 

(2) Die Außentüren müssen dicht und verschließ- 
bar sein und nach außen aufschlagen. Ein Windfang 
ist anzubringen. 

(3) Die Fensterfläche muß mindestens ein Zehntel 
der Fußbodenfläche betragen. Die Fenster müssen 
zum öffnen eingerichtet sein. 

*) Bundesgesetzbl. I S, 44 


(4) Die Räume müssen in der kalten Jahreszeit 
und bei naßkalter Witterung ausreichend erwärmt 
sein. 

§ 4 

Einrichtung der Schlafräume 
und der Aufenthaltsräume für die Freizeit 

(1) ln den Schlaf räumen muß für jeden Arbeiter 
eine Bettstelle vorhanden sein. Er dürfen höchstens 
zwei Bettstellen übereinander stehen. Mehr als 
sechs Bettstellen dürfen in einem Raum nicht aufge- 
stellt werden. Wird in mehreren Schichten gearbei- 
tet, so müssen für jede Schicht getrennte Schlaf- 
räume vorhanden sein. Jede Bettstelle muß minde- 
stens mit Strohsack, Kopfkissen, Wolldecken und 
Bettwäsche ausgestattet sein. Jedem neu eintreten- 
den Arbeiter muß saubere Bettwäsche zur Verfü- 
gung stehen. Die Bettwäsche ist mindestens monat- 
lich zu wechseln, das Stroh ist nach Bedarf, minde- 
stens jedoch vierteljährlich, zu erneuern. 

(2) Außerdem müssen für jeden Arbeiter vorhan- 
den sein ' 

a) ein verschließbarer Kleiderbehälter oder Schrank 
von solcher Größe, daß Kleider und Eßvorräte 
imtergebracht werden können, 

b) Platz am Tisch und Sitzgelegenheit, 

c) die Möglichkeit zum Wärmen von Speisen und 
Getränken, 

d) Einrichtimgen zum Trocknen nasser Kleidung 
außerhalb der Schlafräume xind Aufenthalts- 
räume, 

e) Trinkwasser, 

f) warmes Wasser, wenn Schmutzarbeiten durch- 
geführt werden, 

g) eine Waschschüssel, sofern nicht Wascheinrich- 
tungen mit fließendem Wasser zur Verfügung 
stehen. In diesem Falle genügt eine Zapfstelle 
für je fünf Arbeiter. 

(3) Für die Beleuchtung der Räume ist zu sorgen. 
Die Tische sind so zu beleuchten, daß an ihnen 
gelesen und geschrieben werden kann. 

(4) Die Räume müssen sauber und frei von Unge- 
ziefer sein. 

(5) Zur ordnungsmäßigen Unterbringung von 
Fahrrädern und Motorrädern müssen Einrichtungen 
bereitgestellt werden, die es ermöglichen, daß Fahr- 
räder und Motorräder gegen Witterungsunbilden 
geschützt und unter Verschluß abgestellt werden 
können. 

§ 5 

Wohnschiffe, Wohnwagen, Wohnzelte 

(1) Auf Wohnschiffe finden die Vorschriften über 
die Mindesthöhe in § 3 Abs. 1 keine Anwendung. 
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(2) Die lichte Höhe der Wohnwagen braucht — 
abweichend von § 3 Abs. 1 — nur im Scheitel 
2,30 Meter zu betragen. Als Mindestluftraum müs- 
sen für jeden Arbeiter 5 Kubikmeter und als Min- 
destbodenfläche 0,75 Quadratmeter vorhanden sein. 
Wohnwagen müssen einen Notausgang (Klapptür, 
genügend großes Fenster) besitzen. Ein Mittelgang 
von mindestens 0,75 Meter Breite muß frei bleiben. 
In der Decke oder den Seitenwänden dicht unter- 
halb der Decke sind besondere Lüftungsöffnungen 
anzubringen. 

(3) Wohnzelte dürfen nur in der warmen Jahres- 
zeit und nur bei kurzfristig betriebenen oder sich 
häufig verlagernden Baustellen verwendet werden. 
Sie müssen wasserdicht sein; durch Einbau von Luft- 
klappen ist ausreichende Lüftungsmöglichkeit zu 
schaffen. Auf Wohnzelte finden die Vorschriften^ 
über Türen in § 3 Abs. 2 und über Fenster in § 3 
Abs. 3 keine Anwendung. 

§ 6 

Tagesunterkünfte und ähnliche Hnrichtungen 
auf der Baustelle 

(1) Tagesunterkünfte müssen einen trockenen 
Fußboden haben. Sie müssen wetterfest und ver- 
schließbar sein und zum öffnen eingerichtete Fen- 
ster haben. Sie müssen in der kalten Jahreszeit und 
bei naßkalter Witterung ausreichend erwärmt sein. 
Für jeden Arbeiter ist eine Bodenfläche von minde- 
stens 0,75 Quadratmeter vorzusehen. Sitzgelegenhei- 
ten und Tische, Vorrichtungen zum Wärmen von 
Speisen und Getränken sowie Waschgelegenheiten 
und Trinkwasser müssen zur Verfügung stehen. Zum 
Ablegen und Trocknen der Kleidung müssen Ein- 
richtungen vorhanden sein. Die Tagesunterkünfte 
müssen sauber und frei von Ungeziefer sein. § 4 
Abs. 5 findet Anwendung. 

(2) Statt der Tagesunterkünfte können auch Bau- 
stellenwagen oder Räume in vorhandenen Gebäu- 
den verwendet werden, wenn sie und ihre Einrich- 
tungen den Anforderungen des Absatzes 1 ent- 
sprechen. 

(3) Ist nach dem Umfang des Bauvorhabens zu 
erwarten, daß auf der Baustelle regelmäßig nicht 
mehr als fünf Arbeiter längstens eine Woche be- 
schäftigt werden, so muß, wenn eine Tagesunter- 
kunft nach Absatz 1 nicht vorhanden ist, dafür ge- 
sorgt werden, daß die Arbeiter gegen Witterungs- 
unbilden geschützt sich umkleiden, waschen, wär- 
men und ihre Mahlzeiten einnehmen können. 

§ 7 

Aborte 

(1) Auf jeder Baustelle und bei jeder Unterkunft 
müssen vor Baubeginn Aborte angelegt werden, 
wenn sie nicht in genügender Anzahl und Beschaf- 
fenheit in nächster Nähe den Beschäftigten zur Ver- 
fügung stehen. Für je zwanzig Arbeiter — in Uber- 
nachtungsunterkünften für je fünfzehn Arbeiter — 


ist mindestens ein Abort vorzusehen. Die Aborte 
müssen den Anforderungen der Hygiene und des 
Anstandes entsprechen. 

(2) Die Aborte sind von öffentlichen Straßen und 
Plätzen abgewandt, mindestens zehn Meter von der 
Unterkunft und dreißig Meter von Trinkwasser- 
brunnen entfernt, anzulegen. 

(3) Abortanlagen, die nicht an eine öffentliche 
Entwässerung angeschlossen sind, sind mit wasser- 
dichten Behältern oder, wenn die Bodenverhältnisse 
die Gefahr einer schädlichen Beeinflussung des 
Grundwassers ausschließen, mit Erdgruben zu ver- 
sehen, die täglich mit geeigneten Mitteln zu des- 
infizieren sind. Behälter und Gruben sind abzu- 
decken. 

§ 8 

Erste Hilfe; Sanitätsraum; Feuerschutz 

(1) Auf der Baustelle und in den Schlaf- und 
Aufenthaltsräumen ist Notverbandszeug in aus- 
reichender Menge und einwandfreier Beschaffenheit 
vorrätig zu halten. 

(2) Bei jeder Baustelle, auf der mehr als fünfzig 
Arbeiter über Nacht untergebracht werden, muß in 
der Nähe der Unterkunft ein Sanitätsraum vorhan- 
den sein. 

(3) Geeignetes Feuerlöschgerät ist in ausreichen- 
der Menge bereitzuhalten., 

§ 9 

Sonderfälle 

Die in § 3 des Gesetzes über die Unterkunft bei 
Bauten genannten Behörden können im Einzelfall 
weitergehende Maßnahmen anordnen, wenn diese 
zum Schutze der Arbeiter erforderlich sind; sie 
können von einzelnen Vorschriften Ausnahmen zu- 
lassen, wenn dadurch der Schutz der Arbeiter nicht 
beeinträchtigt wird. 

§ 10 

Geltung im Land Berlin 

Diese Verordnung gilt auch im Land Berlin, so- 
fern sie im Land Berlin in Kraft gesetzt wird. 

§ 11 

Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt drei Monate nach ihrer 
Verkündung in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten 

die Verordnung über die lagermäßige Unterbrin- 
gung von Arbeitskräften während der Dauer des 
Krieges (Lagerverordnung) vom 14. Juli 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 388) und 

die Ausführimgsverordnung zum Gesetz über die 
Unterkunft bei Bauten vom 24. Oktober 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 1516) 
außer Kraft. 


Bonn, den 21. Februar 1959. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
Blank 
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Abschrift 


Der Vorsitzer 

des Interministeriellen Arbeitsausschusses 
Bauwirtsdiaft der Bundesregierung 
IV C 5 — 2144/58 


Bonn, den 18. Februar 1958 
Bundesministerium für -Wirtschaft 


An die 

für die Wirtschaft zuständigen Herren Minister 
(Senatoren) der Länder 

— Referat Bauwesen und Bauwirtschaft — 


Baden- Württemberg 

Bayern 

Berlin 

Bremen 

Hamburg 

Hessen 


Niedersachsen 

Nordrhein-Westfalen 

Rheinland-Pfalz 

Saarland 

Schleswig-Holstein 


Senator für Bau- und Wohnungswesen 

Berlin-Wilmersdorf 
Württembergisdie Str. 6 — 10 


Ministerium für öffentliche Arbeiten und Wiederaufbau 

Saarbrücken 
Genfer Straße 2 


Betr.: Kontinuierliche Bautätigkeit 


Die Kennzeichnung des Baujahres 1957 als eines Modelljahres kon- 
tinuierlicher Bautätigkeit, die der Interministerielle Arbeitsausschuß 
Bauwirtschaft der Bundesregierung bereits Ende November ausge- 
sprochen hatte, hat inzwischen in der bauwirtschaftlichen Öffentlich- 
keit allseitige Zustimmung gefunden. 

Dieser volkswirtschaftlich außerordentlich positive Tatbestand ist 
zu einem erheblichen Teil der „konjunkturbewußten", zeitlich und 
räumlich gut gestreuten Auftragserteilung durch die öffentlichen 
Bauauftraggeber zuzuschreiben. 

Auch nach Auffassung des Länder ausschusses Bauwesen und Bau- 
wirtschaft, der am 11. Februar 1958 in meinem Hause getagt hat, 
sind im Baujahr 1958 die Bemühungen zur Sicherung einer kontinu- 
ierlichen Bautätigkeit fortzusetzen. 

Unter Bezugnahme auf dieses Beratungsergebnis und unter Hinweis 
auf die Ihrem Bauwirtschaftsreferenten bereits übergebenen Unter- 
lagen (Presseveröffentlichung über die Sitzung des Kleinen Arbeits- 
kreises des lAB vom 24. Januar 1958 und Abschrift meines Schrei- 
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bens an den Deutschen Städtetag als das federführende Organ 
aller kommunalen Spitzenverbände vom 6. Februar 1958) möchte ich 
in meiner Eigenschaft als Vorsitzer des lAB Ihnen gegenüber zum 
Ausdruck bringen, daß es sehr dankenswert wäre, wenn Sie sich — 
und zwar möglichst im Rahmen des Interministeriellen Bauaus- 
schusses Ihres Landes — erneut dafür einsetzen würden, daß die 
Auftragsvergabe bei den Bauvorhaben Ihrer Landesregierung auch 
in diesem Jahr im Sinne der obigen Zielsetzung erfolgt. 


gez. Dr. Krautwig 
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Abschrift 


Ministerialdirektor Dr. Krautwig 
beim Bundesminister für Wirtschaft 


Vorsitzender des Interministeriellen 
Arbeitsausschusses Bauwirtschaft 
der Bundesregierung 
IV C 5 — 1836/58 


Bonn, den 6. Februar 1958 


An den 

Deutschen Städtetag 
2 . Hd. V. Herrn Dr. Sattler 
Erster Beigeordneter 

Köln 


Betr.: Sicherung einer kontinuierlichen Bautätigkeit im Jahre 195b 
Sehr geehrter Herr Dr. Sattler! 

Das Baujahr 1957 ist wegen seines spannungslosen Ablaufes treffend 
als Modelljahr kontinuierlicher Bautätigkeit bezeichnet worden. 

Dieses Resultat ist dem Zusammenwirken mehrerer Faktoren zuzu- 
schreiben, davon im besonderen dem ,j^konjunkturbewußten" Ver- 
halten der das Baumarktgeschehen in erheblichem Ausmaß bestim- 
menden öffentlichen Bauherren. 

Die öffentlichen Bauherren haben einmal durch haushaltsrechtlich 
zulässige Maßnahmen (z. B. Bindungsermächtigungen, Vorwegbewilli- 
gungen) die Zäsur im öffentlichen Bau weitgehend beseitigt, die 
früher regelmäßig nach dem Ende eines Haushaltsjahres eintrat, 
und dadurch eine wesentliche Voraussetzung dafür geschaffen, daß 
die gesamte Bautätigkeit in den Monaten Februar und März sehr 
kräftig einsetzen und der Zustand der Vollbeschäftigung am Bau- 
markt schon im April erreicht werden konnte. Darüber hinaus haben 
die öffentlichen Bauherren durch ihre planmäßigen Bemühungen, die 
Bauaufträge möglichst gleichmäßig über das ganze Jahr zu verteilen, 
entscheidend dazu beigetragen, daß die früher übliche Ballung der 
Bautätigkeit im Spätsommer ausgeblieben ist, mit der nicht nur bau- 
wirtschaftlich, sondern auch gesamtvolkswirtschaftlich sehr positiven 
Folge, daß der hohe Beschäftigungsstand fast bis zum Jahresende 
angehalten hat. 

Viele Anzeichen deuten darauf hin, daß die Bauleistung des Jahres 
1958 gegenüber der des Jahres 1957 real keine wesentliche Wachs- 
tumsrate zeitigen wird. In diesem Zusammenhang hält es der Inter- 
ministerielle Arbeitsausschuß Bauwirtschaft der Bundesregierung für 
angezeigt, den Öffentlichen Bauauftraggebern als seine Auffassung 
bekanntzugeben, daß auch bei einer Verlangsamung des bauwirt- 
schaftlichen Wachstums von dem Grundsatz der möglichst gleich- 
mäßigen Auftragsverteilung über das ganze Jahr nicht abgewichen 
werden sollte. Der Interministerielle Arbeitsausschuß Bauwirtschaft 
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der Bundesregierung ist vielmehr der Meinung, daß die öffentlichen 
Bauauftraggeber gerade in einer Situation der sich normalisierenden 
Bautätigkeit aus baukonjunkturellen, arbeits- und sozialpolitischen 
sowie auch aus preislichen Überlegungen an der auf kontinuierliche 
Bautätigkeit abzielenden Vergabepraxis unbedingt festhalten soll- 
ten. 

Ich gestatte mir als Vorsitzender des Interministeriellen Arbeits- 
ausschusses der Bundesregierung, Ihnen diese Auffassung zur Kennt- 
nis zu bringen, und wäre Ihnen dankbar, wenn der Deutsche Städte- 
tag als federführendes Organ aller kommunalen Spitzenverbände in 
geeignet erscheinender Weise die kommunalen Bauherren von dieser 
Auffassung des Interministeriellen Arbeitsausschusses Bauwirtschaft 
der Bundesregierung unterrichten würde. 

Auf Ihre Unterredung mit meinem Mitarbeiter Dr. Kayser darf ich 
Bezug nehmen. 


Mit vorzüglicher Hochachtung 
gez. Dr. Krautwig 
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Abschrift 


Bundesministerium für Wirtschaft 
— Ministerialdirektor Dr. Krautwig — 

Vorsitzender des Interministeriellen 
Arbeitsausschusses Bauwirtschaft 
— IV C 5 — 1086/59 — 


Bonn, den 5. Januar 1959 


An die 

für die Wirtschaft zuständigen 
Herren Minister (Senatoren) der Länder 

■ — Referat Bauwirtschaft — 


Baden-Württemberg 

Bayern 

Berlin 

Bremen 

Hamburg 

Hessen 


Niedersachsen 

Nordrhein-Westfalen 

Rheinland-Pfalz 

Saarland 

Schleswig-Holstein 


Senator für Bau- und Wohnungswesen 

Berlin-Wilmersdorf 
Württembergische Straße 6 — 10 


Ministerium für öffentliche Arbeiten und Wiederaufbau 

Saarbrücken 
Genfer Straße 2 


Betr.: Kontinuierliche Bautätigkeit' 

Bezug: Mein Schreiben vom 18. Februar 1958 — IV C 5 2144/58 — 

Der Deutsche Bundestag hat in einer am 27. November 1958 ein- 
stimmig angenommenen Entschließung, die das Ergebnis der durch 
die Große Anfrage der SPD (Verbesserung der Verhältnisse in der 
Bauwirtschaft) ausgelösten Aussprache war, die Bundesregierung er- 
sucht, sich für eine Verstärkung der kontinuierlichen Bautätigkeit 
einzusetzen. Eine besondere Bedeutung kommt in diesem Zusammen- 
hang der Vergabe öffentlicher Bauvorhaben zu. 

Aus diesem Grunde möchte ich mein Schreiben vom 18. Februar 1958 
in Erinnerung bringen und Sie hiermit wiederum bitten, sich nach- 
drücklich in der Ihnen geeignet erscheinenden Weise dafür zu ver- 
wenden, 

1. daß Bauvorhaben, deren Bauherr Ihr Land ist, möglichst in den 
bauschwachen Monaten zu Beginn und am Ende des Jahres 1959 
durchgeführt werden, 
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2. daß bei Bauprojekten, die aus besonderen Motiven während der 
sommerlichen Bauhochsaison in Angriff genommen werden müs- 
sen, vorher sehr sorgfältig Zustand und Entwicklungstendenz der 
jeweiligen örtlichen und regionalen Baumärkte und Bauarbeits- 
märkte geprüft werden, und 

3. daß diese Prüfung durch eine elastische Zusammenarbeit aller 
für die öffentliche Bautätigkeit zuständigen oder daran wesentlich 
interessierten örtlichen und regionalen Stellen erfolgt. 

Bei dieser Bitte gehe ich von der sicher auch von Ihnen geteilten 
Annahme aus, daß die günstigen Baufinanzierungsmöglichkeiten als 
Folge der seit geraumer Zeit bestehenden und mit hoher Wahrschein- 
lichkeit weiter anhaltenden Ergiebigkeit des Kapitalmarktes im Jahre 
1959 eine wohl vorbereitete und konjunkturbewußte Auftragsertei- 
lung bei öffentlichen Bauaufträgen ganz besonders notwendig 
machen, weil einerseits auch in diesem Jahre das Bauarbeits- 
potential wieder restlos ausgeschöpft werden dürfte, es andererseits 
aber nicht verantwortet werden kann, der bauausführenden Wirt- 
schaft auch nur mittelbar nahezulegen, ihre maschinellen Kapazitäten 
im Hinblick auf die Bewältigung zu erwartender Spitzenbelastungen 
nochmals zu steigern, zumal schon im Jahre 1958 von der Bauwirt- 
schaft vielfach über das Brachliegen von Maschinenkapazitäten, be- 
dingt durch den — auch im Jahre 1959 kaum zu behebenden — 
Mangel an Bedieungspersonal geklagt wurde. 

Für eine baldige Rückäußerunjg wäre ich Ihnen sehr verbunden. Ab- 
schriften meines Schreibens — IV C 5 — 2144/58 — vom 18. Februar 
1958 sowie eines Erlasses des Bundesministers für das Post- und 
Fernmeldewesen vom 3. Dezember 1958 — VO-6000-1 — sind bei- 
gefügt. 

An den Deutschen Städtetag, Köln-Marienburg, das federführende 
Gremium der kommunalen Spitzenverbände, habe ich ein Schreiben 
gleichen Inhalts gerichtet. 


gez. Dr. Krautwig 
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Abschrift 


Bundesministerium für Wirtschaft Bonn, den 5. Januar 1959 

— Ministerialdirektor Dr. Krautwig — 

Vorsitzender des Interministeriellen 
Arbeitsausschusses Bauwirtschaft 
_ IV C 5 — 1086/59 — 


An den 

Deutschen Städtetag 

z. Hd. von Herrn Dr. Sattler 

Erster Beigeordneter 

KÖln-Marieriburg 


Betr.: Kontinuierliche Bautätigkeit 

Bezug; Mein Schreiben — IV C 5 — 1836/58 — vom 6. Februar 1958 
Ihr Schreiben vom 11. Februar 1958 


Sehr geehrter Herr Dr. Sattler! 

Der Deutsche Bundestag hat in einer am 27. November 1958 einstim- 
mig angenommenen Entschließung, die das Ergebnis der durch die 
Große Anfrage der SPD (Verbesserung der Verhältnisse in der Bau- 
wirtschaft) ausgelösten Aussprache war, die Bundesregierung ersucht, 
sich für eine Verstärkung der kontinuierlichen Bautätigkeit einzu- 
setzen. Eine besondere Bedeutung kommt in die'sem Zusammenhang 
der Vergabe öffentlicher Bauvorhaben zu. 

Aus diesem Grunde möchte ich mein Schreiben vom 6. Februar 1958 
in Erinnerung bringen und Sie hiermit wiederum bitten, sich nach- 
drücklich in der Ihnen geeignet erscheinenden Weise dafür zu ver- 
wenden, 

1. daß Bauvorhaben, deren Bauherren die Gemeinden sind, möglichst 
in den bauschwachen Monaten zu Beginn und am Ende des Jahres 
1959 durchgeführt werden, 

2. daß bei Bauprojekten, die aus besonderen Motiven während der 
sommerlichen Bauhochsaison in Angriff genommen werden müs- 
sen, vorher sehr sorgfältig Zustand und Entwicklungstendenz der 
jeweiligen örtlichen und regionalen Baumärkte und Bauarbeits- 
märkte geprüft werden, und 

3. daß diese Prüfung durch eine elastische Zusammenarbeit aller, für 
die öffentliche Bautätigkeit zuständigen oder daran wesentlich 
interessierten örtlichen und regionalen Stellen erfolgt. 

Bei dieser Bitte gehe ich von der sicher auch von Ihnen geteilten 
Annahme aus, daß die günstigen Baufinanzierungsmöglichkelten als 
Folge der seit geraumer Zeit bestehenden und mit hoher Wahrschein- 
lichkeit weiter anhaltenden Ergiebigkeit des Kapitalmarktes im Jahre 
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1959 eine wohl vorbereitete und konjunkturbewußte Auftragsertei- 
lung bei öffentlichen Bauaufträgen ganz besonders notwendig 
machen, weil einerseits auch in diesem Jahre das Bauarbeitspotential 
wieder restlos ausgeschöpft werden dürfte, es andererseits aber nicht 
verantwortet werden kann, der bauausführenden Wirtschaft auch nur 
mittelbar nahezulegen, ihre maschinellen Kapazitäten im Hinblick 
auf die Bewältigung zu erwartender Spitzenbelastungen nochmals 
zu steigern, zumal schon im Jahre 1958 von der Bauwirtschaft viel- 
fach über das Brachliegen von Maschinenkapazitäten, bedingt durch 
den — auch im Jahre 1959 kaum zu behebenden — Mangel an Be- 
dienungspersonal geklagt wurde. 

Für eine baldige Rückäußerung wäre ich Ihnen sehr verbunden. Ab- 
schriften meines Schreibens — IV C 5 — 1836/58 — vom 6. Februar 
1958 sowie eines Erlasses des Bundesministers für das Post- und Fern- 
meldewesen — 6000-1 — vom 3. Dezember 1958 sind beigefügt. 

An die für die Wirtschaft zuständigen Herren Minister (Senatoren) 
der Länder habe ich ein Schreiben gleichen Inhalts gerichtet. 

Der Fragenkomplex der Förderung der kontinuierlichen Bautätigkeit 
wird auf der nächsten Sitzung des Länderausschusses Bauwirtschaft 
am 20. Januar 1959 (Beginn 10.00 Uhr) behandelt werden. Ich wäre 
Ihnen dankbar, wenn Sie dazu einen Vertreter entsenden könnten. 
Besondere Einladung erfolgt in Kürze. 


Mit vorzüglicher Hochachtung 
gez. Dr. Krautwig 
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Anlage 6 


Abschrift 


Bundesanstalt für ArbeitsvermUtlung Nürnberg, den 21. November 1958 

und Arbeitslosenversicherung 

Der Präsident 

GZ.; IIIb2 — 1610 (Winterbau) 


An den 

Herrn Präsidenten 
des Landesarbeitsamtes 


Betr.: Hochbaumaßnahmen der Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung; 

hier: Durchführung eines „Winterbauprogrammes'' 

Vorg.: 


Die Baumaßnahme: 

erkläre ich hiermit als Winterversuchsbau der Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung, und zwar der 

Gruppe I 

Gruppe IL 

Hierbei ist das beiliegende Merkblatt (Fassung vom November 1958) 
zu beachten. Die beigefügten Mehrabdrucke sind für die Baudienst- 
stellen bzw. für die nachgeordneten Dienststellen der Bundesanstalt 
bestimmt. 


Anl.: Merkblatt 


I. V. 

gez. Dr. Quenzer 
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Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung Nürnberg, den 1958 

und Arbeitslosenversicherung 

Der Präsident 

Ia3 — 5221/7314/1610 


An den 

Herrn Präsidenten 
des Landesarbeitsamtes 


Betr.: Bauen im Winter; 

hier: Vermittlung von Arbeitskräften für Hochbaumaßnah- 
men der Bundesanstalt und Einsparung von Mitteln der 
Arbeitslosenversicherung 

Vorg.: Runderlaß vom 16. Dezember 1955 — 406/55.1 — 5221 — 
Runderlaß vom 9. Oktober 1956 — Ic3 — 5221 — 


Im Zuge der Bestrebungen, durch Ausdehnung der Bausaison eine 
kontinuierliche Beschäftigung in der Bauwirtschaft zu fördern, sollen 
möglichst viele Baumaßnahmen der Bundesanstalt im Winter 1958/59 
als Versuchsbauten für den Winterbau durchgeführt werden. In diese 
Maßnahme ist folgendes Bauvorhaben Ihres Bezirkes einbezogen 
worden: 

Zur Unterstützung der Winterbauten ist ein „Merkblatt für die 
Durchführung eines Winterbauprogrammes im Bereich der Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung" her- 
ausgegeben worden, das allen beteiligten Dienststellen der Bundes- 
anstalt sowie der Bauverwaltung die zunächst wichtigen Anhalts- 
punkte für die Bauvorbereitung geben soll. 

Die planmäßige Durchführung dieses Winterprogramms der Bundes- 
anstalt bitte ich durch Vermittlung geeigneter Arbeitskräfte in jeder 
Weise zu unterstützen. Es muß sichergestellt sein, daß die vorgese- 
henen Winterbauten nicht durch den Mangel an Arbeitskräften in 
ihrem Fortgang behindert werden. Dabei sind aus dem Personenkreis 
der , Bauarbeiter, die während der Wintermonate zur Entlassung 
kommen, vor allem ortsgebundene Arbeitskräfte, die für einen Ver- 
mittlungsausgleich nicht in Betracht kommen, zu berücksichtigen. 

Nach Durchführung der vorgenannten Baumaßnahme ist festzustellen: 

1. welche Arbeitskräfte bei der Baufirma durch die Übernahme^ des 
Bauvorhabens nicht zur Entlassung gekommen sind, 

2. welche Arbeitskräfte für diese Baumaßnahme neu eingestellt 
worden sind. 

Diese Kräfte sind dann sofort, spätestens jedoch nach Beendigung 
der winterlichen Arbeitsruhe in der Bauwirtschaft, der Versicherungs- 
abteilung listenmäßig unter Angabe der Stamm-Nr. und der Beschäf- 
tigungsdauer zu melden. Es ist nur der Zeitraum zu erfassen, wäh- 
rend dessen die Bauarbeiter sonst arbeitslos gewesen wären. 
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Die Versicherungsabteilung errechnet daraufhin die Beträge, die 
sonst an die Arbeitslosen hätten gezahlt werden müssen, und be- 
richtet darüber an das Landesarbeitsamt. 

Ich bitte, entsprechende Weisungen zu erteilen und mir nach Beendi- 
gung der winterlichen Arbeitsruhe im Baugewerbe unaufgefordert 
die Höhe der ersparten Unterstützungsmittel mitzuteilen. 

Eine Mehrausfertigung dieses Erlasses ist für das zuständige Arbeits- 
amt beigefügt. 


1 Anlage 


I. A. 

gez. Dr. Schönefelder 


Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung 

Der Präsident 

GZ.: IIIb2 — 1610 (Winterbau) 


Merkblatt 

für die Durchführung eines Winterbauprogramms im Bereich der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 

(Fassung vom November 1958) 

A) Im Winter 1958/59 sollen Hochbaumaßnahmen der Bundesanstalt, 
die durch Einzelerlasse näher bestimmt werden, versuchsweise 
als „Winterbauten" durchgeführt werden. 

Hierbei sind 2 Gruppen zu unterscheiden: 

Gruppe I: 

Zu dieser Gruppe gehören Baumaßnahmen, die ab April 1958 
begonnen wurden und sich z. Z. in verschiedenen Stadien der 
Rohbauausführung befinden. 

Der Rohbau wird voraussichtlich noch vor Eintritt der Frost- 
periode fertiggestellt werden. Es soll möglichst erreicht werden, 
daß der Rohbau bei Winter einbruch so weit abgedichtet und be- 
heizbar ist, daß der Innenausbau den ganzen Winter über fort- 
geführt werden kann. Dabbi wäre zunächst anzustreben, daß die 
Fenster und die Außentüren eingesetzt und verglast und die Hei- 
zungsanlage in Betrieb genommen werden kann. 

Falls dieser Stand der Baudurchführung rechtzeitig erreicht wird, 
dürften nennenswerte Mehrkosten mit Ausnahme der Beheizung 
und ggfs, einer provisorischen Beleuchtung nicht entstehen. 
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Falls dieser Stand der Baudurchführung nicht rechtzeitig erreicht 
wird, bitte ich im Benehmen mit den zuständigen Baudienststellen 
entsprechende anderweitige Vorkehrungen (z. B. provisorische 
Verschalung u. dgl.) unter Angabe der voraussichtlichen Kosten 
rechtzeitig vorzuschlagen. 

Gruppe II; 

Diese Baumaßnahmen sind so weit vorbereitet, daß mit ihrer 
Durchführung im Spätherbst 1958 begonnen werden kann. 

Bei diesen Baumaßnahmen handelt es sich um echte Winter- 
(Frost-)Bauten, bei denen auch die Rohbauarbeiten in der Frost- 
periode bis etwa minus 15° C durchgeführt werden sollen. 

Die Bundesanstalt ist dabei besonders an einer zuverlässigen Er- 
mittlung bzw. Gegenüberstellung 

a) der durch den Winterbau verursachten Mehrkosten 

b) der durch die Weiterbeschäftigung im Winter erzielten Ein- 
sparungen an Mitteln der Arbeitslosenversicherung 

interessiert. Außerdem sollen an den bundesanstaltseigenen Bau- 
maßnahmen Erfahrungen über die praktische Durchführung des 
Winterbaues gesammelt werden. 

Um diese Unterlagen nach einheitlichen Gesichtspunkten zu er- 
halten, bedarf es einer besonders engen Zusammenarbeit zwi- 
schen den planenden und ausführenden Baudienststellen und den 
Dienststellen der Bundesanstalt. 

B) a) Hinweise für die Baudienststellen 

1. Die Bundesanstalt ist bei den Baumaßnahmen, die sie in 
Gruppe I bzw. in Gruppe II als Winter-(Frost-)Versuchs- 
bauten erklärt hat, grundsätzlich bereit, die nachweislich 
durch den Winter- bzw. (Frost-) Bau verursachten Mehr- 
kosten zu übernehmen. 

2. Bei Baumaßnahmen der Gruppe II sind alle erforderlichen 
Vorkehrungen in der Bausteilen-Einrichtung und im Betrieb 
der Baustelle zu treffen, die den Arbeitskräften der Bau- 
unternehmer ein Weiterarbeiten bei jeder Witterung er- 
möglichen. Ich bitte davon auszugehen, daß der Frostschutz 
bis zu minus 5° C im normalen Angebot einkalkuliert wird. 

Die zusätzlichen Frostschutzmaßnahmen sollen in 2 Grup- 
pen angeboten werden (vgl. Leistungsbeschreibung, ange- 
führt unter 5.), und zwar . . . bis — 10° C und . . . bis 
—15 C°. 

3. Diese Vorkehrungen sollen schon in den Ausschreibungen 
enthalten sein. Sie sollen als zusätzliche Kosten erscheinen 
und müssen in jedem Falle klar erkennbar und nachprüfbar 
sein. 

4. Die Mehrkosten für den Winterbau sollen ebenso wie die 
Ausschreibung und Vergabe der eigentlichen Rohbauarbei- 
ten dem Wettbewerb unterliegen (ggfs, öffentliche Aus- 
schreibung). 

5. Damit die Ergebnisse — allerdings unter Berücksichtigung 
der verschiedenen örtlichen Gegebenheiten — verglichen 
werden können, ist es notwendig, daß nach einheitlichen 
Richtlinien vorgegangen wird. 
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Die Unternehmer, die für die Vergabe in Frage kommen, 
sollen ausdrücklich verpflichtet werden, daß sie alle in 
Betracht kommenden Vorkehrungen treffen, die Mehr- 
kosten einwandfrei nachweisen und alle Möglichkeiten zur 
Erfüllung des Zweckes, nämlich nachzuweisen, daß die 
praktische Durchführung des Winter-{Frost-)baues technisch 
möglich ist, im Benehmen mit den zuständigen Stellen der 
Bauverwaltung und der Bundesanstalt ausschöpfen werden. 
Um dies sicherzustellen, sollen bei den Ausschreibungen 
die „Hinweise für die Vergabe von Winterarbeiten im 
Hochbau", aufgestellt vom Ausschuß für wirtschaftliche 
Fragen des Winterbaues, unter Federführung des Bundes- 
ministeriums für Wirtschaft und das als Anlage hierzu bei- 
gefügte „Beispiel einer Leistungsbesdireibung für zusätz- 
liche Leistungen im Frostbau" Anwendung finden. 

6. In einem Buch von Dipl. -Ing. Eugen Schleicher „Ratgeber 
für das Bauen im Winter" — Planung und Ausführung — 
sind die vorstehenden Hinweise und wertvolle weitere 
Erfahrungen und Ratschläge für den Winterbau enthalten. 
Damit alle beteiligten Dienststellen und Unternehmer von 
gleichen Unterlagen ausgehen, bitte ich, dieses Buch zu 
beschaffen und den Beteiligten zur Verfügung zu stellen. 
Es ist im Bauverlag GmbH., Wiesbaden — Berlin erschienen. 

b) Hinweise für die Dienststellen der Bundesanstalt: 

Bezüglich der Zuweisung von Arbeitskräften und der Er- 
fassung der Einsparungen an Mitteln der Arbeitslosenver- 
sicherung ergeht jeweils gesonderter Erlaß an die nachge- 
ordneten Dienststellen der Bundesanstalt. 

C) Ich bitte die Herren Präsidenten der Landesarbeitsämter, mich 
laufend über das im Benehmen mit den zuständigen Baudienst- 
stellen Veranlaßte zu unterrichten und mich bei auftretenden 
Schwierigkeiten sofort einzuschalten. 


I. V. 

gez. Dr. Quenzer 
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Anlage 7 


Abschrift von Abschrift 


Der Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen 

V D 6000-1 


Bonn, den 3. Dezember 1958 
Koblenzer Straße 81 


An die Oberpostdirektionen 
(ohne PTZ und SAP) 


Bauarbeiten in den Wintermonaten 

Es ist im volkswirtschaftlichen Interesse dringend erwünscht, Bau- 
arbeiten auch in den Wintermonaten durchzuführen. Die Arbeiten 
sollen so über das ganze Jahr verteilt werden, daß die in den letz- 
ten Jahren festzustellenden ungewöhnlich starken Schwankungen 
zwischen sommerlicher Überbeschäftigung und längerer winterlicher 
Arbeitsruhe so weit als möglich abgefangen werden. 

Technische Regeln für den Winterbau werden u. a. durch die Fach- 
presse verbreitet. Doch ist das Problem des Winterbaues zu viel- 
schichtig, um von der Verwaltungsseite her mit bestimmten Vor- 
schriften gesteuert werden zu können. Wie weit im einzelnen Bau- 
arbeiten im Winter zu beginnen oder weiterzuführen sind oder aber 
unterbrochen werden müssen, kann nur von dem für die Durchfüh- 
rung des Baues Verantwortlichen von Fall zu Fall entschieden wer- 
den. 

Die VOB-Bestimmungen dürfen zugunsten von Winterbauten nicht 
verletzt werden. Soweit bei der Vergabe von Winterbauarbeiten 
Mehrkosten im Zusammenhang mit Schutzvorkehrungen für Beleg- 
schaft und Baustelle oder für sonstige Arbeitserschwerungen ent- 
stehen, müssen sie sich in vertretbarem Rahmen halten. Zweckmäßig 
werden sie in den Abrechnungen gesondert nachgewiesen. 

Ich bitte, der Durchführung von Bauarbeiten in den Wintermonaten 
erhöhte Aufmerksamkeit zu widmen mit dem Ziel, eine über das 
ganze Jahr durchlaufende Beschäftigung zu erreichen. 


1. A. 

gez. Dr. Deinhart 
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Abschrift 


Der Bundesminister 
für wirtschaftlichen Besitz des Bundes 


Bad Godesberg, am 15. Januar 1959 
Turmstraße 48 


An Verteiler 


Betr.: Kontinuierliches Bauen. 

I. Auf Grund der Großen Anfrage der SPD zur Verbesserung der 
Verhältnisse in der Bauwirtschaft hat der Deutsche Bundestag 
am 27. November 1958 auf interfraktionellen Antrag einstimmig 
den Beschluß gefaßt, die Bundesregierung zu ersuchen: 

1. auf Länder und Gemeinden dahingehend einzuwirken, daß 
entsprechend der Praxis im öffentlich geförderten Wohnungs- 
bau auch die von Ländern und Gemeinden zum Einsatz ge- 
langenden Mittel im Hoch- und Tiefbau so rechtzeitig bereit- 
gestellt werden, daß eine kontinuierliche Planung und Bau- 
tätigkeit gefördert wird; 

2. zu prüfen, ob und inwieweit die arbeitsrechtlichen und sozial- 
politischen Voraussetzungen zur Förderung einer kontinuier- 
lichen Bautätigkeit verbessert werden könnten, namentlich 
auch durch geeignete Maßnahmen der Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung; 

3. die gewonnenen Erkenntnisse und Erfahrungen auf dem Ge- 
biet des Winterbaues insbesondere hinsichtlich der tech- 
nischen Durchführung allen in der Bauwirtschaft beteiligten 
Kreisen zugänglich zu machen; 

4. über alle Maßnahmen, die mit dem kontinuierlichen Bauen 
im Winter 1958/59 Zusammenhängen, bis zum 31. Mai 1959 
zu berichten und ein Gesamtprogramm der zu treffenden 
Maßnahmen vorzulegen. 

11. Das Ziel hierbei ist nicht nur das „Bauen im Winter", sondern 
das „kontinuierliche", d. h. ganzjährige Bauen. Hierzu ist die 
Unterstützung ^ller am Baugeschehen beteiligten Kreise erfor- 
derlich, und den bauvergebenden Dienststellen erwächst dabei 
eine besonders beispielgebende Verpflichtung. Daher darf ich 
Sie bitten, durch geeignete Weisungen an die Ihnen nachgeord- 
neten Baudienststellen dieser Forderung auch im Bereich Ihres 
Landes Nachdruck zu verleihen und die Bestrebungen um das 
ganzjährige kontinuierliche Bauen zu unterstützen. 

Für die Durchführung der Bauaufgaben des Bundes darf ich bit- 
ten, Ihre nachgeordneten Baudienststellen über folgendes zu 
unterrichten bzw. sie mit den dazu notwendigen Weisungen zu 
versehen: 

1. Die Bundesressorts werden ihre bisherigen Bemühungen ver- 
stärken, die Baumittel möglichst frühzeitig bereitzustellen 
oder Bindungsermächtigungen zu erteilen. In diesem Zusam- 
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menhang weise ich auf meinen Erlaß — III B/1 — Bau — 
0 6810 — 41/58 — vom 10. November 1958 hin, durch den die 
weitgehende Ausnützung der Beantragung von Bindungs- 
ermächtigungen für die Bauten der Bundeswehr ermöglicht 
und-, erbeten wird. 

2. Die in der beigefügten Schrift „Bauen im Winter“ festgehal- 
tenen Untersuchungsergebnisse bitte ich, Ihren nachgeord- 
neten Dienststellen zur Aufklärung über die Notwendigkeit 
des^ kontinuierlichen Bauens sowie zur weitgehenden Beach- 
tung bekanntzugeben. 

3. Zur Vermeidung von Engpässen ist es unter anderem erfor- 
derlich, daß die örtlichen Baudienststellen möglichst früh- 
zeitig mit den übrigen örtlichen Baubehörden und der Ar- 
beitsverwaltung in Verbindung treten, um sich über den in 
ihrem örtlichen Bereich zu erwartenden Umfang der Bau- 
objekte sowie die sich hieraus ergebende Belastung des Bau- 
marktes zu unterrichten und sich gegenseitig abzustimmen. 
Vorbeugende Absprachen und geeignete örtliche Maßnahmen 
sollten dazu beitragen, den zu erwartenden Schwierigkeiten 
rechtzeitig zu begegnen. 

4. Ferner ist erforderlich, daß die Bauarbeiten frühzeitig ausge- 
schrieben werden. Es liegt im bauwirtschaftlichen Gesamt- 
interesse, daß z. B. im Frühjahr zu beginnende Arbeiten 
schon während der Wintermonate ausgeschrieben und ver- 
geben werden, damit die Bauaufträge der Bauwirtschaft recht- 
zeitig zufließen. Darüber hinaus sind alle Möglichkeiten aus- 
zuschöpfen, die sich für eine Durchführung von Bauarbeiten 
im Winter ergeben, dn diesem Zusammenhang wird auf die 
Bedeutung von VOB/A § 1 1 Ziff. 1 hingewiesen. 

5. Soweit nicht besonders ungünstige Witterungsumstände die 
Durchführung von Baumaßnahmen als ausgesprochenen 
„Frostbau“ erfordern, sind Baumaßnahmen im Winter als 
„Schlechtwetterbauten“ durchzuführen (vgl. „Hinweise für die 
Vergabe von Winterarbeiten im Hochbau" Nr. 1. 1 Bundes- 
baublatt 1955 S. 555). Grundsätzlich sollen sich die Baudienst- 
stellen schon bei der Bauvorbereitung darüber klar werden, 
ob eine Baumaßnahme als Schlechtwetter- oder als Frostbau 
durchgeführt werden soll und darauf die Verdingungsunter- 
lagen abstellen (vgl. „Hinweise für die Vergabe von Winter- 
arbeiten im Hochbau“ Nr. 2 — 4), damit ggfs, auch die beson- 
deren, mit dem Frostbau verbundenen Kosten von vornherein 
dem Wettbewerb unterstellt sind. Bei Tiefbauarbeiten ist un- 
ter Berücksichtigung ihrer Besonderheiten sinngemäß zu ver- 
fahren. 

Bei der Durchführung von Baumaßnahmen als Schlechtwetter- 
bau werden Mehrkosten im allgemeinen nicht oder nur in 
unbedeutendem Umfang auftreten. Werden Baumaßnahmen 
als Frostbau durchgeführt, so müssen die haushaltsmäßigen 
Voraussetzungen zur Deckung der dadurch entstehenden 
Mehrkosten geschaffen werden, und zwar in der Form, daß 
die Mehrkosten in den Kostenvor- bzw. Kostenanschlägen 
(RBBau Muster 6 und 7) unter Teil 2.1 Kosten der Gebäude 
(Insgemein) und unter Teil 2.2 Kosten der Außenanlagen 
(2.24 Kosten sonstiger Außenanlagen und für Insgemein) in 
besonderen Positionen veranschlagt werden. Diese Beträge 
gelten als zweckgebunden. 

III. Ich darf bitten, unter Berücksichtigung meiner vorstehenden Hin- 
weise alle erforderlichen Maßnahmen bevorzugt zu treffen und 
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Ihre Baudienststellen mit den dazu notwendigen Weisungen 
baldmöglichst zu versehen. Es sollte erreicht werden, daß ent- 
sprechende Auswirkungen schon für das Jahr 1959 eintreten. 

Ich würde es begrüßen, wenn Sie unter Würdigxmg der Bedeu- 
tung des Problems geeignete Maßnahmen auch im eigenen Zu- 
ständigkeitsbereich ergreifen, und wenn Sie sich in gleicher 
Weise auch bei den anderen bauvergebenden Landesressorts 
für die Erreichung des gleichen Ziels, eines gleichmäßigen und 
ganzjährigen Bauens, einsetzen könnten. 

Der von der Bundesregierung bis zum 31. Mai 1959 dem Deut- 
schen Bundestag zu erstattende Bericht wird unter Beteiligung 
auch meines Hauses im Interministeriellen Arbeitsausschuß 
„Bauwirtschaft" erarbeitet. Sofern Sie dazu durch Vorschläge auf 
Grund Ihnen bereits vorliegender Erfahrung beitragen können, 
wäre ich für eine Übersendung Ihrer Beiträge bis zum 10. April 
dankbar. 

Von den an Ihre Baudienststellen erlassenen Weisungen darf ich 
Durchdrucke erbitten. 

Zusatz für die Bundesbaudirektion Berlin und 
die Sondervermögens- und Bauverwaltung Berlin. 

Ich bitte um Beachtung, über die getroffenen Maßnahmen bitte 
ich, mir bis zum 10. April 1959 zu berichten. 


gez. Dr. Lindrath 
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Abschrift 


Der Bundesminister für Verkehr 
W 1 — 6014 VA 59 


Bonn,' den 16. Januar 1959 
Kaufmannstraße 58 
Tel. 3021 App. 4471 


An Verteiler 


Betr.: Kontinuierliche Bautätigkeit 

Bezug: Runderlaß vom 6. Dezember 1955 — W 1 — 6206 VMA/55 — 

In der mit Bezugserlaß übersandten Bekanntmachung des Herrn Bun- 
desministers für Wohnungsbau betr. Bauen im Winter ist die Frage 
einer kontinuierlichen Beschäftigung der Bauwirtschaft behandelt 
und auf die Notwendigkeit und die Vorteile einer Ausdehnung der 
Bausaison besonders hingewiesen worden. 

Mit der Frage einer kontinuierlichen Bautätigkeit hat sich inzwischen 
auch der Deutsche Bundestag befaßt und in einer am 27. November 
1958 einstimmig angenommenen Entschließung, die das Ergebnis der 
durch die Große Anfrage der SPD (Verbesserung der Verhältnisse in 
der Bauwirtschaft) ausgelösten Aussprache war, die Bundesregierung 
ersucht, sich für eine Verstärkung der kontinuierlichen Bautätigkeit 
einzusetzen. Eine besondere Bedeutung kommt hierbei einer ent- 
sprechenden Vergabe der öffentlichen Bauvorhaben zu. 

Während bei langfristigen über mehrere Jahre laufenden Bauvor- 
haben Unterbrechungen der Bauarbeiten in der Regel nur aus un- 
vermeidbaren bau technischen Gründen, so z. B. bei Bauvorhaben im 
und am Wasser durch Hochwasser oder starkem Frost eintreten 
werden, im übrigen aber ein kontinuierlicher Ablauf der Arbeiten 
gegeben ist, ergibt sich für kurzfristige Bauvorhaben eine geeignete 
Möglichkeit zur Förderung der kontinuierlichen Beschäftigung der 
Bauwirtschaft durch Wahl eines entsprechenden Zeitpunktes für die 
Vergabe, d. h. durch Erteilung der Aufträge in den bauschwachen 
Monaten zu Beginn und am Ende eines jeden Jahres. 

Ich bitte, diesen Gesichtspunkten auch weiterhin besondere Auf- 
merksamkeit zuzuwenden und im Rahmen der gegebenen Möglich- 
keiten durch entsprechende Ausschreibung und Vergabe der Bau- 
vorhaben in noch stärkerem Maße als bisher zur verstärkten Förde- 
rung der kontinuierlichen Beschäftigung der Bauwirtschaft mit bei- 
zutragen. 


I. A. 

gez. Feyerabend 
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Anlage 10 


Der Bundesminister für Wohnungsbau 
IV A 2 — 5101/17/58 


Bad Godesberg, den 16. Oktober 1958 
Haus-App. 4123 (Fernruf 720) 


An alle 

Oberfinanzdirektionen im Bundesgebiet 


Betr.: Wohnungsfürsorge des Bundes für seine Verwaltungsange- 
hörigen; 

hier: Winterbaumaßnahmen bei den Wohnbauten für Ange- 
hörige der Bundeswehr 

Die Deckung des Bedarfs an Neubauwohnungen für die Angehörigen 
der Bundeswehr läßt trotz der vielfach erreichten erfreulichen 
Fortschritte zu wünschen übrig. Die möglichst kontinuierliche Fort- 
führung der Neubauvorhaben auch in den kommenden Monaten ist 
deshalb dringend erforderlich. Erfahrungsgemäß sind jedoch die er- 
forderlichen Maßnahmen zur Weiterführung der Außen- und Innen- 
arbeiten in den Schlechtwetter-, insbesondere aber in den Frostperio- 
den sorgfältig zu planen und vorzubereiten, wenn sie erfolgverspre- 
chend und wirtschaftlich vertretbar sein sollen. Das Bundesmini- 
sterium für Wohnungsbau hat, um Erfahrungen bei der kontinuier- 
lichen Fortführung der Bauarbeiten über das ganze Jahr sammeln zu 
können, seit dem Jahre 1955 eine Reihe von Versuchsbauten durch- 
führen und von den Bauforschungsinstituten beobachten lassen. Die 
einzelnen Baustellen und die eingesetzten Forschungsinstitute bitte 
ich aus der Anlage zu ersehen. Die bei diesen Versuchsbauten ge- 
wonnenen Erkenntnisse und Erfahrungen sind in der Fachpresse lau- 
fend bekanntgegeben worden. Ich verweise auf die Veröffentlichung 
im Bundesbaublatt Nr. 11/56, Seite 565 (Zusammenfassender Bericht 
über die Vergleichsbauten 1955/56) und darüberhinaus insbesondere 
auf die „Hinweise für die Vergabe von Winter arbeiten im Hochbau, 
Fassung 1955" (Bundesbaublatt Nr. 11/55, Seite 555), die „Hinweise 
für die Vorbereitung und Durchführung von Winterarbeiten im Hoch- 
bau, Fassung November 1955" (Bundesbaublatt Nr. 11/55, Seite 546), 
die „Änderungen und Ergänzungen zu den Hinweisen für die Vor- 
bereitung und Durchführung von Winterarbeiten im Hochbau" (Bun- 
desbaublatt Nr. 12/56, Seite 674) sowie die „Hinweise für den Ar- 
beitsschutz (Entwurf)" (Bundesbaublatt Nr. 11/55, Seite 525). 

Nach den Erfahrungen und Beobachtungen bei den Winterversuchs- 
bauten des Bundesministeriums für Wohnungsbau in den Jahren 
1955 bis 1958 können folgende Leitsätze für den Winterbau als all- 
gemein gültig angesehen werden, deren Beobachtung die Bauher- 
ren den ausführenden Bauunternehmungen dringend anempfehlen 
sollten: 

Planung: 

Kleine Bauvorhaben — etwa unter 20 Wohnungen — nicht für 

den Winter planen. 

Die winterlichen Wetterverhältnisse bei der Konstruktion und dem 

Bauzeitplan berücksichtigen. 

Die Ausschreibung klar auf Winterbau abstellen. 
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Vorbereitung; 

Nur auf erschlossenem Gelände Winterbau ansetzen. Die Bau- 
stelleneinrichtung umfassend und sorgfältig festlegen. 

Ausführung: 

Baustoffvorräte anlegen und gegen Nässe schützen. Schutzabdek- 
kungen gegen Wind, Nässe und Frost für die Arbeitsplätze, Bau- 
maschinen und Bauteile frühzeitig bereitstellen. 

Wärmequelle für Beheizung und Warmwasserbereitung frühzeitig 
bereitstellen, ebenso Beleuchtung der wichtigsten Plätze. Trockene, 
warme Unterkünfte für die Bauarbeiter schaffen und Kleider- 
trockenräume einrichten. Schutzkleidung bereithalten. 

Besondere Erfahrungen: 

Baukosten 

Für die Höhe der Baukosten sind folgende Erfahrungen von Be- 
deutung; 

Die besonderen Aufwendungen für den Winterbau hängen der 
Höhe nach wesentlich davon ab, welcher Teil der gesamten Bauzeit 
in den Winter fällt, welche besonderen Arbeiten im Winter ausge- 
führt werden und mit welcher Sorgfalt die gesamte Baustelle auf 
den Winterbau vorbereitet worden ist. 

Bei den Versuchs- und Vergleichsbauten hat sich über die Jahre 
hinweg ein Satz von etwa 3 % der Baukosten als Mehraufwendun- 
gen für die Winterbautätigkeit ergeben. Sie hängen jedoch, worauf 
besonders hingewiesen wird, von den jeweiligen Umständen des 
Einzelfalles ab. Soweit für Winterbauten Aufträge im Anschluß an 
bereits durchgeführte Sommerbauten vergeben wurden, konnte mit 
einem Abgebot von 2 bis 2 V 2 ^/o auf die Sominerpreise für die Bau- 
arbeiten gerechnet werden, während für die Sonderaufwendungen 
im Winterbau etwa der gleiche Prozentsatz wieder zugeschlagen 
wurde, so daß beide Momente im Ergebnis gegeneinander aufge- 
hoben und dem Bauherrn die normalen Sommerpreise berechnet 
wurden. 

Sozialpartner 

Das Verhalten der Bauarbeiter war zeitlich und örtlich recht unter- 
schiedlich und reichte von sehr positiver Einstellung bis zur völ- 
ligen Ablehnung. Die Bauarbeiterschaft konnte dort am ehesten zum 
Winterbau bewogen werden, wo langjährige Betriebszugehörigkeit 
ein gewisses Treueverhältnis geschaffen hat, wo der Unternehmer 
durch besondere Maßnahmen seine Bereitwilligkeit zur erhöhten 
Fürsorge für die Arbeiter auf der Baustelle zeigte und wo die Beleg- 
schaft vor Aufnahme der Winterbauarbeiten durch den Unterneh- 
mer oder die örtliche Gewerkschaft über Sinn und Ziel der Winter- 
bautätigkeit aufgeklärt wurde. 

Ergebnis 

Auf den Versuchsbaustellen hat sich ergeben, daß im Bundesgebiet 
das Bauen im Winter bei einer Außentemperatur bis zu etwa — ^7° C 
bei sinnvoller Anwendung der Leitsätze ohne wesentliche techni- 
sche Schwierigkeiten, ohne wirtschaftliche Belastungen, die nicht 
durch andere Umstände in den Betrieben und bei den Bauherren 
ausgeglichen werden könnten, und ohne unzumutbare Anforderun- 
gen an die Bauarbeiter durchgeführt werden kann. 

Um die Fortführung der Wohnungsbauten für die Bundeswehr weit- 
gehend auch für die Wintermonate sicherzustellen, werden die 
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Oberfinanzdirektionen hiermit angewiesen, die laufenden und in 
Vorbereitung befindlichen Baumaßnahmen nach den o. a. Grundsät- 
zen im Benehmen mit den Bauherren eingehend zu überprüfen und 
darüber zu wachen, daß die vorbereitenden Maßnahmen hierzu 
rechtzeitig und ausreichend getroffen werden. Die mit der Prüfung 
eingesetzten technischen Fachkräfte sollten möglichst bereits über 
Erfahrungen im Winterbau verfügen, zumindest sollten sie sich 
vorher aber mit den bisherigen Veröffentlichungen über den Winter- 
bau vertraut gemacht haben. Die Bauforschungsinstitute sind bereit, 
gegen Erstattung der Unkosten beratend tätig zu werden. Ich bitte, 
sich gegebenenfalls an das nächstgelegene Forschungsinstitut un- 
mittelbar zu wenden. Die dadurch entstehenden Kosten können unter 
„Baunebenkosten" verbucht und bei der Festsetzung des Bundes- 
darlehens berücksichtigt werden. 

Die sonstigen Aufwendungen für den Winterbau brauchen nicht 
notwendigerweise zu einer Erhöhung der vereinbarten Preise zu 
führen, da im allgemeinen die Sonderaufwendungen für Schutzmaß- 
nahmen in der sorgfältigen innerbetrieblichen Kostenrechnung 
durch andere Umstände ausgeglichen werden. 

Sollte es sich bei den Untersuchungen trotzdem ergeben, daß für 
den Bauherrn Mehrkosten gegenüber den bisherigen veranschlagten 
Kosten anfallen, so bin ich in diesen besonderen Fällen im Interesse 
einer früheren Fertigstellung der Bauvorhaben damit einverstanden, 
daß die von der Oberfinanzdirektion anerkannten Mehrkosten bei 
der Bemessung des Bundesdarlehens berücksichtigt werden. 

Um eine Übersicht über die getroffenen Maßnahmen zu erhalten 
und gegebenenfalls einzelne Zweifelsfragen erörtern zu können, 
bitte ich die Oberfinanzdirektionen, mir zu nachstehenden Terminen 
mündlich unter Vorlage einer Übersicht über den Bautenstand der** 
einzelnen Bauvorhaben zu berichten (Zimmer 301 bei Herrn Regie- 
rungs-Baudirektor Kohlenbach): 


Am 

10. 

November 

1958 

8.30 Uhr 

OFD Köln 





11.00 Uhr 

OFD Düsseldorf 





nachmittags 

OFD Münster 

am 

11. 

November 

1958 

vormittags 

OFD München 





nachmittags 

OFD Nürnberg 

am 

12. 

November 

1958 

vormittags 

OFD Hannover 





nachmittags 

OFD Kiel 

am 

13. 

November 

1958 

vormittags 

OFD Bremen 





nachmittags 

OFD Hamburg 

am 

14. 

November 

1958 

8.30 Uhr 

OFD Stuttgart 





11.00 Uhr 

OFD Freiburg 





nachmittags 

OFD Karlsruhe 

am 

17. 

November 

1958 

vormittags 

OFD Koblenz 





nachmittags 

OFD Frankfurt. 


Sollte sich bei Aufstellung der Übersicht ergeben, daß nur techni- 
sche Fragen zu erörtern sind, so genügt die Entsendung des Ver- 
treters der bauaufsichtführenden Dienststelle. 


Da die kontinuierliche Fortführung der Bautätigkeit über das ganze 
Jahr im allgemeinen volkswirtschaftlichen Interesse liegt, soll auch 
der Bau von Wohnungen für die übrigen Bundesbediensteten nach 
Möglichkeit im Winter nicht ruhen. Der Vorlage einer Übersicht 
bedarf es jedoch insoweit nicht. Eventuelle Fragen können bei den 
vorgenannten Besprechungen miterörtert werden. 

Im Aufträge: 
gez. Breuer 
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Anlage zum Schreiben vom 16. Oktober 1958 
— IV A 2 — 5101/17/58 — 


Winter-Versuchs- und Vergleichsbauten 


Ort 


Land 


Forschungsinstitut 


1955/56 


Waldkraiburg 

Bayern 

Institut für Bauforschung, 
Hannover, Wilhelmstr. 3 (IfB) 

Amberg 

Bayern 

Institut für .Bauforschung, 
Hannover, Wilhelmstr, 3 (IfB) 

Berlin 

Berlin 

Institut für Bauforschung, 
Hannover, Wilhelmstr. 3 (IfB) 

Bremerhaven 

Bremen 

Institut für Bauforschung, 
Hannover, Wilhelmstr. 3 (IfB) 

Hamburg 

Hamburg 

Institut für Bauforschung, 
Hannover, Wilhelmstr. 3 (IfB) 

Clausthal-Zellerfeld 

Niedersachsen 

Institut für Bauforschung, 
Hannover, Wilhelmstr. 3 (IfB) 

Göttingen 

Niedersachsen 

Institut für Bauforschung, 
Hannover, Wilhelmstr. 3 (IfB) 

Darmstadt 

Hessen 

Institut für Bauforschung, 
Hannover, Wilhelmstr. 3 (IfB) 

Kassel 

Hessen 

Institut für Bauforschung, 
Hannover, Wilhelmstr. 3 (IfB) 

Krefeld 

Nordrhein-Westfalen 

Institut für Bauforschung, 
Hannover, Wilhelmstr. 3 (IfB) 

Schwelm 

Nordrhein-Westfalen 

Institut für Bauforschung, 
Hannover, Wilhelmstr. 3 (IfB) 

Mainz 

Rheinland-Pfalz 

Institut für Bauforschung, 
Hannover, Wilhelmstr. 3 (IfB) 

Trier 

Rheinland-Pfalz 

Institut für Bauforschung, 
Hannover, Wilhelmstr. 3 (IfB) 

Wedel 

Schleswig-Holstein 

Institut für Bauforschung, 
Hannover, Wilhelmstr. 3 (IfB) 

Plön 

Schleswig-Holstein 

Arbeitsgemeinschaft für zeit- 
gemäßes Bauen eV, Kiel, 
Waitzstr. 11 (Arge Kiel) 

Stetten bei Stuttgart 

Baden-Württemberg 

Forschungsgemeinschaft Bauen 
und Wohnen, Stuttgart, 
Hohenzollernstr. 25 (FBW) 

Freiburg 

Baden-Württemberg 

Forschungsgemeinschaft Bauen 
und Wohnen, Stuttgart, 
Hohenzollernstr. 25 (FBW) 
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1956/57 


Arnberg 

Bayern 

IfB Hannover 

Waldkraiburg 

Bayern 

IfB Hannover 

Waltenhofen/Allgäu 

Bayern 

IfB Hannover 

Hamburg 

Hamburg 

IfB Hannover 

Preetz 

Schleswig-Holstein 

Arge Kiel 

1957/58 

Raisdorf 

Schleswig-Holstein 

Arge Kiel 

Lübeck 

Schleswig-Holstein 

Arge Kiel 

Flensburg 

Schleswig-Holstein 

Arge Kiel 

Reinbeck 

Schleswig-Holstein 

Arge Kiel 

Hamburg 

Hamburg 

IfB Hannover 

Piding 

Bayern 

IfB Hannover 

Weiden 

Bayern 

IfB Hannover 

Coburg 

Bayern 

IfB Hannover 
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Abschrift 


Hannover, den 20. April 1959 
Ho/Ko. 

— ll/4d 23.01 — 


Der Niedersächsische Minister 
für Wirtschaft und Verkehr 


An den 

Herrn Bundesminister für Wirtschaft 
Bonn/Rhein 


Betr.: Diskussionsschrift Winterbau 


Bezug: Ihre Schreiben vom 25. 2. 1959 — IV C 5 — 1572/59 — 
und vom 7. 4. 1959 — IV C 5 — 2638/59 — 

Anl.: — 1 — 

Die für den öffentlichen Bau des Landes Niedersachsen zuständigen 
Ministerien haben es nicht für erforderlich gehalten, nochmals über 
die Diskussionsschrift „Bauen im Winter" zu beraten, nachdem sie 
am 14. 11. 1958 in einer gemeinsamen Aussprache alle die in der 
Diskussionsschrift angeschnittenen Probleme eingehend erörtert 
hatten. 

Auf Grund der Ergebnisse dieser Aussprache habe ich die dem 
-Schreiben anliegende Presse-Information „Winterbau ist notwendig 
und bietet Vorteile" herausgegeben. 

Fast sämtliche öffentlichen Auftraggeber des Landes Niedersachsen 
haben durch Vergabe von Bauten, die im Winter 1958/59 durch- 
geführt werden konnten, und durch rechtzeitige Ausschreibung und 
Vergabe von Bauvorhaben in diesem Jahre dazu beigetragen, daß 
die Kontinuität der Bautätigkeit gesichert ist. 


I. A. 

gez. Muschalek 


35 



Drucksache 1211 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Abschrift 

Presse-Information 

des Niedersächsischen Ministeriums für Wirtschaft und Verkehr 
Hannover, den 8, Dezember 1958 Nr. 860 

Winterbau ist notwendig und bietet Vorteile 

Infolge des verspäteteten Einsetzens der Bautätigkeit ist es in den 
Sommer- und Herbstmonaten dieses Jahres zu unerfreulichen Span- 
nungen auf dem Baumarkt gekommen. Di.e am Baugeschehen inter- 
essierten Landesministerien und das .Landesarbeitsamt Niedersach- 
sen sind nach eingehender Prüfung der Entwicklung der Bautätigkeit 
in den letzten Jahren zu dem Ergebnis gekommen, daß nur durch 
eine Intensivierung des Winterbaues eine Verteilung der Bau- 
arbeiten über das ganze Jahr und damit eine grundlegende Verbes- 
serung der Beschäftigungsverhältnisse in der Bauwirtschaft erreicht 
werden kann. 

Obwohl auf Grund von Bindungsermächtigungen und langfristigen 
Bauplanungen in Zukunft eine kontinuierliche Bautätigkeit im 
öffentlichen Bau gesichert erscheint, ist es jedoch erforderlich, daß 
auch der private Bauherr die Bausaison durch Bauen in den witte- 
rungsungünstigeren Monaten verlängert, da allein durch den öffent- 
lichen Bau, der in Niedersachsen einen Anteil von nur 35 Vo am 
Gesamtbauvolumen hat, eine Kontinuität in der Bautätigkeit über 
das ganze Jahr nicht erzielt werden kann. 

Durch Bauen in den witterungsungünstigeren Monaten wird erreicht, 
daß 

1. das anstehende Bauvolumen gleichmäßig auf das ganze Jahr ver- 
teilt wird, 

2. der größte Teil der Bauarbeiter über das ganze Jahr kontinuier- 
lich beschäftigt wird, 

3. den Arbeitsämtern die Abdeckung des Bedarfs an Arbeitskräften 
erleichtert wird, 

4. der Bauunternehmer sorgfältig seine Planungen und Bauvorbe- 
reitungen treffen kann und somit in der Lage ist, preisgünstig zr 
kalkulieren, 

5. die vorgesehenen Bautermine eingehalten werden können, 

6. der Maschinen- und Gerätepark des Baugewerbes gleichmäßig 
ausgelastet wird, ohne daß unnötige Maschineninvestitionen bei 
Auftragsballungen gemacht werden müssen, 

7. die Abwanderung eines Teiles der in den Wintermonaten arbeits- 
losen Bauarbeiter in andere Wirtschaftszweige, die dem Arbeit- 
nehmer eine gleichmäßige Beschäftigung über das ganze Jahr 
bieten, verhindert wird, 

8. Mehrkosten, die durch Zahlung höherer Löhne, durch Einsatz 
eines größeren Maschinenparks und durch unzureichende Pla- 
nungen und Bauvorbereitungen entstanden sind, fortfallen und 

9. Baustoffe — vor allem in den Wintermonaten — preisgünstig 
und ohne Lieferungsschwierigkeiten eingekauft werden können. 

Im Hinblick darauf, daß eine verlängerte Bausaison einen reibungs- 
losen Ablauf der Bautätigkeit ermöglicht und dem Bauherrn und 
dem Bauunternehmer wesentliche Vorteile — auch für Bauten in 
den witterungsungünstigeren Monaten des Jahres — bietet, wer- 
den sämtliche Bauherren wie auch Bauunternehmer aufgerufen, in 
diesem Winter die noch anstehenden Bauvorhaben solange wie 
irgend möglich weiterzuführen und neue Bauvorhaben frühzeitig im 
nächsten Jahr zu beginnen. 
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Abschrift 


Der Minister Düsseldorf, den 3. Juni 1959 

für 

Wirtschaft und Verkehr 
des Landes Nordrhein- Westfalen 

— III/B 4 — 36-72 — 


An den 

Herrn Bundesminister für Wirtschaft 
— Referat Bauwirtschaft — 

Bonn 


Betr.: Kontinuierliche Bautätigkeit 
AnL: 1 

Der Herr Innenminister des Landes Nordrhein-Westfalen hat im 
Ministerialblatt Nr. 54 vom 26. 5. 1959 durch einen Runderlaß vom 
12. 5. 1959 auf die Bedeutung des kontinuierlichen Bauens und die 
seitens des Landes getroffenen Maßnahmen aufmerksam gemacht 
und gleichzeitig die Gemeinden und Gemeindeverbände aufgefor- 
dert, entsprechend zu verfahren. 

Abschrift dieses Erlasses lasse ich Ihnen in der Anlage zu Ihrer 
Unterrichtung zugehen. 


I. A. 

gez. Dr. Stupp 
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Abschrift 

Auszug aus dem Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen 
— Ausgabe B — 12. Jahrgang — Nummer 54 — vom 26. Mai 1959 


III. Kommunalaufsicht 
Kontinuierliches Bauen 

RdErl. d. Innenministers v. 12. Mai 1959 — III B 7/6 — 368/59 — 

Die Baudienststellen des Bundes sind nach der Veröffentlichung des 
Bundesmmisters für wirtschaftlichen Besitz des Bundes vom 15. 1. 1959 
(MinBlFin. S. 19) angewiesen worden, die veranschlagten Baumittel 
möglichst frühzeitig bereitzustellen oder Bindungsermächtigungen 
zu erteilen und, soweit angängig, Baumaßnahmen auch im Winter 
als Schlechtwetterbauten durchzuführen, um ein kontinuierliches 
Bauen zu gewährlefsten. 

Das Land Nordrhein-Westfalen hat ebenfalls für seine Baumaßnah- 
men entsprechende Maßnahmen angeordnet und weitgehend Bin- 
dungsermächtigungen erteilt oder Anträgen auf Genehmigung von 
Vorgriffen für die im Entwurf des Landeshaushaltsplanes 1959 ver- 
anschlagten neuen Bauvorhaben stattgegeben. 

Die Gemeinden und Gemeindeverbände werden gebeten, entspre- 
chend zu verfahren und die bei ihnen zum Einsatz gelangenden 
Mittel für Hoch- und Tiefbauzwecke so rechtzeitig bereitzustellen, 
daß eine kontinuierliche Planung und Bautätigkeit gefördert wird. 

An die Gemeinden und Gemeindeverbände. 


— MBL NW. 1959 S. 1222. 
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Abschrift 


Tiefbauamt Hamburg, den 23. Oktober 1958 

— TO — 


An 

alle Hauptabteilungen und Abteilungen des Tiefbauamtes 
— je besonders — 


Betr.: Zeitgerechte und über das ganze Jahr gleichmäßige Durch- 
führung der Bauvorhaben des Tiefbauamtes 

Die Vielzahl, Größe und Dringlichkeit der Bauvorhaben des Tief- 
bauamtes einerseits und der allgemeine Mangel an Arbeitskräften 
andererseits machen besondere Ausschreibungsbedingungen zur 
Sicherung einer zeitgerechten und wirtschaftlichen sowie einer über 
das ganze Jahr gleichmäßigen Durchführung der Bauvorhaben des 
Tiefbauamtes erforderlich. 

Durch die nachstehenden, in den Ausschreibungsunterlagen aufzu- 
nehmenden Bedingungen soll dem Anbieter die Möglichkeit gegeben 
werden, durch Änderung der festgelegten Bautermine eine wirt- 
schaftlichere Ausführung der Bauvorhaben vorschlagen zu können. 
Ferner hat der Bewerber nach den u. a. Bedingungen zu erklären, 
daß er über die erforderliche Anzahl von Arbeitskräften verfügt, 
um das Bauvorhaben zeitgerecht ausführen zu können, bzw. hat er 
die Sonderkosten, die bei einem Einsatz von auswärtigen Kräften 
entstehen, anzugeben. Durch die Bedingungen betreffend Winter- 
schutzmaßnahmen soll eine Fortsetzung der Arbeiten in der Frost- 
zeit sowie eine über das ganze Jahr möglichst gleichmäßige Be- 
schäftigung der Arbeitskräfte erreicht werden. 

Für die Aufnahme dieser besonderen Bedingungen in den Aus- 
schreibungsunterlagen (Leistungsbeschreibung und Leistungsver- 
zeichnis) werden folgende Richtlinien erlassen: 

1. Nebenangebot mit geänderten Bauterminen 

Bei der Ausschreibung von Bauleistungen sind Nebenangebote 
mit geänderten Bauterminen zuzulassen. Demgemäß ist in der 
Leistungsbeschreibung in den Bedingungen betr. Bauzeiten auf- 
zunehmen : 

„Dem Bewerber wird freigestellt, ein der Ausschreibung ent- 
sprechendes Nebenangebot einzureichen, in welchem er Beginn 
und Fertigstellung der Arbeiten abweichend von den hier fest- 
gelegten Terminen vorschlägt. 

In einem solchen Nebenangebot sind der Zeitpunkt des Beginns 
der Arbeiten und die Dauer der Arbeiten anzugeben." 

Des weiteren ist in das Nebenangebot aufzunehmen: 

„A. Im Falle der Annahme dieses Nebenangebotes tritt eine 
Ermäßigung 
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a) aller Pauschal- und Einheitspreise meines/unseres 

Regelangebotes um Vo ein, 

b) der Positionen meines/unseres 

Regelangebotes um Vo ein. 

(Nur ausfüllen,' wenn Regel- und Nebenangebot eingereicht 
werden.) 

B. Wenn nur ein Nebenangebot eingereicht wird, ist das 
Leistungsverzeichnis besonders als Nebenangebot kennt- 
lich zu machen." 

2. Sonderkosten bei Einsatz auswärtiger Arbeitskräfte 

ln der Leistungsbeschreibung ist in den Bedingungen betreffend 
Bauzeiten ferner aufzunehmen: 

„Der Anbieter hatdn seinem Angebot zu klären, daß er über 
die erforderliche Anzahl von Arbeitskräften verfügt, um den 
Auftrag termingerecht ausführen zu können. 

Sofern der Anbieter auswärtige Arbeitskräfte zur fristgerech- 
ten Durchführung der Arbeiten heranziehen will, hat er anzu- 
geben, von wo und in welcher Anzahl er diese heranzuholen 
beabsichtigt. 

Die Kosten für das Heranbringen und gegebenenfalls für die 
Unterbringung der auswärtigen Arbeitskräfte sind in den Ein- 
heitspreisen einzurechnen. Der Gesamtbetrag für derartige 
Aufwendungen ist im Angebot anzugeben." 

Eine entsprechende Erklärung ist zweckmäßig am Ende des Lei- 
stungsverzeichnisses aufzunehmen. 

3. Winterschutzmaßnahmen 

a) In der Leistungsbeschreibung ist in einem besonderen Absatz 
aufzunehmen: 

„Winter Schutzmaßnahmen 

Die Bauarbeiten sollen auch bei Frost bis zu Temperaturen 
von — . . .° C (jeweils gemessen um 8.00 Uhr in Boden- 
nähe an windgeschützter Stelle) weitergeführt werden. 

Um die Arbeiten auch bei Frost fortsetzen zu können, hat 
der Auftragnehmer die hierfür erforderlichen Winterschutz- 
maßnahmen in ausreichendem Umfange rechtzeitig zu tref- 
fen. Er hat hierfür seinem Angebot eine Beschreibung der 
von ihm vorgeschlagenen Einrichtungen beizufügen und die 
Kosten für Anlage, Vorhalten und Betrieb der Winter- 
schutzeinrichtungen in den hierfür vorgesehenen Positionen 
des Leistungsverzeichnisses einzusetzen, über den Einsatz 
und den Betrieb der Anlage wird von der Bauaufsicht des 
Auftraggebers im Einvernehmen mit der Bauleitung des 
Auftragnehmers besonders von Fall zu Fall entschieden." 

Diese grundsätzlichen Bedingungen über Wintersdiutzmaß- 
nahmen sind — soweit erforderlich — durch besondere, der 
Art der Bauarbeiten (z. B. Beton- und Stahlbeton-, Spann- 
beton-, Stahlbau-, Erd-, Straßenbau-, Sielbauarbeiten usw.) 
entsprechende Bedingungen zu ergänzen. 

Die tiefste Temperatur, bis zu der die Arbeiten fortgesetzt 
werden sollen, ist nach Maßgabe der wirtschaftlichen Vertret- 
barkeit sowie der Dringlichkeit der Baumaßnahme aus Ver- 
kehrs- und sonstigen Gründen festzusetzen. 

Die Temperaturverhältnisse in Hamburg (unter + 5° C) der 
letzten 6 Jahre sind aus den beigefügten Anlagen ersichtlich. 
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b) Im Leistungsverzeichnis ist aufzunehmen: 

Winterschutzmaßnahmen 

Pos. 1 Anlage der erforderlichen Win- 
terschutzeinrichtungen einschl. 
An- und Abtransport sowie 
Auf- und Abbau 

pauschal 

Die Einrichtungen bestehen aus: 

a) Winterschutz der Beton- 
mischanlage anteilig am 
Pauschalpreis 

b) Dampferzeuger einschl. der 
erforderlichen Rohrleitungen 
für das Aufwärmen der Zu- 
schlagstoffe und des Was- 
sers anteilig am Pauschal- 
preis 

c) 

d) 

e) 

Pos. 2 Vorhalten der Winterschutz- 
einrichtungen der Pos. 1 in den 
Monaten von 

bis 

. . . . Monate 

pauschal je Monat 

Aufgliederung der Pauschale 
je Monat 

a) 

b) 

c) Text wie Pos. 1 

d) 

e) 

Pos. 3 Betrieb der Winterschutzein- 
richtungen der Pos. 1 (nur auf 
Anordnung der Bauaufsicht) 

a) Betriebsstunden der Dampf- 
erzeuger der Pos. 1 b einschl. 
der erforderlichen Betriebs- 
stoffe 

(nur Einheitspreis) 

für 1 Std. 

b) Betriebsstunden der . . . 


(nur Einheitspreis) 

für 1 Std. 

c) Betriebsstunden der . , . 


(nur Einheitspreis) 

für 1 Std, 
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Pos. 4 

(nur Einheitspreis) 

Pos. 5 ....... 

(nur Einheitspreis) 


gez. Prof. Sill 
Erster Baudirektor 

2. An die 

Tiefbauabteilungen der Bezirksämter 
— je besonders — 

mit der Bitte um Kenntnisnahme und mit der Bitte, bei der Aus- 
schreibung Ihrer Bauvorhaben entsprechend zu verfahren. 

3. T 1, T2, T 11, T21, T 00 

mit der Bitte um Kenntnisnahme. 

4. Konz. z. d. A. 

gez. Prof. Sill 
Erster Baudirektor 
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Anlage 14 


Abschrift 


Berlin-Wilmersdorf, den 15. 1. 1959 
Württembergische Straße 6 — 10 

— IV eil — 


Der Senator 

für Bau- und Wohnungswesen 


An die 
Bezirksämter 

Abt. Bau- und Wohnungswesen 

Rundverfügung BauWohn Nr. 1/1959 


Bestimmungen 

über Zuschüsse zu Mehrkosten für Wirtschaftsmaßnahmen 
im mit öffentlichen Mitteln geförderten sozialen Wohnungsbau 
(Winterbauzuschüsse 1959) 

Auf Grund des Senatsbeschlusses vom 13. Januar 1959 wird hiermit 
das Verfahren für die Gewährung von Zuschüssen geregelt, die zur 
Abgeltung derjenigen Mehrkosten gewährt werden können, die 
durch Winterbaumaßnahmen bei der Durchführung von Bauvorhaben 
des mit öffentlichen Mitteln geförderten sozialen Wohnungsbaues 
während der Wintermonate bis zum 31. März 1959 entstehen: 

1. Antragsberechtigt sind Bauherren solcher Bauvorhaben, bei 
denen mit den Rohbauarbeiten vor dem 16. Februar 1959 be- 
gonnen wird und bei denen mit Hilfe von Winterbaumaßnahmen 
Arbeitskräfte in einem so erheblichen Umfange beschäftigt bzw. 
weiterbeschäftigt werden, wie dies zur zügigen Durchführung 
der Bauarbeiten notwendig ist. 

2. Der Antrag ist entsprechend dem nachstehenden Muster 1 bei 
dem für das Bauvorhaben zuständigen Bezirksamt, Abt. Bau- 
und Wohnungswesen — Amt für Baulenkung — , einzureichen, 
und zwar 

a) für Bauvorhaben, die vor Veröffentlichung dieser Bestim- 
mungen bereits begonnen worden sind, innerhalb von 
10 Tagen und 

b) für Bauvorhaben, die nach Veröffentlichung dieser Bestim- 
mungen, jedoch vor dem 16. Februar 1959 begonnen werden, 
sofort bei Baubeginn. 

3. Dem Antrag ist ein von der bauausführenden Firma aufgestell- 
ter Kostenanschlag beizufügen, aus dem die die Mehrkosten 
verursachenden Leistungen nach Umfang, Art und Einzelpreisen 
ersichtlich sein müssen. Der Kostenanschlag muß vom Bauherrn 
und vom Architekten anerkannt sein. 

4. Als Zuschuß können höchstens gewährt werden: 
a) Bei Rohbauarbeiten 

ein Grundbetrag von 1, — DM je cbm umbauten Raumes des 
zu errichtenden Gebäudes, dazu für jeden cbm umbauter 
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Raumes, der in der zwischen der Antragstellung und dem 
31. März 1959 liegenden Zeit fertiggestellt worden ist, ein 
Zuschlag von 0,75 DM; 

b) bei Ausbauarbeiten 

ein Betrag von 0,50 DM je cbm umbauten Raumes des Ge- 
bäudes. 

Werden die sich aus a) oder b) ergebenden Höchstbeträge durch 
die nachgewiesenen Mehrkosten nicht erreicht, so werden nur 
diese Mehrkosten gewährt. 

5. Zuschußfähig im Sinne dieser Bestimmungen sind nur zusätz- 
liche Maßnahmen, die gewährleisten, daß Bauarbeiten bei Tem- 
peraturen bis zu 7*^ C unter Null durchgeführt bzw. fortgesetzt 
werden können. Hierzu gehören z. B. Schutz abdeckungen für 
Baustoffe und Gebäude, Warmwasserbereitung, zusätzliche Hei- 
zung, Beleuchtung, Schutzraum, Schutzbekleidung. 

6. Anträge auf Auszahlung der Zuschußbeträge müssen dem zu- 
ständigen Amt für Baulenkung entsprechend dem nachstehenden 
Muster 2 bis spätestens 10. April 1959 zugegangen sein. 

7. Dem Auszahlungsantrag ist eine von der bauausführenden Firma 
aufgestellte Rechnung über die von ihr im einzelnen erbrachten 
Leistungen beizufügen, soweit sie auf dem in Nr. 3 erwähnten 
Kostenanschlag beruhen. Diese Rechnung muß vom Bauherrn 
und vom Architekten anerkannt sein. 

8. Der als Zuschuß gewährte Betrag ist vom Bauherrn im Baubuch 
bei den der Baufinanzierung dienenden Mitteln nachzuweisen. 

9. Von den Ämtern für Baulenkung ist unverzüglich nach Ent- 
gegennahme der Anträge durch eine Ortsbesichtigung festzu- 
stellen, ob die in den Antragsunterlagen gemachten Angaben 
zutreffen. 

10. Die Ämter für Baulenkung melden mir — ■ IV C — bis zum 
25. Februar 1959 die Zahl der Bauvorhaben, für die gemäß Nr. 2 
Ziff. 2 Buchstabe a) Äntragsunterlagen entsprechend Muster 1 
eingereicht worden sind, und zwar getrennt nach Hochbau- 
arbeiten und Äusbauarbeiten (vgl. Nr. 4). 

11. Für die Bearbeitung und haushaltsmäßige Behandlung der Äus- 
zahlungsanträge durch die Bezirke ergeht noch besondere Än- 
weisung. 


gez. Schwedler 
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Abschrift 


Deutscher Städtetag 
Erster Beigeordneter Dr. Sattler 


Köln-Marienbujrg, 11. 2. 1958 


Herrn 

Ministerialdirektor Dr. Krautwig 
Bundeswirtschaftsministerium 

(22c) Bonn 1 


Betr,: Sicherung einer kontinuierlichen Bautätigkeit im Jahre 1958 
Bezug: Ihr Schreiben vom 6. 2. 1958 — IV C 5 — 1836/58 — 

Sehr geehrter Herr Dr. Krautwig, 

für die mit Ihrem Schreiben vom 6. ds. Mts. gegebene Unterrichtung 
über die Auffassung des Interministeriellen Ausschusses Bauwirt- 
schaft der Bundesregierung danke ich Ihnen verbindlichst. Das Kern- 
stück Ihres Schreibens werden wir zur Information unserer Mitglied- 
städte in der nächsten Nummer unserer „Mitteilungen" abdrucken. 
Ferner unterrichten wir gleichzeitig die anderen kommunalen Spit- 
zenverbände durch Übermittlung des vollen Wortlauts Ihres 
Schreibens. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
gez. Dr. Sattler 
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Abschrift 


Deutscher St^dtetag 
Abt. 9/05—13 


Köln-Marienburg, 5. 1. 1959 


Herrn 

Bundesminister für Wirtschaft 
Bonn 


Betr.: Elastische Haushaltsführung 

Bezug: Ihr Schreiben — IV C 5 — 8837/58 — vom 23. 12. 1958 

Die Gemeinden sind, soweit es sich um Bauinvestitionen handelt, 
zu einem erheblichen Teil auf die ihnen von den Ländern zufließen- 
den Mittel angewiesen. Soweit bereits jetzt die Länder — und das 
ist in erheblichem Umfang geschehen — durch Vorgriffe bzw, Bin- 
dungsermächtigungen Mittel vor Beginn des kommenden Rechnungs- 
jahres bereitgestellt haben, haben die Gemeinden und Gemeinde- 
verbände ebenfalls sich bemüht, diese Mittel möglichst bald zu 
investieren. Darüber hinaus haben die Gemeinden und Gemeinde- 
verbände selbst, soweit es ihre Kassenmittel erlaubten, derartige 
Vorgriffe getätigt. Einzelerhebungen sind hierüber jedoch nicht 
durchgeführt worden. 

Das geschilderte Verfahren hat sich durchaus bewährt. 


I. V. 

gez. Dr. Sattler 
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Der Präsident 

Nürnberg, den 24. Oktober 1958 — II bl 8304 — 


Vorgang; Schnellbrief-Erlaß vom 15. Oktober 1958 — 
— Ilb 1 — 8100 — 


An die 

Herren Präsidenten der Landesarbeitsämter 


291/58.5 Änderung der Grundförderungssätze*) 

Nachdem der Herr Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
der Änderung der Grundförderungssätze zugestimmt hat, gebe ich 
nachstehend den vom Verwaltungsrat der Bundesanstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung am 10. Oktober 1958 
gefaßten Beschluß bekannt: 

Der Verwaltungsrat 

Nürnberg, den 10. Oktober 1958 

Auf Grund der Nr. 12 Absatz 1 Satz 2 der Richtlinien für die 
Grundförderung von Maßnahmen der wertschaffenden Arbeits- 
losenhilfe vom 17. Februär 1954 in der Fassung vom 11. Novem- 
ber 1954 bestimmt der Verwaltungsrat der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung mit Zustimmung 
des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung mit Wirkung 
vom 1. Dezember 1958: 

1. Der Förderungssatz je Notstandsarbeitertagewerk beträgt für 
die abgeleisteten Tagewerke bis zu 6, — DM. Der Betrag kann 
bis auf 6,50 DM erhöht werden, soweit innerhalb des Landes- 
arbeitsamtsbezirks im Laufe des Rechnungsjahres entsprechende 
Einsparungen durch Festsetzungen unter 6, — DM erzielt wer- 
den. 

2. Für die bei neu anzuerkennenden Maßnahmen für ältere An- 
gestellte von langfristig unterstützten Arbeitslosen abgeleiste- 
ten Tagewerke kann der Grundförderungssatz bis zu 6,50 DM 
je Tagewerk festgesetzt werden. 

3. Für in der Zeit vom 1. Dezember 1958 bis einschließlich 15. März 
1959 abgeleistete Notstandsarbeitertagewerke kann bei witte- 
rungsabhähgigen Außenarbeiten manueller Art, soweit zur 
Durchführung erforderlich, ein Zuschlag zu dem Förderungs- 
satz in Höhe bis zu 3, — DM je Tagewerk geleistet werden, 
sofern u. a. in der Zeit vom 15. Dezember bis 28. Februar 
mindestens 6 Wochen mit der in der Anerkennung vorge- 
sehenen Zahl von Notstandsarbeitern gearbeitet wird. Ist diese 
Voraussetzung bei einer Maßnahme aus dem Grunde nicht 


*) Dienstblatt der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung, Ausgabe B 5 7. Jahrg. Nr, 43 v. 7. November 1958 
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erfüllt, weil eine Weiterarbeit infolge schlechten Wetters 
offensichtlich unmöglich war oder die nach der Anerkennung 
erforderliche Zahl der Notstandsarbeiter nicht beschäftigt wer- 
den konnte, so kann der Präsident des Landesarbeitsamts zur 
Vermeidung von Härten Abweichungen zulassen. 

Bei der Bemessung der verstärkten Förderung nach Nr. 8 der 
Richtlinien für die verstärkte Förderung bleibt der unter den ge- 
nannten Voraussetzungen zu gewährende Zuschlag zur Grund- 
förderung außer Betracht. 

Dieser Erlaß wird in den Amtlichen Nachrichten veröffentlicht. 


Im Auftrag 
Dr. Schmidt 
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Abschrift 

aus 

Bulletin Nr. 210 
vom 12. 11. 1958 


Entlassungen von Bauarbeitern 


Schärfere Nachprüfung der Gründe und Arbeitsbescheinigungen 


Die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung teilt mit; In der Vergangenheit haben die Arbeitsämter bei 
der Bearbeitung der Anträge auf Arbeitslosengeld häufig den Ein- 
druck gewonnen, daß die auf den Arbeitsbescheinigungen insbeson- 
dere der Bauarbeiter angegebenen Entlassungsgründe mit den Tat- 
sachen nicht immer übereinstimmen. Die Arbeitsämter werden auf 
Grund einer Anregung des Verwaltungsrats der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung im kommenden 
Winter die Arbeitsbescheinigung allgemein einer genaueren Nach- 
prüfung als bisher unterziehen. 

Nach § 174 Abs. 2 des AVAVG (Gesetz über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung) ist der Arbeitgeber verpflichtet, nach 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses dem Arbeitnehmer eine Be- 
scheinigung auszustellen, aus der u. a. Art, Beginn, Ende und 
Lösungsgrund des Arbeitsverhältnisses hervorgehen. Arbeitgeber, 
die diese Arbeitsbescheinigung namentlich in bezug auf den Lösungs- 
grund vorsätzlich oder fahrlässig, unrichtig oder unvollständig aus- 
füllen, können zum Ersatz des der Bundesanstalt daraus entstehen- 
den Schadens herangezogen werden. Darüber hinaus können dem 
Arbeitgeber aus einem solchen Verhalten strafrechtliche Folgen er- 
wachsen, aber auch dem Arbeitnehmer, wenn er eine Arbeits- 
bescheinigung benutzt, von der er weiß, daß sie inhaltlich falsch ist. 
Die Bundesanstalt macht in diesem Zusammenhang ferner darauf 
aufmerksam, daß der Kündigungsschutz für Massenentlassungen 
grundsätzlich auch für Bauarbeiter gilt, die im Winter entlassen 
werden. Die Vorschriften des dritten Abschnitts des Kündigungs- 
schutzgesetzes finden nach dem Gesetz nur insoweit keine Anwen- 
dung, als Entlassungen auf Baustellen aus Witterungsgründen vor- 
genommen werden. Sofern also Entlassungen aus anderen als Wit- 
terungsgründen erfolgen, z. B. wegen Auftragsmangels oder aus 
Gründen der Tradition, muß gegebenenfalls das für Massenentlas- 
sungen vorgeschriebene Verfahren unbedingt eingehalten werden. 

Die Arbeitsämter sind angewiesen, in den nächsten Monaten diesen 
Schutzbestimmungen ihre besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden. 
Entlassungen, die unter Verletzung der Vorschriften des dritten 
Abschnitts des Kündigungsschutzgesetzes ausgesprochen werden, 
sind rechtsunwirksam. Für Arbeitnehmer, die auf Grund einer sol- 
chen Entlassung arbeitslos werden und anschließend Arbeitslosen- 
geld erhalten, hat der Arbeitgeber das gezahlte Arbeitslosengeld 
gemäß § 96 Abs. 2 AVAVG der Bundesanstalt zu ersetzen. 
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von Willy Ott, Bad Godesberg - Mehlem 


Ein Briefwechsel zwischen zwei Freunden über „Winterarbeiten im Hochbau" 
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I. 

Lieber Otto! 

„Ich,nehme die Feder in die Hand, um Euch den Stand meiner Gesundheit wissen zu lassen 
und hoffe von Euch dasselbe^ (Felix Timmermans und ich). Die Einleitung sei damit 
beendet, laß mich zur Sache kommen: 

Ich schrieb Dir neulich, daß die wohlbeleumdete „Sehr Ehrenwerte Gesellschaft für den 
Bau guter Wohnungen" Aussicht hat, Planung und Finanzierung von rd, 500 Wohnungen 
im Herbst klar zu haben. Sie fragt nun mich, ob ich bereit wäre, die Oberleitung zu über- 
nehmen. Bedingung: bezugsfertig zum 31. August. Also 9 Monate Bauzeit, wenn es gut geht. 
Irgendwie hängt das mit den Finanzierungsmöglichkeiten zusammen; kurz, der Termin 
ist nicht zu ändern, und wenn ich ja sage, muß ich im Winter bauen. Keine angenehme 
Aussicht, wenn die Mittel begrenzt sind. Mann, Ich kenne doch, wie Du auch, die Kriegs- 
bauten bei — 20° unter einem anderen als dem Sternenzelt, überdacht, beheizt und die 
Mittel unbeschränkt. Das war leicht. Aber was ist nun zu tun? Bevor ich mich entscheide, 
schreibe mir bitte, wie Du über solche Aufgabe denkst, und wenn Du etwas weißt über die 
Mehrkosten, die vorteilhafteste Technik und vielleicht vergleichbare Ausführungen, so rücke 
mit Deiner Weisheit heraus. Auslachen kann ich Dich immer noch, aber vielleicht hat Dich 
Dein ständiger Umgang mit der Bauforschung tatsächlich geistig gefördert. Auf, beweise es 

Deinem alten 
Schnodder 


II. 

Mein lieber Alfred! 

Die Zeiten sind trübe, wie seit 2000 Jahren immer wieder gesagt wird. Um so mehr freut 
mich ein Lichtblick. Also Dein Brief. Mein Wissen ist nicht gering, was ich daraus Dir mit- 
teile, hängt davon ab, wie Du Dich fernerhin benimmst! 

Aber nun zur Sache: 

Der Winterbäu unter dem provisorisch errichteten Zirkuszelt oder hinter Holzverschlag 
mit Notdach, Heizung, irrsinnigem Materialverbrauch und hohen Mehrkosten steht nicht 
mehr zur Debatte. Der moderne „Winterbau" ist eigentlich ein „Bauen bei winterlichem 
schlechten Wetter" und umschließt nicht mehr das Bauen bei jedem Wetter, unter allen 
Umständen und etwa bei extrem tiefen Temperaturen. Du fragst, was das nun heißen soll? 
Einfach: die Winter in Deutschland sind durch schnellen Wechsel der Temperaturen von 
+ 7° bis — 7° etwa gekennzeichnet, im Küstengebiet mehr Wind und Schneeregen, im 
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Auszug aus den Hinweisen für die Vergabe von Winterarbeiten im Hochbau: 

3. Allgemeine Hinweise für die Ausschreibung. 

3.1 Den Ausschreibungsunterlagen soll beigefügt werden: 

3.11 der Bauzeitenplan mit den Einzelfristen für die verschiedenen Fachlose, 

3.12 die Unterlagen des amtlichen Wetterdienstes über die örtlichen oder bezirklichen 
Tiefsttemperaturen in den einzelnen Monaten und über die Zahl der Frost- und 
Eistage nach langjährigen Wetterbeobachtungen, 

3.2 der Auftragnehmer soll, soweit er es für erforderlich hält, weitergehende meteoro- 
logische Unterlagen selbst beiziehen. 

3.3 Der Auftraggeber kann sich Vorbehalten, den Bauzeitenplan im Benehmen mit den 
beteiligten Auftragnehmern zu ändern, soweit dies infolge außergewöhnlichen Wit- 
terungsverlaufs erforderlich wird. 

3.4 Der Auftraggeber soll davon absehen, die notwendigen Schutzmaßnahmen im ein- 
zelnen zu beschreiben; er soll jedoch bei den einzelnen Arbeiten die tiefste Tempe- 
ratur, bis zu der die Arbeiten weiterzuführen sind, angeben und fordern, daß bei 
Einbruch tieferer Temperaturen die laufenden Arbeiten technisch einwandfrei ab- 
geschlossen und gesichert werden. 


Aus Berichten über Winferbau 

Bei einem Bauvorhaben von 57 Wohnungen sind im Winter 1956/57 insgesamt 5900, — DM 
Sonderkosten für Winterbaumaßnahmen aufgewendet worden. Der Baustellenbetrieb ist 
nicht unterbrochen worden. Die Bauten wurden zwei Monate früher bezugsfertig als im 
Nachbarbauvorhaben desselben Bauträgers, auf dem Vorkehrungen für den Winterbau 
nicht getroffen worden waren und wo demzufolge die Arbeiten auf der Baustelle vom 
29. November 1956 bis zum 22. Dezember 1956 eingeschränkt wurden und vom 23. De- 
zember 1956 bis zum 6. Februar 1957 ruhten. Die Rechnung für die. 2. Baustelle sieht bei 


zwei verlorenen Moriaten folgendermaßen aus: 

I. Hypothek von 165 000, — DM kostet V6®/o monatlich Bereitstellungszinsen 

für 2 Monate 550, — DM 

Zwischenkreditzinsen 8®/o für 2 Monate 2200, — DM 

Landesdarlehen von 240 000, — DM; bis zum Bezug in Anspruch genom- 
mene 200 000, — DM; Zwischenkreditzinsen 7%, für 2 Monate 2300, — DM 

Aufbaudarlehen von 91 000, — DM als Zwischenkredit bis zum Bezug in An- 
spruch genommene 70 000, — DM; Zwischenkreditzins 7 °/o, für 2 Monate . , 800, — DM 

Mieteinnahmen gern. Wirtschaftlichkeitsberechnung 5850, — DM 

jährlich 24788, — DM Mietausfall für 2 Monate 4130, — DM 

Verlust . . . 9980,— DM 


10 000, — DM zusätzliche Finanzierung bedeuteten im vorliegenden Fall eine Miet- 
erhöhung von 15,60 DM jährlich auf mindestens 16,10 DM, die bei Weiterführung der 
Bauten im Winter vermeidbar gewesen wäre. 
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Binnenland gleichmäßiger Nachtfrost und auch Schnee. Die Zeit, in der die Temperatur 
während des ganzen Tages oder seines größten Teiles unter — 7° C absinkt, ist während 
eines Winters kurz. Sieh’ Dir bitte einmal das „Winterbild" von Seite 2 genau an; 
Es ist der vollständige Steckbrief für den Winter in München 1955/56. Zum Vergleich 
gebe ich Dir wenigstens noch das „Temperaturband" für München 1953/54 und 1952/53. 
Laß Dir diese kurze Zeit der tieferen Temperatur auf jeden Fall zum Ausruhen, Aufrech- 
nen, Vorbereiten, Durchdenken meiner Bosheiten und zum Briefschreiben an Claudia (das 
verlassene Mädchen!). Wenn Du den Winterbau nun also so betrachtest, könnte Dein 
Briefporto gut angewandt sein — aber das läuft ja bei Dir doch unter Unkosten! 

Teilen wir das Thema einmal grob auf in 

1 . Voraussetzungen, 2. Technik, 3. Wirtschaftlichkeit, 
dann kann ich Dir ganz knapp zu jedem Punkt berichten; 

1 . folgende Voraussetzungen müssen gegeben sein ; 

1.1 Du als Bauberater mußt Dich selbst und alle anderen Beteiligten mit den Gegeben- 
heiten, den vor Baubeginn zu erfüllenden Forderungen und den anzuwendenden 
Methoden vor Übernahme der Aufgabe vertraut machen; also den Bauherrn, den 
Architekten, die Unternehmer und nicht zuletzt die eingesetzte Bauarbeiterschaft in 
Deine Absicht einweihen. 

1.2 Versuche nicht. Dich durch Ausschreibungsfaxen über evtl. Mehrkosten hinweg- 
zutäuschen. Hast Du das vor, dienst Du Deiner „Sehr Ehrenwerten . . nicht und 
schadest Deinem Ruf (den bisher doch wohl nur Dein liebes Weib anzweifelt). 
Also Klarheit in der Ausschreibung, kein unnötiges Risiko für den Unternehmer, 
kein Vertuschen Deiner Absichten. Schreibe normal aus, setze Winterleistungen 
hinzu, unterteilt nach fixen Kosten und nach Kosten, die auf Nachweis vergütet 
werden. Beispiele gibt es, kann ich Dir nennen*), wenn Du ernsthaft an der 
Winterbaukrankheit leidest. 

1.3 Du mußt dazu außer anderer Literatur wohl oder übel auch die langfristige Wetter- 
beobachtung für den Bauort hinzuziehen. Ein Verzeichnis der Wetterdienststellen 
kann ich Dir schicken, auch Literatur zu dieser Vielfalt von Plänen angeben *). 

1.4 Du mußt das Bauvorhaben so sorgfältig wie bisher noch keines zur Ausführung vor- 
bereiten; Terminplan, Arbeitsablaufplan, Kolonneneinsatzplan, Baustoffanliefe- 
rungsplan, Baustelleneinrichtungsplan sind keine unnütze Plage, sondern sie sind 
nötig. 

1.5 Du mußt, wenn Du mit Deiner Baustelle bestehen willst, auf jeden Fall vor Ein- 
tritt der Schlechtwetterperiode für Erschließung durch Baustraßen, Wasser, Ent- 
wässerung, Energie sorgen, sonst laß die Finger davon. Besser noch, wenn Du es 
fertig bringst, wenigstens bei einigen Gruppen vor Eintritt des Winters schon die 
Kellerdecke zu schütten. Dann wird das Ganze fast ein Spiel für einen Techniker 
von Deiner Qualität, es bleibt aber noch aufregend genug. 

1.6 Du sowohl, wie auch der Bauherr, der Architekt, der Unternehmer und Deine Bau- 
führer sollten sich wieder etwas im Lesen gben; einschlägige neueste Literatur gibt 
es, und die Bücher sind billiger als die Baufehle/*. Auch die Literatur kann ich Dir 
nennen*). 

2. Zur Technik will ich Dir jetzt nur verraten, daß 

2.1 das Köpfchen des Bauleiters „zum Einsatz kommt", 

2.2 die Mittel fast zu gewöhnlich erscheinen (es taucht nirgendwo ein Atomkraftwerk 
auf!), aber doch Erfolg bringen werden, 

2.3 die Güte des Bauwerks nicht leiden muß, 

2.4 die Ausführung usw. im einzelnen in der einschlägigen Literatur so behandelt ist, 
daß daraus auch für Dein Vorhaben die richtige Art der Bauvorbereitung und der 
Bauausführung abzuleiten ist. 

3. Natürlich spielt die Wirtschaftlichkeit beim Bauherrn die ausschlaggebende 

Rolle; 

3.1 Wenn Ihr in Euren Forderungen im Ausschreibungsblankett in vernünftigen Gren- 
zen bleibt, so ist der Winterbau — zumal bei 500 Wohnungen — nicht nur nicht 
unwirtschaftlich, sondern von Vorteil (s. S. 6). 


*) Otto hat sie schließlich genannt. Im weiteren Briefwechsel ist seine Quellenkenntnis offenbart worden. 
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Aus der Statistik 

Wegen dieser Kurve und ihrer Ausdeutung mußte der Neffe seine Zeche selbst bezahlen: 


Beschäftigte und arbeitslose Bauarbeiter 



Seine Auslegung der Tafel: 

Bis zu 60% der Bauarbeiter werden alljährlich im Winter arbeitslos, das sind bis zu 
42% der Gesamtzahl der Arbeitslosen. Gelänge es, die Arbeitslosenquote in den Bau- 
berufen auf den Durchschnitt der anderen Berufe zu bringen, so ergäbe sich rechnerisch 
daraus eine Arbeitskraftreserve von rd. 100 000 Mann, die bei den jetzt in das Berufs- 
leben eintretenden schwachen Geburtsjahrgängen und der anhaltenden Vollbeschäftigung 
für unseren Leistungsstand wesentlich sein können. Rd. 41 % der Aufwendungen der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung nimmt allein das Bau- 
und Baunebengewerbe und die Baustoffindustrie in Anspruch. Die Leistungen der Arbeits- 
losenversicherung für das Bau- und Baunebengewerbe übersteigen das Beitragsauf- 
kommen um mehr als das Doppelte. Winterarbeitslosigkeit in diesem Umfang von rd. 
15 V. H. aller männlichen Arbeitnehmer in der Bundesrepublik bedeutet Minderung des 
Sozialproduktes, Minderung des Konsums, Minderung des Steueraufkommens, Mehrung 
der Soziallasten und letztlich auch eine nicht nohvendige Erhöhung der Baukosten. 
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3.2 Rechne nicht nur mit den Rohbaukosten oder den Gebäudekosten, sondern mit den 
Gesamtkosten. Dein Bauherr möge Dir sagen, wie er finanziert, welche Zinsen er 
je Monat früherer Fertigstellung einspart und welcher Mehrertrag je Monat bei 
vorzeitigem Bezug der Wohnungen eintritt. Das ist der Vergleich: Mehrkosten im 
Gesamtbauvorhaben: Einsparung am Gesamtbauvorhaben. Sieh’ Dir daraufhin 
einmal die nebenstehende Rechnung an, die von Männern der Praxis bei den VV- 
Bauten des BMWo aufgemacht worden ist. 

3.21 Selbst Dein Sohn (12 Jahre ist er doch jetzt?) wird jetzt einsehen, daß man 
sich nicht darauf versteifen soll, ein oder zwei Einfamilienhäuser im Winter 
bauen zu wollen. Wer ^wird schon mit den berühmten Kanonen nach den 
ebenso berühmten Spatzen schießen! 

Fürs erste genug. Grüße Claudia und Michael von mir und sage ihnen beiden, daß sie im 
Winter zu mir kommen sollen. Du wirst keine Zeit zum Wintersport haben. 

Herzlichst 
Dein Flax 


Otto, Otto, genannt Flax, 

habe Erbarmen mit mir! Was soll ich tun? Literatur wälzen?! Jupiter möge Dich er- 
leuchten! Das ist einfach eine Zumutung! Ich muß Geld machen, Bücher sollst Du lesen!! 
Sage Du mir, was darin steht, und ich werde Dir sagen, ob Du unsere Steuergroschen 
weiter verdienst. Was ist das eigentlich für eine komische Bezifferung in Deinem Brief? 
Kannst Du das nicht mit A und I und a und bb usw. machen, wie das schon immer in 
der Schule üblich war? Übrigens haben mich Deine Ausführungen doch nicht ganz kalt 
gelassen. Im „Bären" habe ich neulich nach dem Skat ganz harmlos davon angefangen. 
Du hättest den alten Baumeister Kalkzem hören sollen. Blaurot japste er nach Luft: Un- 
sinn, auswintern soll der Bau, nie anders gemacht, die Herren vom grünen Tisch kennen 
überhaupt keine Baustelle, meine Arbeiter werden sich dafür bedanken, man sollte diese 
Bücherschreiber mal im Winter auf die Baustelle holen . , . usw. Es war prächtig. Sein 
Neffe (jetzt 6. Semester Volkswirtschaft in Bonn) fing aber von volkswirtschaftlicher 
Gesamtbetrachtung und von sozialen Aspekten an, na, er hat den Alten damit schwer 
geärgert und seine Coca-Cola selbst zahlen müssen. Immerhin, mich deucht, die Sache 
wird Spaß machen. Und jetzt sage mir ohne Umschweife, was ich tun muß. Ich bin zu 
80®/o entschlossen, die Sache zu übernehmen, muß aber wissen, wie ich es anpacken soll; 
denn einen Fehlschlag darf es nicht geben. 

Claudia und Michael lassen Dir sagen, daß sie völlig auf Deiner Seite stehen, wenn Du 
sie nur im Winter einlädst. 

Mit Eskimogruß 
Dein Schnodder 
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Berichte über W-Bauten des BMWo: 

Bei den Versuchsbauten des BMV/o eingesetzte Bauforschungsinstitute: 
Arbeitsgemeinschaft für zeitgemäßes Bauen e. V., Kiel, Waitzstraße 11 (Arge Kiel). 

Institut für Bauforschung e. V., Hannover, Wilhelmstraße 3 (IfB). 

Forschungsgemeinschaft Bauen und Wohnen, Stuttgart, Hohenzollernstraße 25 (FBW). 

Die Forschungsberichte liegen dem 

Deutschen Bauzentrum e. V., Köln, Hohenzollernring 79 — 81 

vor: 

Ländervergleichsbauprogramm für das Bauen im Winter 1955/56 (IfB). 

Vorbereitung und Durchführung von Winterbauten 1955/56 (FBW). 

Winterbauvorhaben 1955/56 (Arge Kiel). 

Wintervergleichsbauten 1956/57 (IfB). 

Vorbereitung und Durchführung von Winterbauten 1956/57 (FBW). 

Winterbauvorhaben 1956/57 (Arge Kiel). 

Bericht über ein Versuchs- und Vergleichsbauvorhaben in der Schlechtwetterperiode des 
Winters 1957/58 (Arge Kiel). 

a) Flensburg, 

b) Raisdorf, 

c) Lübeck, 

d) Reinbek. 


Leitsätze für den Winterbau: 

Kleine Bauvorhaben — etwa unter 20 Wohnungen — im allgemeinen nicht Planung 
für den Winter planen. 

Die winterlichen Wetterverhältnisse bei der Konstruktion und dem 
Bauzeitplan berücksichtigen. 

Die Ausschreibung klar auf Winterbau abstellen. 

Nur auf erschlossenem Gelände Winterbau ansetzen. Vorbereitung 

Den Wetterdienst zur Beratung einschalten. 

Die Baustelleneinrichtung umfassend und sorgfältig festlegen. 

Baustoffvorräte anlegen und gegen Nässe schützen. Ausführung 

Schutzabdeckung gegen Wind, Nässe und Frost für die Arbeitsplätze, 

Baumaschinen und Bauteile frühzeitig bereitstellen. 

Heizung, Warmwasserbereitung und Beleuchtung frühzeitig bereit- 
stellen. 

Trockene, warme Unterkünfte für die Bauarbeiter schaffen. 

Kleidertrockenräume einrichten. 

Schutzkleidung bereithalten. 
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IV. 

Lieber Alfred! 

Du hast anscheinend immer noch Spaß daran, das zu tun, was andere als nutzlos an- 
sehen. Gut so! Wo ich Dir helfen kann, will ich es tun. Zur Klarstellung: 

Wenn Du nicht lesen willst, engagiere ein Institut oder mich als Berater. Wir sind zwar 
teuer, aber doch immer noch billiger als Baufehler. Da Du das Geschäft aber früher oder 
später doch beherrschen mußt, fange jetzt damit an, rate ich Dir. In der Vorbereitungs- 
zeit treffen wir uns doch einige Male, den Bau führst Du dann allein durch. Entgelt für 
mich: Du berichtest mir über Deine Erfahrungen" und zahlst. Zu Deiner Frage über die 
Bezifferung: das ist Normenarbelt. Sehr praktisch, jetzt von fortschrittlichen Technikern 
doch immer angewendet, international nötig, frage die Dokumentationsstelle für Bau- 
technik in Stuttgart. Gewöhne Dich endlich auch daran, das bist Du Deinem „Niveau" 
schuldig. 

Zum Winterbau; 

Das Bundesministerium für Wohnungsbau hat gemeinsam mit anderen Ressorts Hinweise 
für Winterarbeiten im Hochbau, Hinweise für die Vergabe solcher Arbeiten und Empfeh- 
lungen für den Arbeitsschutz auf solchen Baustellen herausgegeben. (Ich schicke sie Dir 
gesondert*), ln drei Winterhalbjahren sind auf Versuchs- und Vergleichsbaustellen, die 
über das gesamte Bundesgebiet gestreut waren, diese Hinweise erprobt, die Ergebnisse 
von unabhängigen Forschungsinstituten festgestellt und ausgewertet worden, über diese 
Arbeiten sind in verschiedenen Fachzeitschriften Berichte erschienen, aus denen der Ab- 
lauf der Dinge — auch die Fehlschläge — zu ersehen sind. Es wäre aber unzweckmäßig, 
wenn ich Dir diese Fundstellen noch nennen würde, denn zusammenfassend und ver- 
gleichend ist die gesamte Versuchsserie mit Abbildungen positiver und negativer Maß- 
nahmen, technischen und wirtschaftlichen Daten, Ausschreibung und Ausführung dar- 
gestellt in einem kürzlich im Auftrag des Bundesministeriums für Wohnungsbau heraus- 
gegebenen Buch „Winterarbeiten im Hochbau 1955 — 1958". Leider kann ich Dir kein 
Exemplar schicken, doch bekommst Du es im Buchhandel oder über den Verlag. 

Darin findest Du alles Wissenswerte. Arbeite bitte mit dieser Schrift und anderen Büchern 
Deine Pläne durch, bereite vor, was immer Du schon vorbereiten kannst. Und wenn ein 
Punkt kommt, an dem Du im Zweifel bist, so melde Dich bei einem der genannten For- 
schungsinstitute oder, falls Dir die Gelegenheit günstiger erscheint, bei mir. 

Die Erfahrungen aus den VV-Bauten über Winterarbeiten im Hochbau will ich Dir doch 
noch gleich in Kurzfassung mitteilen: sieh’ Dir bitte die nebenstehenden „Leitsätze" an. 
Und nun noch ein Angebot: Du wirst früher oder später bei Deinen Vorbereitungen einen 
Punkt erreichen, wo Du geneigt sein wirst, mich sehr offiziell anzureden, mehr Cognac 
verbrauchst, als Dir zuträglich ist, ... an der Bereitwilligkeit anderer verzweifelst und das 
ganze zum 13. Male unwiderruflich In die Ecke feuern willst. Bevor Du das tust, schicke 
mir ein Telegramm und das Fahrgeld, lade auch den Bauherrn und den Unternehmer und 
laß uns dann gemeinsam beraten über das, was zu tun und das, was besser zu lassen 
ist. Versprichst Du mir das? Wenn es ganz schlimm kommt, könnte ich auch Freunde in 
den Ministerien mobilisieren, von denen die Sage geht, daß sie in ihrer schönsten Zeit 
auch auf dem Bau gewirkt haben und auch jetzt noch ab und zu eine Baustelle sehen. 
Alles in Ordnung? 

Mit Gruß an Euch 
Dein Flax 


*) siehe Anhang 
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Es hat sich ergeben, daß das Bauen im Winter im Bundesgebiet bis zu etwa — 7® C 
Außentemperatur bei sinnvoller Anwendung der Leitsätze 
ohne wesentliche Schwierigkeiten technischer Art, 

ohne wirtschaftliche Belastungen, die nicht durch andere Umstände in den Betrieben und 
bei den Bauherren ausgeglichen werden, 

ohne daß unzumutbare Anforderungen an die Bauarbeiter gestellt werden müssen, 
durchgeführt werden kann. 


Mit seinem Entschluß erweist sich Freund Schnodder als Avantgardist und guter Staats- 
bürger: 

Bundesminister Professor Erhard in der Regierungserklärung am 19. Oktober 1955 in 
Berlin: „Zur Leistungssteigerung in der Bauwirtschaft fördert die Bundesregierung auch 
weiterhin mit allen Mitteln die kontinuierliche Beschäftigung durch Ausdehnung der Bau- 
saison von neun auf elf Monate." 


Der Hauptverband der Deutschen Bauindustrie: 

„Die Produktivität der Bauwirtschaft kann nicht durch weitere Aufgabenzusammenballun- 
gen in der kurzen Zeit der Hochsaison, sondern nur durch Heranziehung der bis zu 60®/o 
brachliegenden Baukapazitäten in den Monaten Dezember bis Mai gesteigert werden." 
(Aus der Schrift „Produktiver bauen" des Hauptverbandes; S. 45.) 


Programmatische Rede des 1. Vorsitzenden der Industriegewerkschaft Bau, Steine, Erden, 
Köln 1957: 

„Das Ziel, das einer Politik, die auf die Bauwirtschaft bezogen ist, vorschweben muß, 
sollte nach unserer Auffassung darin bestehen, eine Vollbeschäftigung zu sichern, mit 
dem besonderen Augenmerk darauf, diese Vollbeschäftigung auch in den Monaten des 
Winters aufrechtzuerhalten." 
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V. 


Lieber Flax! 

Du hast recht. Ich habe gelesen, verglichen, gerechnet, wieder verglichen und gerechnet, 
Vortrag gehalten und bin nun soweit, daß ich die Geschichte anpacke. 

Pläne mehren sich, Besprechungen häufen sich, Einwände kommen (übrigens immer die- 
selben), meine Mannschaft wird trainiert, meine Frau zweifelt an meiner Erziehung, 
Michael ist froh, daß ich seine Schularbeiten nicht mehr nachprüfen kann, kurz, es ist 
eine Lust zu leben. Du wirst im Winter Claudia und Michael einladen müssen, aber ich 
erwarte Dich spätestens zum ersten Flurschaden auf der Baustelle und dann zum Richt- 
fest. übrigens sind durch die „Sehr ehrenwerte Gesellschaft für den Bau guter Woh- 
nungen" der Bürgermeister, der Stadtdirektor, das Arbeitsamt, die Sparkasse und die 
Gewerkschaft auf den Winterbau aufmerksam gemacht worden. Erfüllen sich meine Hoff- 
nungen, die ich auf Grund der Kalkulationen berechtigt habe, dürftest Du beim Richtfest 
erstaunt-zufriedene Gesichter sehen, (Den alten Baumeister Kalkzem will ich dann auch 
einladen.) Herzlichen Dank, alter Knabe, Schluß jetzt, keine Zeit mehr! 

Dein Schnodder 


Doch für eine Sache muß noch Zeit bleiben. Du hast mir von der Technik erzählt, von 
Voraussetzungen, von der Wirtschaftlichkeit und von den verschiedenen Rechnungsarten. 
Eines hast Du in Deinem bürokratischen Stolz vermutlich übersehen, nämlich, daß zum 
Bauen immer noch und in erster Linie Menschen gehören! Nun will ich Dir den ersten 
Gegendienst leisten und verraten, was ich bei den verschiedenen Verhandlungen mit 
den Unternehmern und mit den Bauarbeitern erlebt habe. Sowohl die Unternehmer wie 
auch die örtliche Gewerkschaftsleitung waren durchaus damit einverstanden, daß es 
durch mein Bauvorhaben ermöglicht werden sollte, im Winter produktiv zu arbeiten. 
Aber — und nun kommt der Pferdefuß — bei den Unternehmern war es schwierig, ihnen 
klarzumachen, daß sie sich vom herkömmlichen Kostendenken lösen müßten und dazu 
übergehen sollten, die Kostenfaktoren ihres eigenen Betriebes sehr genau zu unter- 
suchen. Immerhin versprachen sie ihr Bestes zu tun und sind — der Meinung bin ich 
wenigstens — auch dabei, Änderungen in der Kalkulation bei kontinuierlicher Beschäf- 
tigung ihres Stammpersonals, ihrer Maschinen und schließlich ihrer Lehrlinge zu prüfen. 
Doch läßt sich ja wohl auf die Dauer nicht allein mit dem Rechenstift wirtschaften und 
bauen — schließlich wird ja auch dieser von Menschen geführt! Von allen Seiten werde 
ich gefragt, welche Vorsorge ich zu treffen gedenke, um den im Winter allen Witterungs- 
einflüssen ausgesetzten Bauarbeiter vor Nachteilen zu schützen. Übereinstimmend sagten 
mir meine Freunde vom Bau etwa folgendes: „Wenn wir im Winter auf dem Bau arbeiten 
sollen — im Grunde tun wir das lieber als daß wir stempeln — dann soll aber auch alles 
getan werden, um uns vor unzumutbaren Verhältnissen zu schützen. Wir wollen nicht in 
Watte gepackt werden, verlangen aber, daß Schutzmaßnahmen getroffen werden und 
unter besonderen Umständen auch Schutzkleidung zur Verfügung gestellt wird. Wir 
müssen unsere naß gewordene Kleidung trocknen können. Die Aufenthaltsräume sollen 
dicht sein und geheizt werden. Es muß selbstverständlich sein, daß unser mitgebrachtes 
Essen gewärmt werden kann, und ein warmes Getränk würde auch nicht schaden." 

Wir werden auf meiner Baustelle wahrscheinlich eine Lösung finden, die den berech- 
tigten Forderungen entsprechen wird. Ich bin aber der Meinung, daß die Zentralstelle 
alles daransetzen sollte, um eine generelle Lösung zu finden. Wenn nach Deiner Ansicht 
die technischen und wirtschaftlichen Daten im Grundsatz geklärt sind, so dürfte es 
höchste Zeit sein, daß sich alle Kräfte darauf konzentrieren, den geplagten Bauleitern 
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Winterbau ist technisch einwandfrei möglich! 



Das ist die Regel 

Schutzkleidung, Schutzabdeckung usw.: 
geringer Aufwand! 



Das ist die Ausnahme 

Schutzzelt über der ganzen Baustelle, 

Heizen: 

großer Aufwand) 


Winterbau ist wirtschaftlich! 



bis 15. Dezember 


Winterruhe 
3 Monate Bauruhe 
3 Monate Zinsbelastung 
3 Monate. Mietausfall 



bis 15. März 



bis 15. Dezember 


Winterbau 

1 Monat Bauruhe 

2 Monate Bauzeiteinsparung 
2 Monate Zinseinsparung 

2 Monate mehr Miteinnahmen 



Laßt Baustellen nicht im Winter ruhen! 

Führt Rohbau und Ausbau weiter! 

Schreibt Bauarbeiten auch für den Winter aus! 


Mit der Auftragserteilung 
warte nicht, bis du warten mußt, 
sondern warte, bis du nicht warten mußt! 

(Dänische Weisheit) 


62 




Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 1211 


Möglichkeiten an die Hand zu geben, die berechtigten Forderungen der Bauarbeiter zu 
erfüllen, Ihr solltet auch daran denken, welchen materiellen Vorteil denn nun eigentlich 
der Mann, der bei Wind und Wetter auf der Baustelle steht, gegenüber dem, der arbeits- 
los zu Hause bleibt, hat. Soweit ich erfahren konnte, ist er nicht wesentlich besser ge- 
stellt. Natürlich sind das für mich und meine Bauherren und die Unternehmer die größten 
Hemmungen. Hoffentlich kannst Du mir schon zum nächsten Winter mitteilen, wie Ihr 
an diesen Problemen gearbeitet und wie Ihr sie gelöst habt. Das ist Deine Sache. Ich 
wünsche Dir mit leicht hintergründigem Lächeln dazu alles Gute! Aber jetzt tatsächlich 
Schluß, die Zeit enteilt, wir eilen mit — - wir bauen! 


Dein Schnodder 


Bekanntmachung des Bundesminisfers für Wohnungsbau 
befr.; Bauen im Winter 

Vom 8. November 1 955 

Die Bundesregierung hat am 19. Oktober 1955 in Berlin dem Bundestag ein konjunktur- 
politisches Programm vorgelegt. Nach Punkt 8 dieses Programms fördert die Bundesregie- 
rung zur Leistungssteigerung in der Bauwirtschaft auch weiterhin mit allen Mitteln die 
kontinuierliche Beschäftigung durch Ausdehnung der Bausaison. 

Eine gleichmäßigere Verteilung der bauwirtschaftlichen Produktion über das ganze Jahr 
liegt im allgemeinen volkswirtschaftlichen Interesse. Die bisher übliche Zeit der Bautätig- 
keit soll verlängert, und die Monate, in denen der Baumarkt erfahrungsgemäß am stärk- 
sten in Anspruch genommen wird, sollen entlastet werden. Insbesondere sollen die zahl- 
reichen Wintertage, an denen die Witterungsverhältnisse Bauarbeiten nicht oder nur 
wenig hemmen, genutzt und damit die jahreszeitlichen Beschäftigungsschwankungen in 
der Bauwirtschaft möglichst ausgeglichen werden. Das setzt voraus, daß Auftraggeber 
und Auftragnehmer die Bauarbeiten rechtzeitig bis in alle Einzelheiten planen und so 
durchführen, daß eine möglichst ununterbrochene und gleichmäßige Beschäftigung in den 
Wintermonaten gewährleistet ist. 

An der Fortführung bzw. Ausführung von Bauten in der Zeit außerhalb der üblichen Bau- 
saison sind sowohl der Auftraggeber als auch der Auftragnehmer interessiert. Bei der 
Preisermittlung stehen kostensteigernden auch kostenmindernde Faktoren gegenüber. So 
kann der Auftraggeber außerhalb der Bausaison mit einem termingerechten Baufortschritt 
rechnen, bei nicht monatelang unterbrochener Bauausführung Bauzinsen sparen und das 
Bauwerk früher nutzen. Ferner übt eine gleichmäßigere Beschäftigung der Auftragnehmer 
einen günstigen Einfluß auf die Kastengestaltung aus (z. B. Verteilung der fixen Kosten, 
insbesondere des Maschinen- und Geräteparks, auf einen größeren Umsatz) und ermög- 
licht es, die Arbeitskräfte den Betrieben zu erhalten. Eingehende Untersuchungen über die 
volkswirtschaftlichen und betriebswirtschaftlichen Auswirkungen des Bauens im Winter 
und seine sozialen Probleme sind eingeleitet worden. 

Zusammen mit den beteiligten Bundesressorts, den für das Bau-, Wohnungs- und Sied- 
lungswesen zuständigen Ministern der Länder, der Wissenschaft, den Fachverbänden und 
der Industriegewerkschaft Bau, Steine und Erden sind 

„Hinweise für die Vorbereitung und Durchführung von Winterarbeiten im Hochbau" 
und 

„Hinweise für die Vergabe von Winterarbeiten im Hochbau" 

zusammengestellt worden. Bestehenden Vorschriften wurde in den Hinweisen Rechnung 
getragen. Im Einvernehmen mit den Herren Bundesministern für Finanzen, für Wirtschaft, 
für Arbeit und für Verkehr werden die Hinweise nachstehend veröffentlicht und zur Be- 
achtung bei Winterarbeiten im Hochbau empfohlen. 

Änderungs- und Ergänzungswünsche bitte ich spätestens bis zum 1. Mai nächsten Jahres 
mitzuteilen. 

Bad Godesberg (Mehlem), den 8. November 1955 

Der Bundesminister für Wohnungsbau 
Dr. Preusker 
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Hinweise für die Vorbereitung und Durchführung von Winterarbeifen im Hochbou 

Fassung 1 957 

Aufgestellt vom Technischen Ausschuß „Bauen im Winter" unter Federführung des Bundes- 
ministeriums für Wohnungsbau. 


Inhaltsverzeichnis 

1. Vorbemerkung 

2. Witterung 

3. Bauvorbereitung 

4. Baustelle 

4.1 Baustelleneinrichtung 

4.2 Bauliche Maßnahmen für den Schutz der Arbeiter vor der Witterung 

4.3 Unfallschutz 

4.4 Feuerschutz 

5. Erd- und Grundbauarbeiten 

6. Beton- und Stahlbetonarbeiten 

6.1 Bestimmungen 

6.2 Grundsätzliches 

6.3 Allgemeines über Vorkehrungsmaßnahmen, Erwärmung von Beton 

6.4 Baustoffe 

6.5 Zusatzmittel 

6.6 Einbringen des Betons in die Schalung 

6.7 Schutz des eingebauten Betons vor Wärmeentzug 

6.8 Eignungs-, Güte- und Erhärtungsprüfungen 

7. Maurerarbeiten 

8. Andere Arbeiten 

8.1 Putzarbeiten 

8.2 Estricharbeiten 

8.3 Anstricharbeiten 

8.4 Dichtungsarbeiten 

8.5 Dachdeckerarbeiten 

8.6 Zimmererarbeiten 

8.7 Installations- und Klempnerarbeiten 

8.8 Ofensetzerarbeiten 

9. Arbeitsunterbrechung 

10. Bauleitung 

Anlage 1 : Klimazonen und Wetterdienst 

Anlage 2: Muster eines Ergänzungsblattes für Winterarbeiten im Hochbau zum Bau- 
tagebuch 

Anlage 3: Zusammenstellung der angezogenen Normblätter 


1 . Vorbemerkung 

Zur Vorbereitung und Durchführung der Winterarbeiten im Hochbau ist in technischer 
Hinsicht zwischen Winterbau und Frostbau zu unterscheiden. 

Unter den Begriff „Winterbaü" fallen alle Bauarbeiten während der winterlichen Wit- 
terung (Schlechtwetter und Frost), unter den Begriff „Frosfbau" fallen Winterbau- 
arbeiten, die bei kurzem Frost unter — 3° C und bei anhaltendem Frost ausgeführt 
werden. 

Auch bei Frost ist es technisch möglich, Bauarbeiten einwandfrei durchzuführen. In- 
wieweit die hierfür erforderlichen zusätzlichen Maßnahmen wirtschaftlich sind, muß 
im Einzelfall geprüft werden. Winterbau ist eine technische und organisatorische Auf- 
gabe. Der Winterbau beginnt nicht erst auf der Baustelle, sondern bereits bei der 
Planung des Bauherrn und beim Entwurf des Architekten. Die Witterungsverhältnisse 
im Winter (Kälte, Feuchtigkeit, Nebel, Schnee und Wind) und die kurze Tageszeit er- 
fordern besondere technische und organisatorische Maßnahmen, um Bauwerke in der 
notwendigen Güte und mit tragbaren Mehrkosten herstellen zu können. Überrascht 
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der Winter oder Frost eine darauf nicht vorbereitete Baustelle, so entstehen meist er- 
hebliche Mehrkosten. Auch kann die technische Güte der Ausführung leiden. 

Alle am Bau Beteiligten — Architekten, Unternehmer, Bauleiter, Baufacharbeiter — 
müssen daher die Technik des Winterbaues beherrschen lernen. Der Winterbau stellt 
erhöhte Anforderungen an die Sorgsamkeit der Ausführung und an die Beachtung der 
Regeln der Bautechnik^). 

2. Witterung 

Die beim Winterbau erforderlichen zusätzlichen Maßnahmen hängen von den 
Witterungsverhältnissen der Baustelle ab, die Örtlich sehr verschieden sind. Einen An- 
halt für die auf einer Baustelle zu erwartenden Witterungsverhältnisse — Frost- und 
Eistage, Schneeverhältnisse, Niederschlagsmengen und Windstärken — und für die 
Planung der dadurch bedingten zusätzlichen Maßnahmen für den Winterbau geben 
die statistischen Angaben der Anlage 1 Abschn. 1, die auf langjährigen Beobachtun- 
gen beruhen. 

Für die während der Bauausführung erforderlichen Entscheidungen über 
Arbeitsplanung und Schutzmaßnahmen bietet die amtliche Wettervoraussage eine 
wichtige Stütze, vgl. hierzu Anlage 1 Abschn. 2. 

3. Bauvorbereitung 

3.1 Allgemein 

Rechtzeitige und gründliche Planung ist im Winter besonders wichtig. Mangelhafte 
Planung verursacht im Winter noch höhere Mehrkosten als im Sommer. Vor allem 
muß rechtzeitig entschieden werden, ob auch bei stärkerem Frost und bis zu 
welchen Kältegraden etwa gearbeitet werden soll (Frostbau) und bei welchen 
Arbeiten das geschehen soll; denn davon hängt die Ausrüstun-g der Baustelle ent- 
scheidend ab. Auch wenn nicht bei tiefen Temperaturen (Frostbau) gearbeitet 
werden soll, so müssen dennoch weitergehende Schutzeinrichtungen für solche 
Bauteile vorbereitet werden, die bei unerwartetem Auftreten tiefer Temperaturen 
noch nicht genügend erhärtet sind. 

Baustoffe, Bauarten und bauliche Durchbildung des Bauwerkes sollen mit Rücksicht 
auf die Ausführung im Winter gewählt werden. Vorteilhaft können sich auswirken: 
Dicke Querschnitte und Verwendung von Fertigbauteilen, von mörtelarmen und 
mörtellosen Wandbauarten, z. B. mit großformatigen Steinen oder geschoßhohen 
Platten. 

3.2 Bauzeitenplan 

Für Bauarbeiten, die ganz oder teilweise in den Winter fallen, ist stets ein Bau- 
zeitenplan aufzustellen. Darin sind die in den Winter fallenden Arbeitsabschnitte 
besonders zu kennzeichnen. 

Der Bauzeitenplan ermöglicht es, die Maschinen- und Gerätebereitstellung und 
den Bedarf an Baustoffen und Arbeitskräften in der zeitlichen Aufeinanderfolge 
rechtzeitig festzulegen. 

Für Zeiten, in denen mit Frost gerechnet werden muß, sind z. B. folgende Arbeiten 
nicht vorzusehen: 

Anlage von Grundstücksentwässerungen, Außenputzarbeiten, Außenanstrich- 
arbeiten, Dichtungs- und Klebearbeiten, Verfugen, Verstreichen von Dachziegeln 
und möglichst auch keine Erdarbeiten, namentlich in frostgefährdeten Böden. 
Auch empfiehlt es sich im allgemeinen nicht, den Beginn der Bauarbeiten für 
eine Zeit zu planen, in der mit Frost gerechnet werden muß. Die Anlaufschwierig- 
keiten der Baustelle fallen dann mit den Schwierigkeiten'zusammen, die die kalte 
Witterung verursacht. 

Es kann zweckmäßig sein, zeitlich so zu planen, daß der Rohbau bis zum Eintritt 
des Winters, mindestens aber bis zum Eintritt von Frost, fertig wird. Auch sonst 
sollten die Innenarbeiten soweit wie möglich bereitgehalten werden für solche 
Tage, an denen Außenarbeltep nicht möglich sind (Ausweicharbeiten). Um diese 
Innenarbeiten auch bei Frost zu ermöglichen, sollten Heizungsanlagen möglichst 
frühzeitig eingebaut und betriebsfertig werden. 

Die Bauleiter müssen rechtzeitig mit dem Bauzeitplan vertraut gemacht werden. 
Enge Zusammenarbeit zwischen dem Planungsbüro und der Baustelle ist im Winter 
besonders wichtig. 


’} Die nachstehend angezogenen Normbläffer sind in der Anlage 3 zusammengesfellf. 
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4. Baustelle 

4.1 Baustelldneinrichtung 

Der Bauplatz muß spätestens vor Eintritt des Winters ausreichend entwässert und 
durch befestigte Zufahrtswege erschlossen sein (vgl. Abschn. 5.5, Abs. 2). 

Die Baustelleneinrichtung ist so zu planen, daß alle notwendigen Maßnahmen 
zum Schutz der Arbeiter und der Bauteile gegen ungünstige Witterung unver- 
züglich getroffen werden können, die hierfür erforderlichen Einrichtungen und 
Stoffe müssen in ausreichender Menge und in einwandfreiem Zustand bereitliegen. 
Soweit wie möglich sollen frostempfindliche Geräte und Arbeiten in geschlos- 
sene Räume verlegt werden (z. B. Betonmischer, Mörtelanlage), 

Für die Baustelle und die Arbeitsplätze ist ausreichende Beleuchtung vorzusehen. 

4.11 Maschinen und Geräte. 

Die Größe und Zahl der etwaigen Heizgeräte (z. B. Heizkessel), Rohr- 
leitungen jund dergleichen ist frühzeitig zu bestimmen. Sie sind rechtzeitig 
zu beschaffen und stets betriebsbereit zu halten. 

Die Pflege der Maschinen und Geräte bedarf bei feuchter und kalter 
Witterung besonderer Sorgfalt. Luftgekühlte Motoren bieten im Winter Vor- 
teile, Für Lastkraftwagen, Zugmaschinen, Kompressoren usw. sind warme 
Unterstellräume vorzusehen. Anheizmöglichkeiten und Frostschutzmittel für 
das Kühlwasser und Winteröl für die Motoren müssen rechtzeitig bereit- 
stehen. Läßt es sich nicht vermeiden, einzelne Maschinen im Freien aufzu- 
stellen, z. B. Kompressoren, so sind für sie entsprechende Verschläge zu 
schaffen. Die Luftleitungen, die besonders an Verzweigungsstellen zum Ein- 
frieren neigen, müssen isoliert werden. 

4.12 Wasserleitung 

Die Wasserleitungen müssen bei Frost betriebsfähig bleiben. Sie sind mög- 
lichst frostfrei zu verlegen. Soweit das nicht möglich ist, müssen die Leitun- 
gen ausreichend gegen Frost geschützt werden. An den tiefsten Punkten 
sind Entleerungshähne anzubringen. 

4.13 Baustofflagerung 

4.131 Allgemeines 

Baustoffe, die möglicherweise infolge der Witterung nur unter erheb- 
lichen Schwierigkeiten oder gar nicht herangeschafft werden können, 
sind rechtzeitig in ausreichenden Mengen anzufahren und zu lagern. 
Wenn nötig, sind Zwischenlager einzurichten. 

4.132 Bindemittel 

An die Lagerung von Bindemitteln (Zement, Kalk, Gips) werden die 
gleichen Forderungen wie im Sommer gestellt. Tiefe Temperaturen 
schaden Bindemitteln, die gegen Luft- und Bodenfeuchtigkeit geschützt 
sind, nicht. 

4.133 Zuschlagstoffe 

Zuschlagstofflager sollen durch Abdeckung vor Regen und Schnee 
und so gut wie möglich auch gegen Kälte geschützt werden. Das wird 
durch Zusammendrängen auf kleinstem Raum erleichtert. Nasse Zu- 
schlagstoffe frieren zusammen und erschweren so die Arbeit. Beson- 
ders sind porige Zuschlagstoffe vor Durchfeuchtung und Gefrieren 
zu schützen. 

4.134 Stahl 

Zweckmäßig ist es, Bewehrungsstahl zentral, z. B. auf dem Werkplatz, 
zu lagern, zu bearbeiten und erst unmittelbar vor dem Einbau an die 
Baustelle zu bringen. Ist das nicht möglich, so ist der Stahl auf der 
Baustelle durch Abdeckung vor Vereisung zu schützen, am besten 
durch Lagerung und Bearbeitung unter Schutzdächern. Bei tiefen Tem- 
peraturen (etwa unter minus 15°) kann Stahl sprödbrüchig werden. 

4.135 Mauersteine u. ä. 

Mauersteine sind vor Durchfeuchtung zu schützen, z. B. durch Lagerung 
unter Schutzdächern oder in bereits fertiggestellten Räumen, da sonst 
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die Weiterverarbeitung erschwert oder gefährdet wird. Tiefe Tempe- 
raturen allein schaden trockenen Mauersteinen, Deckensteinen, Fertig- 
Betonteüen und Wandbauplatten nicht. 

4.136 Holz 

Holz ist tunlichst vor Feuchtigkeit geschützt zu lagern. 

4.137 Dachpappe 

Bei tiefen Temperaturen ist Dachpappe vor dem Verlegen einige 
Tage in erwärmten Räumen zu lagern, da sonst die Gefahr besteht, 
daß sie beim Verlegen bricht. 


4.2 Bauliche Maßnahmen zum Schutz der Arbeiter vor der Witterung 

4.21 Arbeitsplätze 

Die Arbeitsstellen sollen nach Möglichkeit durch aufgehängte Planen (z. B. 
auch aus lichtdurchlässigen Kunststoffen) oder ähnliches vor Wind geschützt 
werden. Dort, wo Arbeiter lange an der gleichen Stelle stehen müssen, sind 
zum Schutz gegen Fußkälte Lattenroste anzuordnen, namentlich an Maschi- 
nen. 

422 Baubuden 

Die aufzustellenden Baubuden müssen den besonderen Erfordernissen des 
Winters Rechnung tragen und ausreichende Wärmedämmung, Heizung, 
Trockeneinrichtungen für Kleidung und Einrichtungen zum Wärmen mitge- 
brachter Speisen und Getränke sowie des Wassers zum Waschen haben. 

Abortanlagen müssen zugfrei und gegen Witterungsunbilden geschützt sein. 

4.23 Unterkünfte 

Müssen Arbeiter auf der Baustelle untergebracht werden, so sind für die 
Unterkünfte 

das Gesetz über die Unterkunft bei Bauten vom 13. Dezember 1934 (RGBl. I 

1234) 

und 

die Verordnung über die lagermäßige Unterbringung von Arbeitskräften vom 
14. Juli 1943 (RGBl. I S. 388)^) 

zu beachten. Die Außenwände der Unterkünfte müssen eine ausreichende 
Wärmedämmung haben (vgl. DIN 4108). 


4.3 Unfallschufz 

4.31 Allgemeines 

Bauen im Winter bedeutet erhöhte Unfallgefahr. Deshalb sind die Unfall- 
verhütungsvorschriften im Winter mit besonderer Gewissenhaftigkeit zu be- 
achten. 

4.32 Glätte 

Arbeits- und Verkehrsstellen (Gerüste, Treppenläufe, Leitern, Laufbrücken, 
Laufstege und alle sonstigen Verkehrswege) sind von Eis und Schnee frei- 
zuhalten bzw. durch Sandstreuung (kein Salz) zu sichern. 

4.33 Holzbearbeitungsmaschinen 

Die Benutzung von Handschuhen beim Bedienen von Holzbearbeitungs- 
maschinen ist wegen der erhöhten Unfallgefahr verboten. Daher sind die 
Holzbearbeitungsmaschinen in einem geschlossenen Raum aufzustellen, der 
geheizt werden kann. 

4.34 Feuerstellen 

Zum Austrocknen oder Erwärmen dürfen offene Koks- und Kohlefeuer in 
geschlossenen Räumen nicht verwendet werden. Rauchgase von Öfen müssen 


2) Für die sozialpolitischen Maßnahmen sind Empfehlungen des „Ausschusses für sozialpolitische Fragen beim 
Winterbau" herausgegeben worden. 

3) Diese Verordnung wird in Kürze durch eine neue Durchführungsverordnung zum Gesetz über die Unter- 
kunft bei Bauten ersetzt. 


67 



Drucksache 1211 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


vollständig ins Freie abgetührt werden. Soweit besondere Austrocknungs- 
und Heizverfahren angewendet werden, dürfen CO-Gase nicht in gefähr- 
licher Menge auftreten; gegebenenfalls ist Auskunft bei der zuständigen 
Bauberufsgenossenschaft einzuholen. Wegen ihrer Geruchlosigkeit sind CO- 
Gase besonders gefährlich. 

4.35 Ketten 

Bei der Verwendung von Ketten ist zu beachten, daß bei Frost die zulässige 
Nutzlast wegen Sprödbrüchigkeit herabgesetzt werden muß, bei Tempe- 
raturen von- minus 20° um die Hälfte (vgl. DIN 685). 

4.36 Elektrische Anlagen und Geräte 

Als Schutz gegen hohe Berührungsspannungen sind die in VDE 0100 
„Vorschriften nebst Ausführungsregeln für die Errichtung von Starkstrom- 
anlagen mit Betriebsspannungen unter 1000 V", VDE 0140 „Leitsätze für 
Schutzmaßnahmen in Starkstromanlagen mit Betriebsspannungen unter 
1000 V" und VDE 0105 „Vorschriften nebst Ausführungsregeln für den Be- 
trieb von Starkstromanlagen" enthaltenen Bestimmungen einzuhalten. 
Weiterhin ist auf die sorgfältige Durchführung der von den zuständigen 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen angewendeten Schutzmaßnahmen zu 
achten. Auf die Anwendung der Kleinspannung — siehe VDE 0100, § 3 d) 4 
— wird besonders hingewiesen. 

4.4 Feuerschutz 

Feuerstellen erhöhen die Feuergefahr. Die Wächter und die für die Wartung der 
Feuerstellen Bestimmten müssen auch für die Brandverhütung verantwortlich ge- 
macht werden. Feuerlöschvorrichtungen müssen in ausreichender Zahl vorhanden 
sein. 


5. Erd-^) und Grundbauarbeifen 
5.1 Lösen von Boden 

Muß Boden im Winter gelöst werden, so empfiehlt es sich, ihn vor Einsetzen des 
Frostes mit geeigneten Stoffen (z. B. Stroh, Reisig) so abzudecken, daß er nicht 
gefriert. Dies ist besonders bei Aushubboden zu beachten, der noch vor Eintritt 
der wärmeren Witterung zur Verfüllung der Baugrube verwendet werden soll. 

5;2 Boden als SchüUguf 

Zum Hinterfüllen, Verfüllen und Anschütten darf gefrorener Boden wegen der 
zu erwartenden großen Setzungen nicht verwendet werden. Wenn bindige Schütt- 
massen in der Schüttung gefrieren, dürfen sie vor dem Auftauen nicht verdichtet 
und nicht überschüttet werden (vgl. VOB DIN 18 300 Abschn. 3.136). 

5.3 Gefrorener Baugrund 

Auf bzw. gegen gefrorenen Baugrund darf weder betoniert noch gemauert 
werden. 

5.4 Frostsichere Böden 

Frostsichere Böden (z. B. lehmfreier Kies und Sand) frieren ohne schädliche 
Hebungen. Auch bei Frostaufgang behalten sie ihre natürliche Tragfähigkeit. 

Die Standfestigkeit von Böschungen frostsicherer Böden ist im 
Winter im allgemeinen ebenso groß wie im Sommer. Im gefrorenen Zustand 
kann sie^ sogar eine größere Standfestigkeit vortäuschen. Es wird jedoch davor 
gewarnt, dies durch Wahl einer steileren Böschungsneigung auszunutzen. Beim 
Auftauen, das auch durch starke Sonnenbestrahlung vorübergehend auftreten 
kann, muß mit Nachrutschen der Böschung gerechnet werden. 


4) piN 18 300 (VOB) schreibt in Abschnitt 3.09 für Arbeiten bei und nach Frostwetter vor: 

„Bei Frost darf nur unter Beachtung der gebotenen Vorsichtsmaßnahmen und der einschlägigen Bestimmungen 
gearbeitet werden. Durch Frost unterbrochene Arbeiten dürfen erst nach Zustimmung des Auftraggebers 
weitergeführt werden." 
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5.5 Frostgefährdete Böden 

Frostgefährdete Böden (Lehm, Ton, Schluff, Mergel, Löß) bilden beim Gefrieren 
„Eislinsen". Diese heben den Boden erheblich und schieben ihn auch seitlich. Als 
frostgefährdet gelten alle Böden, die, je nach Bodenart, mehr als 3 bis 10 Ge- 
wichtsprozent Körnungen unter 0,02 mm enthalten^), ln Zweifelsfällen empfiehlt 
es sich, ein anerkanntes Institut für Baugrundfragen zu Rate zu ziehen*). Schalungs- 
stützen und Absteifungen können beim Gefrieren des Bodens gehoben, ver- 
schoben und geknickt, ganze Gründungen, Bankette und Mauerwerk und Keller- 
decken zerstört oder schiefgedrückt werden. 

Die Tragfähigkeit solcher frostgefährdeter Böden vermindert sich beim 
Frostaufgang erheblich. Häufig geht sie völlig verloren. Dies verdient auch Be- 
achtung bei Wegen und Zufahrten auf der Baustelle. 

Durchgefrorene Baugrubenböschungen frostgefährdeter Böden rutschen 
beim Auftauen fast immer ab. Beim Aushub sind deshalb flachere Böschungs- 
neigungen anzulegen. Auflasten, wie z. B. Steinstapel, Kiesvorratslager, sollen von 
den Baugrubenrändern ausreichend entfernt gehalten werden. 

Bei Baugruben, die bis dicht an die Kellermauern und Fundamente be- 
nachbarter Gebäude reichen, oder diese ganz freilegen, muß durch Ab- 
deckungen verhindert werden, daß der Frost unter das Nachbarhaus dringt. 

Die Gründungssohle muß bei Böden, die als frostgefährdet gelten, 
nicht nur bis zur ausreichenden Erhärtung der Fundamente frostfrei gehalten 
werden, sondern während der gesamten Bauausführung. Sobald die Kellerdecken 
eingezogen sind, empfiehlt es sich, alle Öffnungen in den Außenmauern und 
Decken des Kellergeschosses ausreichend wärmedämmend zu schließen, um ein 
Auskühlen der Kellerräume unter den Nullpunkt zu verhindern. 

Reicht diese Maßnahme nicht aus, so müssen die Kellerräume zusätzlich beheizt 
werden. Abdeckungen der Kellersohle können bei kurzfristigen Temperaturunter- 
schreitungen helfen. 

Auch muß verhindert werden, daß der Frost von außen unter die Umfassungs- 
mauern dringt. Sie sind daher möglichst bald zu hinterfüllen. 

6. Beton- und Stahlbetonarbeiten 

6.1 Bestimmungen 

ln den als baupolizeiliche Richtlinien eingeführten Bestimmungen für die Aus- 
führung von Bauten aus Stahlbeton (DIN 1045) und aus Beton (DIN 1047) werden 
an folgenden Stellen besondere Maßnahmen bei kühler Witterung bzw. Frost vor- 
geschrieben: 

DIN 1045 § 3 Abschn. 2b (Anzeigepflicht) 

§ 4 2. Absatz (Bautagebuch) 

§ 9 Abschn. 5 letzter Absatz (Nachbehandlung) 

§ 10 (Betonieren bei kühler Witterung) 

§ 12 Abschn. 1, 3. Abs. (Schalungsstützen) 

§ 13 Abschn. 2, 5. Abs. und folgende (Schalungsfristen) 

§ 13 Abschn. 3 (Notstützen) 

DIN 1047 § 4 2. Absatz (Bautagebuch) 

§ 8 5. und 6. Absatz (Betonieren bei kühler Witterung, Schalungen 
und Lehrgerüste) 

Frostbau bedarf der Zustimmung des Auftraggebers (vgl. VOB DIN 18 331). 

6.2 Grundsätzliches 

Sowohl das Erstarren wie das Erhärten von Beton werden bei niedrigen Tempe- 
raturen erheblich verzögert. Die bei Temperaturen von +15 bis 22° C entstehen- 
den Festigkeiten werden daher bei niedrigen Temperaturen, und zwar schon bei 
solchen unter +5° C, nicht im gleichen Zeitraum erreicht. Für das Ausschalen bzw. 
Ausrüsten sind bei solchen Temperaturen längere Fristen erforderlich (vgl. 
DIN 1045, § 13). 

Verträgt aus einem besonderen Grund die Ausrüstung keinen Aufschub, so 
müssen schon bei höheren Temperaturen Maßnahmen nach Abschn. 6.3 ff. ge- 

5 } Vg!. z. B. „Richtlinien für die Verhütung von Frostschäden in Straßen* der Forschungsgesellschaft f. d 
Straßenwesen e. V., Ausgabe 1951. 

6) Vgl. Anlage zum Einführungserlaß von DIN 1054 — Gründungen, zulässige Belastung des Baugrundes — - 


69 



Drucksache 1211 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


troffen werden, die sonst erst bei niedrigeren Temperaturen erforderlich sind, 
namentlich wenn die Gefahr besteht, daß die Lufttemperatur erheblich absinkt. 

Gefriert das Anmachwasser im Beton während des Erstarrens, so wird dieses 
unterbrochen und kann sich erst nach dem Auftauen fortsetzen. Derartiger Beton 
wird in der Regl erheblich geschädigt, meist sogar völlig unbrauchbar. Daher ist 
das Durchfrieren des frisch eingebrachten Betons durch die Maßnahmen nach 
Abschn. 6.3 ff. zu verhüten (vgl. auch DIN 1045, § 10). 

Junger, nicht zu wasserreicher und nicht zu zementarmer Beton (Wasserzementwert 
^ 0,60) kann während des Erhärtens in der Regel ein Durchfrieren ohne Schaden 
ertragen, wenn seine Temperatur nach dem Einbringen in die Schalung während 
mindestens 72 Stunden auf über +10° C gehalten wird. Ferner kann angenommen 
werden, daß junger Beton ohne Schaden durchfrieren kann, sobald seine Würfel- 
druckfestigkeit 50 kg/cm^ erreicht hat (vgl. Abschnitt 6.83 Erhärtungsprüfungen). 

6.3 Aligemeines über Vorkehrungsmaßnahmen, Erwärmung von Beton 

Alle im folgenden beschriebenen Maßnahmen zielen darauf ab, daß das Mischgut 
mit einer Temperatur von mindestens +10° C eingebracht wird. 

Mischgut mit einer geringeren Temperatur als + 5° C darf nicht verarbeitet werden 
(vgl. DIN 1045, § 10, 1. Absatz). Für Beton mit geringem ßindemittelgehalt liegt die 
untere Grenze bei +7° C (vgl. DIN 1047, § 8, 5. Absatz). 

Das Mischgut darf aber auch nicht über +30° C, bei Verwendung von Tonerde- 
zement nicht über +20° C, angewärmt werden, da es sonst vor dem Einbringen 
in die Schalung erstarrt. Bei Tonerdezement ist eine Temperatur von etwa + 10° C 
am günstigsten. 

Die Verwendung von fertig gemischtem, auf der Baustelle angeliefertem Beton 
(sogenannter Transport-, Liefer- oder Frischbeton) kann im Winter besonders 
zweckmäßig sein. Auch in diesem Fall ist jedoch dafür zu sorgen, daß das Misch- 
gut mit der oben erwähnten Mindesttemperatur eingebracht und verarbeitet wird. 

Vorratssilos und Transportgefäße für Beton müssen, soweit nötig, eine Wärme- 
dämmung erhalten. 

6.4 Baustoffe 

6.41 Zement 

Die beim Erhärten des Zements freiwerdende Wärme kann die Temperatur 
des Betons erhöhen oder ihr Absinken verzögern. 

Die beim Erstarren und Erhärten des Betons entstehende Wärmemenge 
hängt von der Art und Menge des verwendeten Zements ab. Mit Zement, 
der früh hohe Festigkeit erreicht, entsteht schneller die in Abschn. 6.2 ge- 
nannte Betonfestigkeit von 50 kg/cm^ Bei niedrigen Temperaturen ist des- 
halb Zement mit schneller Anfangserhärtung und hoher Wärmeentwicklung 
vorteilhaft. Es empfiehlt sich daher im Winter, den Zementgehalt zu erhöhen 
oder Zemente der Güteklasse Z 325 bzw. 425 zu verwenden. Für Flochbauten 
sind im Winter Sulfathüttenzemente und Traßzemente nicht zu empfehlen. 

6.42 Anmachwasser 

Das Mischgut soll im Winter so trocken angemacht werden, wie es die Ver- 
arbeitung gerade noch erlaubt. 

Um die in Abschn. 6.3 angegebene Mindesttemperatur des Mischgutes zu er- 
reichen, genügt es, das Anmachwasser zu erwärmen, wenn nicht die Zu- 
schlagstoffe zusammengefroren sind oder zu niedrige Temperaturen an- 
genommen haben (vgl. auch DIN 1045, § 10, 2. Absatz). 

Wärmewirtschaftlich besonders günstig ist die Verwendung von möglichst 
heißem Wasser (bis etwa + 80° C). Das heiße Wasser muß jedoch dann mit 
den Zuschlagstoffen alleine vor Zugabe des Zementes vorgemischt werden, 
damit der Zement nicht zum Schnellbinder wird (vgl. Abschn. 6.3 3. Absatz). 
Die dadurch verlängerte Mischdauer ist bei der Aufstellung des Zeitplanes 
zu berücksichtigen, wenn große Betonleistungen verlangt werden. 

6.43 Zuschlagstoffe 

Die in DIN 4226, § 5,1 und § 6,2 festgelegten Grenzen für schädliche Bestand- 
teile müssen im Winter besonders sorgfältig beachtet werden, da lehmige 
und tonige Bestandteile Wasser binden. 
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Bei Temperaturen, bei denen die Erwärmung des Anmachwassers nicht mehr 
genügt — im allgemeinen erst im Falle des Frostbaues — , um die in Ab- 
schnitt 6.3 geforderten Temperatur des Betons an der Einbaustelle zu gewähr- 
leisten, sind auch die Zuschlagstoffe zu erwärmen, z. B. durch geeignete 
Heizeinrichtungen auf den Lagerplätzen. 

Ein verhältnismäßig einfaches Hilfsmittel dafür ist z. B. die Dampflanze, ein 
zur Spitze ausgezogenes durchlöchertes Heizrohr, das in die Zuschlagstoffe 
eingetrieben wird. 

Um ein späteres Zusammenfrieren zu vermeiden, darf nicht mehr Zuschlag- 
stoff aufgetaut werden als sofort verbraucht werden kann. 

6.5 Zusafzmittel 

6.51 Frostschutzmittel 

Der Zusatz von Frostschutzmitteln ist bei Stahlbeton zu vermeiden, da die 
Rostbildung gefördert wird. 

Bei Tonerdezement ist die Verwendung von Frostschutzmitteln unzulässig. 

Auch bei unbewehrtem Beton ist äußerste Beschränkung bei der Verwendung 
von Frostschutzmitteln angebracht, weil durch größeren Zusatz, wie er bei 
Temperaturen als etwa — 5° C erforderlich wird, größeres Schwinden und 
geringere Endfestigkeiten möglich sind. 

6.52 Betonverflüssiger 

Die Verwendung von Betonverflüssigern, die die Erstarrung verzögern, ist 
im Winter nicht zu empfehlen. Daher sollten beim Zusatz von Betonverflüs- 
sigern rechtzeitig Eignungsprüfungen durchgeführt werden (vgl. DIN 1048 
und die Besonderen Bestimmungen in den Zulassungsbescheiden für Beton- 
verflüssiger)^). 

6.53 Luftporenbildende Mittel 

Luftporenbildende Zusatzmittel (LP-Zusatzmittel) erhöhen die Frostbeständig- 
keit von erhärtetem Beton, sie schützen jedoch nicht frischen Beton vor 
Frostschäden. Sie können wie die Betonverflüssiger bei wasserarmen Betonen 
(niedriger Wasserzementwert) die Verarbeitbarkeit verbessern. 

6.6 Einbringen des Betons in die Schalung 

An Stahleinlagen und Schalung haftendes Eis darf erst unmittelbar vor dem 
Einbringen des Betons beseitigt werden, damit sich nicht neue Eisschichten bilden. 
Es wird empfohlen, die Einbaustelle durch Vorhängen von Zeltplanen o. ä. vor 
Wind zu schützen. 

6.7 Schutz des eingebrachten Betons vor Wärmeentzug 

Durch geeignete Maßnahmen ist der Beton vor Wärmeentzug zu schützen, damit 
die in Abschn. 6.2 angegebene Temperatur gehalten wird oder so lange, bis die 
dort angegebene Druckfestigkeit erreicht ist. 

Dünne Bauglieder müssen sorgfältiger geschützt werden als dicke; zementarme 
Mischungen mehr als zementreiche. 

über den Frostschutzmaßnahmen darf nicht vergessen werden, daß freiliegende 
Betonbauteile, namentlich Estrichflächen, sorgfältig feucht nachbehandelt und vor 
Zugluft geschützt werden müssen, um zu schnelles Austrocknen und damit Minder- 
festigkeit und Rißbildung zu vermeiden (vgl. DIN 1045, § 9, Abschn. 5). 

Als Schutzmaßnahmen werden empfohlen: 

Abdecken des frischen Betons mit Strohmatten, Zeltplanen, doppelwandige Aus- 
bildung der Schalung (äußere Schale: Holz- oder Leichtbauplatten), oder bei 
weniger tiefen Temperaturen Abdecken mit nicht wassersaugendem Papier. 

Auch die einfache Holzschalung bietet bereits einen gewissen Schutz 
gegen Wärmeverlust. 

Stahlschalungen sind im Winter wegen ihrer hohen Wärmeleitzahl un- 
geeignet, wenn sie nicht eine ausreichende Wärmedämmschicht erhalten. Das 


7) Vgl. weiterhin die Richtlinien für die Prüfung von Betonzusatzmitteln, abgedruckt in den Bestimmungen 
des Deutschen Ausschusses für Stahlbeton, 6. Auflage Berlin 1955, S. 256 ff., Verlag Wilh. Ernst & Sonn, 
Berlin. 
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gleiche gilt in noch höherem Maße für Gitterschalungen wegen ihrer 
Durchlässigkeit. 

Zum Abdecken und Umhüllen eignen sich ausreichend dicke Stroh- und 
Schilfmatten, die vor Feuchtigkeit zu schützen sind. 

Abdeckplanen wirken nur wärmedämmend, wenn ihre Stöße gut über- 
deckt sind und zwischen Planen und Beton eine ausreichende ruhende Luftschicht 
vorhanden ist. Das Annageln von Planen ist zu vermeiden. Sie sind auf andere 
Weise gegen Wegtreiben durch Wind zu sichern. Solange sie nicht gebraucht 
werden, sollten Segeltuchplanen freihängend aufbewahrt werden. 

Für den Gebrauch von Zelten gilt der vorstehende Absatz sinngemäß. 

S ä g e m e h I kann zum Abdecken nicht empfohlen werden. 

Senkrechte Schutzwände sollen unabhängig von der Schalung so an- 
gebracht werden, daß man den Beton unbehindert ausschalen kann. 

Leichte, versetzbare Schutzdächer sind sehr zweckmäßig. Vollständiges 
Umschließen und Heizen des gesamten Bauwerks oder einzelner Teile 
davon gestattet auch das Arbeiten bei sehr niedrigen Temperaturen (vgl. auch 
DIN 1045, § 10, 2. Absatz). Dies ist aber im allgemeinen nur bei besonders wich- 
tigen und wertvollen Bauten wirtschaftlich vertretbar. 

.Von außen kann Wärme an das Bauwerk geleitet werden z. B. durch Einblasen 
von Warmluft oder Dampf unter die Abdeckung, durch Dampfheizschlangen oder 
elektrische Heizgeräte. Wegen der Verwendung von Kokskörben vgl. Abschn. 4.34. 
Es muß jedoch verhindert werden, daß die der Wärmequelle abgekehrten Flächen 
Schaden erleiden, daß also die eine Seite geschützt wird, während die andere 
erfriert. Bei Decken reicht die einfache Holzschalung vielfach nicht aus, um den 
Beton von der Unterseite genügend gegen Wärmeentzug zu schützen. Es empfiehlt 
sich z. B., den unter der Decke liegenden Raum zu heizen und damit schon vor 
dem Betonieren zu beginnen. 

6.8 Eignungs-, Güte- und Erhärtungsprüfungen 

Prüfungen des Betons z. B. nach DIN 1045, § 6, kommt bei Arbeiten im Winter 
besondere Bedeutung zu. 

6.81 Eignungsprüfungen 

Vgl. DIN 1048, Vorbemerkungen, Abschn. 1a®) und § 7, Abschn. 1^®). 

Durch rechtzeitige Eignungsprüfungen ist die zweckmäßigste Mischung sorg- 
fältig bei Beachtung der Hinweise in Abschn. 6.41 und 6.43 festzulegen. In 
schwierigen Fällen sollten staatliche Materialprüfungsanstalten oder Sach- 
verständige, z. B. die Bauberater des Fachverbandes Zement, zu Rate ge- 
zogen werden. 

6.82 Güteprüfungen 

Vgl. DIN 1048, Vorbemerkungen, Abschn. Ib’). 

Um Auseinandersetzungen zu vermeiden, wird besonders darauf hin- 
gewiesen, daß die Probekörper sorgfältig nachzubehandeln und unabhäfigig 
von der herrschenden Witterung (vgl. DIN 1048, § 7, Abschn. 1)^®) zu lagern 
sind. 

6.83 Erhärtungsprüfungen 

Vgl. DIN 1048, Vorbemerkungen, Abschn. Ic^^). 

Durch die Erhärtungsprüfungen wird unter anderem der Zeitpunkt für die 
Dauer der Frostschutzmaßnahmen (vgl. Abschn. 6.7) bestimmt. Die Probe- 
körper, meist Würfel (vgl. DIN 1048, § 7, Abschn. 2) sind in ausreichender 


8) Auszugsweise Wiedergabe (Ausgabe 1943); 

»Die Eignungsprüfung wird vor Baubeginn durchgeführt und dient dazu, festzustellen, welche Zusammensetzung 
ein Beton haben muß, um die geforderten Eigenschaften zu erreichen . . 

9) Aupugsweise Wiedergabe: 

»Die Güteprüfung dient dem Nachweis, daß der Beton während der Bauausführung so zusammengesetzt 
ist, daß er bei sachgemäßer Verarbeitung die im Einzelfall geforderten Eigenschaften erreicht . . 

to) Auszugsweise Wiedergabe: 

»Für die Eignungs- und Güteprüfung sind die Würfel alsbald nach dem Herstellen- bis zur Prüfung oder 
Versand in einem geschlossenen, vor Zugluft geschützten Raum -|-15° bis -|-22° Lufttemperatur zu 
lagern . . .* 

11) Auszugsweise Wiedergabe: 

»Die Erhörtungsprüfung soll Aufschluß über den wahrscheinlichen Festigkeitszustand eines Bauwerks und 
damit einen Anhalt für die Ausschalfristen geben . . ." 
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Zahl anzufertigen und müssen unter den gleichen Witterungs- und Schutz- 
bedingungen erhärten wie die betreffenden Bauteile (Lagerung am oder auf 
dem Bauteil, gegebenenfalls unter der Schutzabdeckung), 

Zur zerstörungsfreien Feststellung der Betonfestigkeit am Bauwerk sind 
Kugelschlagprüfgeräte (vgl. DIN 4240) und Rückprall-Festigkeitsprüfer ge- 
eignet^^). Der Umgang mit diesen Geräten und die Beurteilung der Fest- 
stellungen setzt entsprechende Sachkenntnis und Erfahrungen voraus. 


7. Maurerarbeiten 

7.1 Bestimmungen 

Baupolizeiliche Bestimmungen über die Ausführung von Mauerwerk bei Frost sind 
in DIN 1053 unter Abschn. 6.3^^) enthalten. Danach muß die Herstellung von 
Mauerwerk im Freien bei Frost von der Bauaufsichtsbehörde genehmigt werden. 
Außerdem ist die vorherige Zustimmung des Auftraggebers notwendig (vgl. VOB 
DIN 18330). 

7.2 Baustoffe 

7.21 Mauersteine 

Vereiste Mauersteine dürfen nicht verwendet werden. 

2.22 Anmachwasser, Zuschlagstoffe 

Es gelten sinngemäß Abschn. 6.42 und 6.43. 

7.23 Mörtel 

In der Winterzeit empfiehlt es sich, für Maurerarbeiten im Freien Mörtel- 
gruppe II zu nehmen. Der Mörtel ist möglichst kurz vor der Verwendung 
herzustellen und bei einer Mörteltemperatur von mindestens +10° C zu 
verarbeiten. Es ist auch möglich, trocken vorgemischten Mörtel in kleinen 
Mengen gesondert mit angewärmtem Wasser anzumachen. Die Temperatur 
des fertigen Mörtels darf jedoch höchstens + 30° betragen. 

Auch der von Mörtelwerken kommende, über längere Strecken an die Bau- 
stelle gebrachte Mörtel muß bei kalter Witterung beim Verarbeiten noch 
eine Temperatur von +10° haben. 

7.3 Frostschutzmittel 

Wird dem Mauermörtel ein Frostschutzmittel zugesetzt, so besteht die Gefahr, daß 
sich Ausblühungen und feuchte Stellen bilden, die später z. B. zu Anstrichschäden 
führen können. Der Verwendung von Frostschutzmitteln muß der Auftraggeber 
vorher zustimmen (vgl. VOB DIN 18330). 

Mörtel zum Einsetzen von Stahlhalterungen dürfen keine Frostschutzmittel zu- 
gesefzt werden, da diese die Rostbildung fördern. 

7.4 Ausführung 

Die Steine sollen nur soweit angenäßt werden, wie es für das Haften zwischen 
Stein und Mörtel erforderlich ist. 

Bei geeigneter Steinform und Wanddicke ist die Reihenverlegung mit nachträg- 
lichem Verfüllen der Stoßfugen für den Winter das zweckmäßigste Arbeitsver- 
fahren. Der Mörtel wird dabei schnell aufgebracht und durch die nächste Stein- 
schicht abgedeckt. 

Leichte Trennwände (vgl. DIN 4103) werden zweckmäßigerweise erst errichtet, 
wenn die Räume erwärmt werden können. Dies gilt nicht für aussteifende Wände, 


12 ) Kugelschlagfederhammer System Baumann-Steinrück, .Pendelhammer Einbeck und Rückprall-Festigkeits- 
prüfer Schmidt. 

13) DIN 1053 (Ausgabe 1952): 

Abschnitt 6.3 Ausführung von Mauerwerk bei Frost 

6.31 Bei Frost darf Mauerwerk im Freien nicht herqestellt werden. Ausnahmen kann die 
Bauaufsichtsbehörde zulassen, wenn besondere Schutzmaßnahmen getroffen werden. 

6.32 Gefrorene Baustoffe dürfen nicht verwendet werden. Auf gefrorenem Mauerwerk darf 
nicht weitergemauert werden. 

6.33 Frisches Mauerwerk ist bei Eintritt von Frost zu schützen, z. B. durch Abdecken. 

6.34 Mauerwerk, das durch Frost beschädigt ist, ist vor dem Weiterbau abzutragen. 

6.35 In der Zeit vom 1. Oktober bis 31. März kann bei Ausführung des Mauerwerks bei 
nassem Wetter die Verwendung von Mörtel mindestens der Gruppe II vorgeschrieben 
werden. 
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die zusammen mit den belasteten Wänden , hochgeführt werden müssen (vgl. 
DIN 1053, Abschn. 2.2). 

Wegen Gerüstverankerungen und Versteifungen vgl. Abschn. 8.122, 2. Abs. 

7.5 Schutzmaßnahmen 

Mauerwerk ist solange von Frosteinwirkungen zu schützen, bis der Mörtel aus- 
reichend erhärtet ist. 

Zur Feststellung, ob der Mörtel bereits erhärtet oder nur gefroren ist, entnimmt 
man Mörtelbrocken aus der Fuge und bringt sie in einem geschlossenen Glas auf 
Zimmertemperatur. Zerfällt der Mörtel dabei, so war er nicht erhärtet, sondern 
gefroren. Die Prüfung empfiehlt sich besonders bei dünnen Mauern. 

Als Schutzmaßnahmen bei Maurerarbeiten im Winter sind zu empfehlen: 

Bei kühlem Tageswetter (+ 5 bis 0 ° C) und bei leichtem Nachtfrost (bis — 3° C) 

vor Wind, Regen und Schnee geschützte Lagerungen der trocken herangebrachten 
Baustoffe und, wenn nötig, Anwärmen des Mörtels (vgl. Abschn. 7.23). 

Frostbau 

Bei leichtem Tagesfrost (bis — 3° C) außerdem stärkeres Erwärmen des Mörtels 
und Schutz des frischen Mauerwerks durch Abdecken. 

Bei anhaltendem Frost (bis — 10° C) außerdem Erwärmen der Mauersteine, 
z. B. durch ausreichend lange Lagerung in entsprechend beheizten endgültigen 
oder behelfsmäßigen Räumen. 

Bei anhaltendem Frost (unter — 10° C) außerdem vollständiges Umschließen des 
Bauwerks oder Bauteile und Beheizen des dadurch geschaffenen Arbeitsraumes. 
Für das Abdecken und Ummanteln und für das Zuführen von zusätzlicher Wärme 
gilt sinngemäß Abschnitt 6.7. 


8. Andere Arbeiten 
8.1 Putzarbeiten 

Auf gefrorenem Putzgrund darf nicht geputzt werden. Hat der Mauermörtel an 
den Außenseiten der Wände ausnahmsweise durch Frost gelitten, so sind die 
Fugen auszukratzen. Für Putzmörtel gilt das gleiche wie für Mauermörtel, auch 
hinsichtlich der Verwendung von Frostschutzmitteln (vgl. Abschn. 7.2 und 7.3). 

8.11 Außenputz 

Außenputzarbeiten und Putzarbeiten in offenen Räumen dürfen bei Tempera- 
turen unter dem Gefrierpunkt, und wenn Nachtfröste zu erwarten sind, nicht 
ausgeführt werden, wenn die Arbeitsstelle nicht vollständig gegen die Außen- 
temperatur abgeschlossen und der entstehende Arbeitsraum bis zur ausrei- 
chenden Erhärtung des Putzes beheizt wird (vgl. DIN 18 550, Abschn; 6.11). 

8.12 Innenputz 

8.121 Mörtel 

Wegen der Erwärmung des Putzmörtels vgl. Abschn. 7.2. Je größer 
der Gipszusatz ist, um so weniger darf der Mörtel erwärmt werden. 
Bei reinem Gipszusatz ist das Anwärmen des Mörtels nicht zu empfehlen, 
da der Gipsputz sonst zu schnell versteifen kann. 

8.122 Schutzmaßnahmen 

Mit den Innenputzarbeiten in Gebäuden soll bei Außentemperaturen 
unter etwa -t-5° C erst begonnen werden, wenn entweder die ver- 
glasten Fenster eingesetzt oder die Fensteröffnungen behelfsmäßig 
verschlossen sind, z. B. mit einem durchsichtigen Stoff, und die Räume 
genügend durch die endgültige oder eine behelfsmäßige Heizungs- 
anlage beheizt sind. Dabei ist für ausreichenden Luftwechsel zu sor- 
gen, damit Feuchtigkeit abgeführt wird. 

Namentlich ist darauf zu achten, daß Gerüstverankerungen oder Ver- 
steifungen am Bauwerk so angebracht werden, daß das Einsetzen von 
Fenstern oder das Anbringen von Verkleidungen bei Beginn des 
Winterwetters nicht behindert wird. 
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Wenn. die endgültigen Heizungsanlagen zum Warmhalten des Mauer- 
werks und des Putzes und zum Trocknen der geputzten Flächen nicht 
ausreichen, müssen zusätzliche Trocknungsvorrichtungen aufgestellt 
werden. Kokskörbe dürfen hierfür nicht verwendet werden (vgl. 
Abschn. 4.34). 

8.2 Estricharbeiten 

Es gelten sinngemäß die Ausführungen über Innenputz in Abschn. 8.12. Besonders 
sorgfältig ist darauf zu achten, daß der Estrich nicht vorzeitig austrocknet (vgl. 
Abschn. 6.7) oder auch von unten zu stark auskühlt. 

8.3 Anstrichorbeiten 

Anstricharbeiten im Freien oder auch in offenen Räumen, namentlich Hallen, 
dürfen bei Regen, Nebel, feuchter Witterung oder Außentemperaturen unter + 5^ C 
nicht ausgeführt Werden (vgl. VOB DIN 18 363 Abschn. 3.14). Für den Beginn der 
Anstricharbeiten in Innenräumen gilt das in Abs.chn. 8.122 für Innenputz Gesagte 
sinngemäß. Zu streichende Flächen müssen vollständig trocken sein. Mauerwerk 
und Beton müssen auch im Innern so weit ausgetrocknet sein, daß Anstrichschädön 
durch austretende Feuchtigkeit nicht entstehen können. Ausnahmen sind nur 
zulässig, wenn Anstrichmittel verwendet werden, die auf feuchtem Grund aufge- 
tragen werden dürfen. Der Firma, die den Anstrich ausführt, ist anzugeben, ob 
und welches Frostschutzmittel im Beton oder Mörtel verwendet wurde (vgl. VOB 
DIN 18 363 Abschn. 0101). 

8.4 Dichtungsarbeiten 

Ohne besondere Vorkehrungen sollen Abdichtungsarbeiten bei Lufttemperaturen 
unter + 5^ C nicht ausgeführt werden. Außerdem ist in diesem Falle die vorherige 
Zustimmung des Auftraggebers erforderlich (vgl. VOB DIN 1966). Als Schutzmaß- 
nahme für die Durchführung von Dichtungsarbeiten im Winter ist das Abdecken 
und Beheizen des Arbeitsraumes geeignet. Bei Verwendung von Dichtungsmitteln, 
die in Kohlenwasserstoff gelöst sind, dürfen aber keine Feuerstellen im Arbeits- 
raum oder in seiner Nähe aufgestellt werden. 

8.5 Dachdeckerarbeiten 

8.51 Deckung aus Dachziegeln und Betondachsteinen 

Das Verstreichen mit Mörtel ist bei Frost, oder wenn Frost droht, unzulässig 
(vgl. VOB DIN 18 338). 

Bei künstlicher Trocknung eines Neubaues kann durch die aufsteigende und 
an der Dachhaut kondensierende Feuchtigkeit bereits abgebundener Mörtel 
so durchfeuchtet werden, daß er bei Frost zerstört wird. Die Dachräume sind 
daher kräftig zu lüften. 

8.52 Deckung mit Dachpappe 

Dachpappenlagen dürfen bei Temperaturen unter + 5® C nicht geklebt 
werden (vgl. VOB DIN 18 338). Es wird empfohlen im Winter nur eine vor- 
übergehende Abdeckung aufzubringen, z. B. durch eine mit 10 cm Über- 
deckung senkrecht zur Dachneigung verlegte Dachpappe, die durch Bretter 
und Steine beschwert wird. 


8.6 Zimmererarbeiten 

Diese Arbeiten sind weitgehend unabhängig von der Temperatur. Im Winter muß 
aber ganz besonders darauf geachtet werden, das kein nasses Holz oder Holz 
in nasser Umgebung so eingebaut wird, daß es nicht mehr austrocknen und dann 
von Schwamm befallen werden kann. 

8.7 Installations- und Klempnerarbeiten 

Diese Arbeiten werden durch 'die Witterung kaum behindert, abgesehen vom Ver- 
mörteln der Halterungen und von Erdarbeiten. 

Bei sehr nasser Witterung und bei Frost von mehr als — 5® C darf mit Bleiguß 
nicht mehr gedichtet werden (vgl. VOB DIN 18 381, Abschn. 3.3214). 
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Wird bei stärkerer Kälte installiert, so ist besonders darauf zu achten, daß sich 
die einzelnen Teile bei Erwärmung genügend ausdehnen können. Dies ist z. B. 
auch bei Dachrinnen zu beachten. 

8.8 Ofensetzerarbeifen 

Kachelöfen dürfen bei Temperaturen unter + C nicht gesetzt werden. Der 
Mörtel soll mindestens eine Temperatur von +10® C haben. Kann man den Ofen 
nicht durch Heizung langsam austrocknen, so darf in dem Zimmer, in dem der 
Ofen steht, die Temperatur nicht unter 0® C sinken. 


9. Arbeitsunterbreehung 

9.1 Einstellen der Arbeit 

Vor der regelmäßigen Unterbrechung der Arbeit am Abend oder am Wochen- 
ende, vor allem aber bei längerer Einstellung der Arbeit, z. B. wegen starken 
Frostes, müssen die Arbeiten noch so weit zum Abschluß gebracht werden, daß 
Schäden durch die winterliche Witterung, namentlich durch Frost, vermieden 
werden und die Wiederaufnahme der Arbeiten möglichst erleichtert wird. 

Frischer Beton und Mauerwerk sind auch während einer Arbeitsunterbrechung so 
lange vor Frost zu schützen (vgl. Abschn. 6.7 und 7.5), bis eine ausreichende 
Festigkeit erreicht ist. Bei kurzen Arbeitsunterbrechungen kann es vorteilhaft sein, 
die Heizung für die Erwärmung der Zuschlagstoffe weiter in Betrieb zu halten, 
da der Wärmeverbrauch für das Anheizen verhältnismäßig groß ist. 

Schalungen und Bewehrungen sind gegen Niederschläge abzudecken; das Wasser 
muß aus Leitungen und Maschinen abgelassen werden. 

9.2 Wiederaufnahme der Arbeit 

Zu beachten ist die Anzeigepflicht bei Stahlbeton- und Betonarbeiten nach DIN 
1045, § 3, Abschn. 2 b. 

Nach längeren Unterbrechungen empfiehlt es sich, die Baustelle erst mit wenigen 
Leuten für die Wiederaufnahme der Arbeit vorzubereiten. Hierzu gehört u. a.: 
Durchsicht der Maschinen, Geräte und Heizanlagen, 

Freimachen der Zugänge zur Arbeitsstelle, der Gerüste, der Schalung von Schnee 
und Eis, 

Auftauen der Zuschlagstoffe, 

Überprüfung der Schalungen und Rüstungen, 

Erwärmen der Anschlußstellen bei Beton und Mauerwerk (vgl. DIN 1045, § 10, 
letzter Abs., und DIN 1053, Abschn. 6.32). 

10. Bauleitung 

10.1 Allgemeines 

Winterarbeit stellt höhere Anforderungen an die Bauleiter, Bauführer und Poliere. 
Die gewissenhafte Überwachung der angeordneten Maßnahmen und die Not- 
wendigkeit, schnelle Entscheidungen zu fällen, verlangen beim winterlichen 
Bauen besondere Kenntnisse über das Verhalten der Baustoffe im Winter, 
namentlich bei Frost, und besondere Eigenschaften, die nicht bei jeder Aufsichts- 
person auf den Baustellen zu erwarten sind. Das Führungspersonal auf Winter- 
baustellen ist deshalb besonders sorgfältig auszuwählen und zu unterrichten. 

10.2 Temperafurmessungen 

Temperaturmessungen sind die Grundlage für die Maßnahmen des winterlichen 
Bauens. Neben der Außentemperatur sind die Temperaturen des Betons, des 
Mörtels und des Mauerwerks zu messen. Solche Messungen sind nach DIN 1045, 
§ 10, für das Mischgut bei Lufttemperaturen unter + 5® C vorgeschrieben. Für 
Beton mit geringem Bindemittelgehalt (z. B. Schüttbetonwände) werden sie gemäß 
DIN 1047, § 8, bereits bei Lufttemperaturen unter +7® C verlangt. Aus dem 
Ergebnis der Messungen folgen die Maßnahmen für die Erwärmung und den 
Schutz der Bauteile. 

10.21 Lufttemperatur 

Die Lufttemperatur soll mit einem Maximum- und Minimum-Thermometer 
etwa in Augenhöhe über dem Erdboden in einer nach Norden geöffneten 
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Thermometerhütte gemessen werden (vgL Bild 1)^^). Der Hüttenboden muß 
aber mindestens 1,5 m über dem Erdboden liegen. 



Bild 1 : Thermometerhütte 


Gegen Diebstahl kann die Vorderseite durch eine Tür aus weitmaschigem 
Drahtgeflecht verschlossen werden. 

Die Hütte muß einen weißen Farbanstrich erhalten. Das Dach der Hütte 
darf nicht mit Blech oder Dachpappe benagelt werden. Als Standort der 
Hütte ist ein freier Platz zu wählen, der von der Sonne möglichst den 
ganzen Tag über erreicht werden kann. 

Als Maximum- und Minimumthermometer sind Flüssigkeitsthermometer zu 
verwenden, die mit einem Thermometerhalter an einer senkrechten Metall- 
stange in der Mitte der Hütte zu befestigen sind. Das Maximumthermo- 
meter liegt oben, etwas schräg mit der Thermometerkugel nach unten, das 
Minimumthermometer unten, genau waagerecht. 

Die Thermometergefäße (Kugel beim Maximumthermometer, Gabel beim 
Minimumthermometer) sind zum besseren Ablesen nach links gerichtet. Das 
noch häufig gebrauchte jedoch weniger zuverlässige Six-Thermometer ist 
senkrecht an der Metallstange anzubringen. 

Morgens und abends sind sowohl die augenblicklichen Temperaturen wie 
auch die niedrigste und höchste Temperatur des Tages abzulesen. Die 
Thermometer sind jeden Abend neu einzustellen. 

10.22 Temperatur der Baustoffe 

Die Temperatur der Baustoffe wird am besten mit einem Quecksilberstab- 
Thermometer festgestellt. Zu messen sind die Temperaturen der Zuschlag- 
stoffe, des Anmachwassers, des Frischbetons beim Verlassen der Misch- 
maschine und des eben eingebauten Betons. 

Bei Temperaturen unter — 3° C muß die Temperatur des frisch eingebauten 
Betons laufend überwacht werden. An den besonders gefährdeten Stellen 
eines Bauwerks (z. B. an den Unterseiten von Decken, am Fuße von Eck- 
säulen) sind dann ebenfalls die Temperaturen zu messen. 

Die Temperatur des eingebrachten Betons bzw. Mörtels läßt sich leicht 
messen, wenn man vorher mit Hilfe von Rundstahlstücken Löcher für die 
Thermometer im Beton bzw. Mörtel (beim Mauerwerk) ausspart, die auch 
dann, wenn kein Thermometer eingeführt ist, dauernd mit einem Kork, trocke- 
nem Papier o. ä. zu verschließen sind. 

Das Thermometer soll höchstens 10 cm tief in den Beton eingeführt werden. 
Seine Skala soll möglichst so beschaffen sein, daß sie abgelesen werden 
kann, ohne daß das Thermometer aus dem Loch herausgezogen wird. 

Der Zvyischenraum zwischen Thermometer und Lochwand muß am Lochende 
mit Kork, trockener Putzwolle, Papier o. ä. verschlossen sein. Über das her- 
ausragende Ende des Thermometers soll zum Schutz gegen Wärmeableitung 
und Strahlung eine geschlossene Papphülse o. ä. geschoben werden (vgl. 
Bild 2). 

Die Temperatur des eingebrachten Betons oder Mörtels soll je nach Außen- 
temperatur in angemessenen Zeitabständen bis zur ausreichenden Erhärtung 
und während der ersten 48 Stunden nach dem Einbringen alle 4 bis 6 Stunden 
gemessen und im Bautagebuch eingetragen werden. 


14) Genauere Ausführungszeichnungen für die Hütte sind bei den Dienststellen des Deutschen Wetterdienstes 
erhältlich. Sie erteilen auch nähere Auskünfte über Lieferfirmen und Handhabung der Thermometer. 
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Schalung 

äbeigeschobene 
Papphülse \ 


Höhlung 



Verschluß aus 
Kork.ti'ockener 
Putzwolle, Papier 
oder ähnlichem 


QuecksHberstah- 

Thermometer 


Bild 2 


10.3 Bautagebuch 

Die Führung eines Bautagebuches ist im Winter auch für kleinere Baustellen Pflicht, 
um aus den Eintragungen die Durchführung der aus Sicherheitsgründen erforder- 
lichen Maßnahmen und die Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen nachweisen 
zu können. Neben der ohnehin notwendigen Beschreibung der Arbeitsvorgänge 
sind sorgfältig alle Schutzmaßnahmen (Abdeckung, Windschutz usw.) und Meß- 
werte (Temperaturen u. ä.) einzutragen, die zur späteren Beurteilung der Festigkeit 
und Güte des Bauwerkes erforderlich sind (vgl. DIN 1045 und 1047, § 4). Die allge- 
meine Wetterlage und die Vorhersage (vgl. Anlage 1, Abschn. 2.1) sind ebenfalls zu 
beschreiben. 

Für das übliche Bautagebuch wird hierfür das Ergänzungsblatt (Anlage 2) 
empfohlen. 


Anlage 1 

Klimazonen und Wetterdienst 
1 . Klimazonen 

Den Angaben über das Klima in den Klimakarten (Bild 3 bis 8) und der Tafel 1 liegen 
Mittelwerte aus langjährigen Beobachtungen zugrunde. In den einzelnen Wintern treten 
mehr oder weniger große Abweichungen auf. Die Klimakarten geben nur einen allge- 
meinen Überblick über die Klimaunterschiede. Genauere Angaben über die Lage eines 
bestimmten Ortes in den Klimazonen können vom zuständigen Wetteramt (vgl. Ab- 
schn. 3) gemacht werden. 

1 .1 Zonenkarte der Frost- und Eistage (Bild 4 und 5) 

Unter einem Frosttag wird ein Tag verstanden, an dem zu irgendeiner Zeit die 
Lufttemperatur unter 0° C sinkt, an einem Eistag liegt während des ganzen Tages 
die Temperatur unter 0° C. 

In den Zonen, die in der Karte der Frosttage angegeben sind, kann mit in der 
Tafel 1 angegebenen Häufigkeiten bestimmter Tagestiefsttemperaturen gerechnet 
werden, 

Tafel 1 


Mittlere Häufigkeit der Tage mit bestimmten Tagestiefsttemperaturen im Winterhalbjahr 
(zugeordnet zur Karte der Frosttage) 


Mittlere Zahl 
der Frosttage 

o 

O 

T 

V 

Mittl. Häufigkeit der Tage 
mit Tagestiefsttemperaturen 

— 10 bis— 3° — 

3 bis + 5° C 

Zone 1 < 80 Tg. 

3— 6 

15—30 

100—120 

Zone 2 80 — 120 Tg, 

6—15 

30—50 

95—115 

Zone 3 > 120 Tg. 

13—20 

50—70 

80—100 


Eine weitere zeitliche Aufteilung zur Tafel 1 gibt Bild 3. 
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1.2 Zonenkarfe der Schneeverhältnisse (Bild 6) 

Die eingetragene mittlere größte Schneehöhe stellt den Mittelwert der jährlich 
gemessenen größten Schneehöhe dar. Unter Schneedeckendauer wird die durch- 
schnittliche Zahl der Tage mit einer geschlossenen Schneedecke unabhängig von 
ihrer Höhe.^verstanden. 

1.3 Zonenkarfe der Niederschlagsmengen (Bild 7] 

Die Karte zeigt die räumliche Verteilung der winterlichen Niederschlagsmenge in 
mm. 1 Millimeter entspricht der Niederschlagsmenge von 1 Liter je Quadratmeter. 

1.4 Zonenkarte der Windverhältnisse (Bild 8) 

Anhand der mittleren Windgeschwindigkeit in den Wintermonaten Dezember bis 
Februar wird die Windanfälligkeit einzelner Landschaften gezeigt. In Gebieten 
mit großen mittleren Windgeschwindigkeiten sind starke und stürmische Winde 
häufiger zu erwarten als in Gebieten mit kleinen Mittelwerten. 


2. Wettervorhersage ’*) 

2.1 Die kurzfristige Wettervorhersage 

2.11 Der Wert von Wettervorhersagen kann durch Rückfrage bei den Dienst- 
stellen verbessert werden. 

Die Dienststellen des Deutschen Wetterdienstes sind in Abschn. 3 aufgeführt. 
Auf Anfrage wird unter dem Stichwort „Bauwetterdienst" Auskunft über die 
zu erwartende Lufttemperatur, die Niederschläge und den Wind in einer 
bestimmten Gegend gegeben. Namentlich kann angegeben werden, ob vor- 
aussichtlich einige für die Baudurchführung wichtige Grenzwerte der ver- 
schiedenen Witterungseinflüsse über- oder unterschritten werden können 
Die Vorhersage erstreckt sich gewöhnlich auf den Zeitraum von 24 — 48 
Stunden, in Ausnahmefällen bis zu einer Woche. Der Zeitraum der Vorher- 
sage hängt von der jeweiligen Wetterlage ab. 

2.12 Wetterwarndienst für die Bauwirtschaft 

Unabhängig von Abschn. 2.11 besteht die Möglichkeit, mit den Dienststellen 
des Deutschen Wetterdienstes ein „Warnabonnement" abzuschließen Die 
Abonnenten werden vom Wetterdienst vor allen Frostwetterlagen fern- 
mündlich gewarnt. 

2.2 Die langfristige Wettervorhersage 

über den Höchstzeitraum von einer Woche hinaus kann eine brauchbare Wetter- 
vorhersage nicht gegeben werden. 

2.3 Sonstige Wettervorhersagen 

Die allgemein gehaltenen Wetterberichte des Rundfunks, der Tageszeitungen und 
des Fernsprechkundendienstes gelten für größere Gebiete und enthalten daher 
keine Sonderangaben über Unterschiede in bestimmten, enger begrenzten Ge- 
bieten. Sie sind auch nicht auf die besonderen Belange der Bauwirtschaft abge- 
stellt. 


3. Dienststellen des Deutschen Wetterdienstes 

3.1 Zentralstelle 

Offenbach/Maln, Frankfurter Straße 135 
Telefon: 8 03 21 

3.2 Wetterärater 

Wetteramtsbereiche fallen mit den Landesgrenzen bzw. Regierungsbezirksgren- 
zen zusammen. 


^ 5 ) Die Einrichtung eines Bauwetterdienstes wird vorbereitet. In diesem Abschnitt werden die augenblicklichen 
Möglichkeiten weitergegeben. 

16) Die Auskünfte werden nach bestem Wissen, jedoch ohne Gewähr erteilt. Sämtliche Auskünfte des 
Deutschen Wetterdienstes sind gebührenpflichtig. 
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Die Wetterämter geben Wettervorhersagen für ihren Amtsbereich. 

1. Bremen Bremen, Flughafen 

Telefon 5 40 71 

Amtsbereich: 

Land Bremen, Reg.-Bez. Stade, Osnabrück, Aurich und Verwaltungs-Bezirk 
Oldenburg 

2. Essen Mülheim/Ruhr, Flughafen 

Telefon 4 69 45 

Amtsbereich: 

Land Nordrhrein-Westtalen 

3. Frankfurt/Main Offenbach (Main) 

Frankfurter Straße 135 
Telefon 8 03 29 

Amtsbereich: 

Land Hessen 

4. Freiburg Freiburg i. Br., Elsässer Straße 17 

Telefon 31511/12 

Amtsbereich: 

vom Land Baden-Württemberg Reg.-Bez. Südbaden und Nordbaden mit Aus- 
nahme der Kreise Buchen und Tauberbischofsheim 

5. Seewetteramt Hamburg, 4, 

Bernhard-Nocht-Straße 76, 

Telefon 31 12 31 

Amtsbereich; 

Staatsgebiet Hamburg, 

sowie Hochsee und deutsche Küste hinsichtlich Wind- und Sturmwarndienst 

6. Hannover Hannover, Flughafen, 

Telefon 7 72 50 und 7 77 22 

Amtsbereich: 

Reg.-Bez. Lüneburg, Hannover, Hildesheim und Verw.-Bez. Land Braunschweig 

7. München München 15, 

Bavariaring lO/III, 

Telefon 53 01 23 

Amtsbereich; 

vom Land Bayern die Regierungsbezirke Oberbayern, Schwaben und Nieder- 
bayern 

8. ' Trier Trier (Mosel), Petrisberg 

Telefon 27 27 

Amtsbereich: 

Land Rheinland-Pfalz 

9. Nürnberg Nürnberg, 

Hochhaus am Plärrer, 

Telefon 612 00/612 06 

Amtsbereich: 

vom Land Bayern die Reg.-Bez. Unter-, Mittel- und Oberfranken, Oberpfalz. 

10. Schleswig Schleswig, Regenpfeiferweg 9, 

Telefon 38 04/05 

Amtsbereich; 

Land Schleswig-Holstein 

11. Stuttgart Stuttgart S., Alexanderstr. 112 

Telefon 2 01 46 und 2 01 47 

Amtsbereich: 

vom Land Baden-Württemberg Reg.-Bez. Nordwürttemberg, Südwürttemberg- 
Hohenzollern und vom Reg.-Bez. Nordbaden, die Kreise Buchen und Tauber- 
bischofsheim 

12. Berlin Telefon 66 41 97, 74 52 51, 74 53 55 und 

Amtsbereich: Land Berlin 74 51 29 
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3,3 Wetterwarten 

Wetterwarten führen hauptsächlich Wetterbeobachtungen durch. Sie sind aber 
auch in der Lage^ Wettervorhersagen zu geben. 

1. Amtsbereich Bremen Bremerhaven^ Nordschleuse 

(Signalturm), 

Telefon 30 05 und 40 61 
Cuxhaven, Bei der alten Liebe 1, 
Telefon 37 00 und 37 01 

Norderney, Georgshöhe, 

Telefon 3 49 

Osnabrück, Bomblattstraße 
„Auf der Schützenburg", 

Telefon 25 23 


2. Amtsbereich Essen 


Aachen, Pipinstraße 12, 
Telefon 3 39 07 

Münster, von-Esmarch-Str. 12, 
Telefon 2 33 23 


3. Amtsbereich Frankfurt/M. 


4. Amtsbereich Freiburg 


5. Amtsbereich Hannover 


6. Amtsbereich München 


7. Amtsbereich Neustadt 


8. Amtsbereich Nürnberg 


9. Amtsbereich Schleswig 


10. Amtsbereich Stuttgart 


Gießen, Fröbelstraße 65 
Telefon 21 19 

Kassel, Heckerstraße 24, 

Telefon 1 54 52 

Karlsruhe/Bad., Erzbergerstraße 111c, 
Telefon 2 55 22 
Mannheim-Gartenstadt, 

Kasseler Straße 120 
Telefon 5 93 90 

Braunlage/Harz, v.-Langen-Str. 16, 
Telefon 3 20 

Braunschweig, Bundesallee 50, 

Telefon 2 50 55 

Göttingen, Pumpstation 
Stegemühle, 

Telefon 5 93 85 

Augsburg, Ulmer Straße 160 a, 

Telefon 3 13 88 
Zugspitze über 
Garmisch-Partenkirchen, 

Post Schneefernerhaus 

Telefon Garmisch-Partenkirchen 29 09 

Koblenz, Hochhaus Zi. 801, 

Telefon 3 23 00/3 29 39 
Neustadt (Weinstraße), Villenstraße 15, 
Telefon 20 61 u. 27 06 
Telefon 5 11 64 

Bamberg, Altenburg, 

Telefon 32 82 

Würzburg 2, 

Oberer Steinbergweg, 

Schließfach 1093, 

Telefon 511 64 

Kiel, Hindenburgufer 247, 

Telefon 3 65 42 

Friedrichshafen/Bodensee, 
Eckenerstraße 39, 

Telefon 2470 
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3.4 Wetterstationen und Wetterposten 

Auf Wetterstationen und Wetterposten werden nur Wetterbeobachtungen durch- 
geführt, sie geben keine eigenen Wettervorhersagen. 



Bild 3: Verlauf der mittleren Häufigkeit, der Tage mit bestimmten Tagestiefsttemperaturen im Winterhalbjahr 
in den einzelnen Zonen der Karte der Frosttage. 
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Bild 7 


Bild 6 
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Anlage 2 


Muster eines Ergänzungsblattes 
für Winterarbeiten im Hochbau zum Bautagebuch 


Baustelle: Datum; 

Zu Bautagebuch Nr.: Seite; 

1. Wettervorhersage (Bauwetterdienst, Durchsagen auf Grund eines Warnabonnements): 

2. Temperaturen (Luft, Baustoffe, Bauteile): 

3. Winterliche Zusatzarbeiten, aufgegliedert nach den Posten im Leistungsverzeichnis, z. B.: 

3.1 An- und Abfuhr, Auf- und Abbau, Vorhalten der zusätzlichen Baustelleneinrichtung 
einschließlich der Abdeckstoffe und -Vorrichtungen; 

3.2 Betrieb von Heizanlagen (z. B. Dampfkessel) u. ä. (Angabe der Betriebsstunden), 
Schneeschauflerstunden; 

3.3 Schutzmaßnahmen bei den einzelnen Arbeiten (Angabe der Leistungen in den 
einzelnen Erschwernisstufen), Skizzen hierzu, soweit nötig. 


Anlage 3 


DIN 685 
DIN 1045 
DIN 1047 
DIN 1048 

DIN 1053 
DIN 1054 

DIN 1964 
(VOB) 

DIN 1966 
(VOB) 

DIN 4103 
DIN 4108 
DIN 4117 
DIN 4226 

DIN 4240 

DIN 18300 
(VOB) 

DIN 18 330 
(VOB) 

DIN 18 331 
(VOB) 

DIN 18338 
(VOB) 


Zusammenstellung 

der in diesen Hinweisen angezogenen Normblätter ^^) 

— Geprüfte Ketten, Richtlinien für die Anforderungen an Rundgliederketten 

— Bestimmungen für die Ausführung von Bauwerken aus Stahlbeton 

— Bestimmungen für die Ausführung von Bauwerken aus Beton 

— Bestimmungen für Betonprüfungen bei Ausführung von Bauwerken aus 
Beton und Stahlbeton 

— Mauerwerk, Berechnung und Ausführung 

— Gründungen — zulässige Belastung des Baugrundes — Richtlinien 

— Putz- und Stückarbeiten 

— Asphalt-, Dichtungs-(lsolierungs-)Arbeiten 

— Leichte Trennwände, Richtlinien für die Ausführung 

— Wärmeschutz im Hochbau 

— Abdichtung von Hochbauten gegen Erdfeuchtigkeit, Richtlinien 

— Betonzuschlagstaffe aus natürlichem Vorkommen, vorl. Richtlinien für 
Lieferung und Abnahme 

— Kugelschlagprüfung von Beton mit dichtem Gefüge 

— Erdarbeiten 

— Maurerarbeiten 

— Beton- und Stahlbetonarbeiten 

— Dachdeckerarbeiten 


17 ) Maßgebend ist jeweils die neueste Ausgabe {vgl. Verzeichnis — Normen im Bauwesen — , zu beziehen 
durch Beuth-Vertrieb G.m.b.H., Berlin). 


84 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 1211 


DIN 18 363 

(VOB) — Anstricharbeiten 

DIN 18 381 

(VOB) — Gas-, Wasser- und Abwasserinstallationsarbeiten 

DIN 18 550 — Putz, Baustoffe und Ausführung 


Hinweise für die Vergabe von Winterarbeifen im Hochbau 
Fassung November 1955 

Aufgestellt vom Ausschuß für wirtschaftliche Fragen des Winterbaues unter Federführung 
des Bundesministeriums für Wirtschaft. 

1 . Allgemeines 

1.1 Bei Betrachtung unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten ist beim Winterbau zu 
unterscheiden: 

1.11 Schlechfwetferbau ^): Ausführung von Bauleistungen in der winterlichen 
Jahreszeit unter Witterungsbedingungen, die noch keine oder Maßnahmen 
geringeren Umfanges zum Schutz der Arbeiten gegen die Einwirkung von 
Kälte, Nässe und Schnee erfordern. 

1.12 Frostbau: Ausführung von Bauleistungen unter Witterungsbedingungen, bei 
denen die Weiterführung der Arbeiten zusätzliche Maßnahmen, insbesondere 
gegen die Einwirkungen des Frostes, erfordert. 

1.2 Die Entscheidung, ob eine Bauleistung auch als Frostbau durchgeführt werden 
soll, hat der Auftraggeber unter sorgfältiger Abwägung aller Umstände zu treffen 
und danach seine „Besonderen Vertragsbedingungen" aufzustellen (vgl. Abschnitte 
2 bis 4). 

Er wird sich außerdem ein Bild darüber machen müssen, mit welcher Wahrschein- 
lichkeit er mit zu seinen Lasten gehenden Erschwernissen zu rechnen hat, die 
durch Abweichung von dem gewöhnlichen Witterungsverlauf (vgl. Abschnitt 2.5) 
entstehen können. 

Die Abgrenzung zwischen Sch lech Iwetter- und Frostbau ergibt sich aus den 
jeweiligen technischen Bedingungen. Wegen der Einzelheiten vgl. „Winterarbeiten 
im Hochbau, Hinweise für Vorbereitung und Durchführung", Fassung 1957^) 

2. Vergabe, Vertragsbedingungen 

2.1 Bei der Ausführung von Bauleistungen im Schlechtwetter- oder im Frostbau soll 
die Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB) in allen Teilen ohne Einschrän- 
kung angewendet werden, soweit die Anwendungen der VOB nicht ohnehin als 
Dienstanweisung verbindlich vorgeschrieben ist. 

2.2 Die besonderen, durch winterliche Witterung bedingten Umstände, die die Bau- 
ausführung beeinflussen, müssen in der Leistungsbeschreibung so eindeutig und 
erschöpfend angegeben werden, daß sich die Bieter ein klares Bild von der ge- 
forderten Leistung machen können; das gilt sowohl für den Rohbau als auch für 
den Ausbau. 

Diese besonderen Umstände sind auch dafür maßgebend, ob es zweckmäßig ist, 
durch die Ausschreibung 

Angebotspreise für die Ausführung der Bauleistung als Schlechtwetterbau 

und daneben Wahlpositionen für die Ausführung der Bauleistung oder bestimmter 
Teile hiervon als Frostbau und für die hierzu erforderlichen besonderen Maß- 
nahmen (vgl. Abschnitt 4) zu fordern. 

2.3 Die Ausführung von Arbeiten im Winterbau ist ohne Einfluß auf die Wahl des 
Vergabeverfahrens; maßgebend bleibt VOB Teil A § 3. 

Bei der Vergabe ist jedoch gemäß VOB Teil A § 2 darauf Bedacht zu nehmen, 
daß der Bewerber Gewähr für eine einwandfreie Ausführung der Arbeiten unter 
den besonderen Bedingungen des Bauens im Winter bietet. 

1) Die von den Sozialpartnern getroffenen Vereinbarungen über die „Schlechtwetterregelung" werden hiervon 
nicht berührt. 

2) Im folgenden kurz als „Technische Hinweise" bezeichnet. 
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2.4 Leistungen im Schlechtwetter- und Frostbau sollen zu Festpreisen vergeben werden. 
Durch den Grundsatz fester Preise wird die Frage der Zulässigkeit von Preisvor- 
behalten nicht berührt. 

2.5 Der Auftraggeber soll sowohl für Schlechtwetter- als auch für Frostbau den ge- 
wöhnlichen Witterungsverlauf (vgl. Abschnitt 3.12) in der vorgesehenen Bauzeit 
an Hand der Unterlagen des amtlichen Wetterdienstes ermitteln und bei der Auf- 
stellung des Bauzeitplanes berücksichtigen. 

2.6 Bei Schlechtwetterbau ist insbesondere anzugeben: 

2.61 bis zu welcher Temperatur die einzelnen Bauarbeiten zu den vereinbarten 
Preisen ohne zusätzliche Vergütung durchzuführen sind, 

2.62 ob und inwieweit Schutzmaßnahmen bei Unterschreitung dieser Temperatur 
bis zur Wiederaufnahme der Arbeiten (vgl. Abschnitt 3.4) besonders ver- 
gütet werden. 

2.7 Bei Frostbau ist anzugeben: 

2.71 bis zu welcher Temperatur die einzelnen Bauarbeiten wie bei Schlechtwetter- 
bau zu den vereinbarten Preisen ohne zusätzliche Vergütung durchzuführen 
sind, 

2.72 bei welcher niedrigeren Temperatur als nach Abschnitt 2.71 die Bauarbeiten 
zu den in etwaigen Wahlpositionen vereinbarten Preisen (vgl.* Abschnitt 2.2) 
weiterzuführen sind, 

2.73 ob und inwieweit Schutzmaßnahmen bei Unterschreitung auch dieser Tempe- 
ratur bis zur Wiederaufnahme der Arbeiten (vgl. Abschnitt 3.4) besonders 

" vergütet werden., 

2.8 In den Besonderen Vertragsbedingungen (VOB Teil A § 10) ist ergänzend zu den 
Angaben nach den Abschnitten 2.6 und 2.7 noch festzulegen, daß 

2.81 die „Technischen Hinweise" zu beachten sind, 

2.82 grundsätzlich Maßnahmen zum Schutz der Bauleistung gegen Winterschäden 
unbeschadet einer Vereinbarung nach den Abschnitten 2.62 oder 2.73 vorzu- 
sehen sind, 

2.83 die Beseitigung von Schnee bis zu einer in cm anzugebenden Schneehöhe 
dem Auftragnehmer obliegt und durch die vereinbarten Preise abgegolten 
ist, 

2.84 Witterungseinflüsse während der Ausführungszeit (VOB Teil B § 6 Ziff. 2), 
gegen die der Auftragnehmer Maßnahmen zu treffen vertraglich verpflichtet 
worden ist, nicht als Behinderung g.elten ^), 

2.85 Auftraggeber und Auftragnehmer sich über die Fortführung der Arbeiten 
verständigen werden, wenn die im Vertrag für die Einstellung der Arbeiten 
festgelegten Temperaturen zwar nicht unterschritten werden, die Fortführung 
der Arbeiten aber infolge Schnee, Regen, Wind oder deren Zusammenwir- 
ken trotz der vorgesehenen Schutzmaßnahmen nicht möglich erscheint. (Vgl. 
auch Abschnitt 3.3). 

2.9 Eine Einschränkung der Gewährleistungspflichten ist in der Regel nicht vorzusehen. 

3. Allgemeine Hinweise für die Ausschreibung 

3.1 Den Ausschreibungsunterlagen sollen beigefügt werden: 

3.11 der Bauzeitenplan mit den Einzelfristen für die verschiedenen Fachlose, 

3.12 die Unterlagen des amtlichen Wetterdienstes über die örtlichen oder bezirk- 
lichen Tiefsttemperaturen in den einzelnen Monaten und über die Zahl der 
Frost- und Eistage nach langjährigen Wetterbeobachtungen^). 

3.2 Der Auftragnehmer soll, soweit er es für erforderlich hält, weitergehende meteo- 
rologische Unterlagen selbst beiziehen. 

3.3 Der Auftraggeber kann sich Vorbehalten, den Bauzeitplan im Benehmen mit den 
beteiligten Auftragnehmern zu ändern, soweit dies infolge außergewöhnlichen 
Witterungsverlaufs erforderlich wird. 

3 ) Wird die Ausführung von Bauleistungen infolge Unterschreitung der vertraglich für die Einstellung der 

Arbeiten festgelegten Temperatur behindert, so gilt VOB Teil B § 6. 

4) Es wird empfohlen, eine Unterschreitung dieser Durchschnittswerte vertraglich als außergewöhnlichen Witte- 
rungsverlauf im Sinne von Abschnitt 3.1 zu behandeln. 
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3.4 Der Auftraggeber soll davon absehen, die notwendigen Schutzmaßnahmen, im 
einzelnen zu beschreiben; er soll jedoch bei den einzelnen Arbeiten die tiefste 
Temperatur (Abschnitte 2.61 bzw. 2.71 und 2.72), bis zu der die Arbeiten weiter- 
zuführen sind, angeben und fordern, daß bei Einbruch tieferer Temperaturen die 
laufenden Arbeiten technisch einwandfrei abgeschlossen und gesichert werden. 

4. Besondere Hinweise für die Ausschreibung beim Frostbau 

4.1 Beim Frostbau werden die erforderlichen zusätzlichen Maßnahmen im allgemeinen 
nach 3 Gruppen zu unterscheiden sein: 

4.11 Maschinen, Geräte, Abdeckungen u. ä. werden durch die Größe der Bau- 
stelle und die vom Auftragnehmer zu wählende Methode der Bekämpfung 
witterungsbedingter Schwierigkeiten bestimmt. Sie sind vom Auftragnehmer 
anzuliefern, auf- und abzubauen, betriebsfertig für eine vorzuschreibende 
Zeit vorzuhalten und abzufahren. An- und Abfuhr, Auf- und Abbau, laufende 
Instandhaltung, Schlußreparatur und Grundüberholung können einzeln oder 
zusammengefaßt zu Pauschpreisen ausgeschrieben werden. 

4.12 Das Abdecken von Baustoffstapeln und der Schutz fertiggestellter Bauteile 
nach der Arbeitszeit sowie das Entfernen der Abdeckungen vor Beginn der 
Arbeit, das Beheizen der Aufenthaltsräume u. ä. können zusammengefaßt 
zu einem Pauschpreis ausgeschrieben werden. 

4.13 Für den Betrieb von Wärmeerzeugern, die Beseitigung von Schnee und das 
Abeisen von Bauteilen und Schalung sind, da diese Leistungen vom Wetter 
abhängen und im voraus nicht nach ihrem Umfang bestimmt werden können, 
im Leistungsverzeichnis besondere Ansätze mit geschätzten Einheiten (z. B. 
Betriebsstunden, Arbeitsstunden) zu Einheitspreisen vorzusehen. 

Unberührt bleiben etwaige Wahlpositionen nach Abschnitt 2.2. 

4.2 Im Leistungsverzeichnis sollen beim Frostbau besondere Positionen für die nach 
Abschnitt 4.1 geforderten Leistungen vorgesehen werden; diese Positionen sind bei 
größeren Bauvorhaben mindestens nach den in Abschnitt 4.1 angegebenen 
3 Gruppen zu gliedern (wegen weitergehender Gliederung vgl. das Beispiel einer 
Leistungsbeschreibung It. Anlage). 


Anlage 

Beispiel einer Leisfungsbeschreibung 

für zusätzliche Leistungen im Frostbau 

Preis Betrag 

Pos. Menge Leistungsbeschreibung je Einheit 

DM DM 

Zusätzliche Baustelleneinrichtung für die Aus- 
führung von 

arbeiten 

bis zu °C insgesamt 

bis zu °C insgesamt 

In der Leistung ist die An- und Abfuhr, der 
Auf- und Abbau aller Betriebseinrichtungen, 

Maschinen und Geräte enthalten, die zu- 
sätzlich für den Frostbau erforderlich sind; 
hierzu gehören insbesondere auch der Frost- 
schutz der Maschinen, Geräte und Leitungen, 

Einrichtungen zur Erwärmung der Baustoffe 
und des Anmachwassers, Anbringen von 
Schutzdächern über Bauteilen und dgl. so- 
wie die Lieferung aller für die Einrichtung 
als Frostbaustelle zusätzlich notwendigen, 

Bau-, Bauhilfs- und Betriebsstoffe. 

Eine Erläuterung der vorgesehenen Maßnah- 
men mit Angabe der Anlager), Maschinen, 

Geräte usw. ist dem Angebot beizufügen. 
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Preis Betrag 

Pos. Menge Leistungsbeschreibung je Einheit 

DM DM 

Vorhalten der in Pos beschriebenen 

zusätzlichen Baustelleneinrichtung einschließ- 
lich laufender Instandhaltung, Schlußrepara- 
tur und anteiliger Grundüberholung während 

der Zeit vom bis 

insgesamt 

Kalendertage Vorhalten usw. wie in Pos 

über diese Zeit hinaus je Tag 

Die Vergütung wird anteilig gekürzt, wenn 
die zusätzliche Baustellepeinrichtung nur teil- 
weise vorzuhalten ist. 

Abdecken von Baustoffstapeln, Schutz fertig- 
gestellter Bauteile nach der Arbeitszeit sowie 
Entfernen der Abdeckungen vor Beginn der 
Arbeit, Entleeren von Wasserleitungen, Be- 
heizen von Aufenthaltsräumen und ähnliche 
regelmäßig bei Frostbau zu erbringende Lei- 
stungen: insgesamt 

Stunden Betrieb der Frostschutzeinrichtungen 
für die Beton- und Stahlbetonarbeiten®) 

bis zu 

bis zu °C 

Tage Betrieb einer Dampfkesselanlage (Heiz- 
fläche m^) für die Erwärmung der 

Baustoffe und des Anmachwassers einschließ- 
lich Entfernen von Schnee und Eis, von Scha- 
lungen, Bewehrungseisen usw. bei durchge- 
hendem Heizbetrieb (1 Tag = 24 Stunden) ®) 

zu leistende Arbeitsstunden für das Entfernen 
von Schnee und Eis nach nächtlichen oder 
länger dauernden Arbeitsunterbrechungen 
von Bauteilen, Gerüsten, Baustoffstapeln, 

Wegen usw. einschließlich Vorhaltung der 
erforderlichen Geräte und Verbrauch der 

notwendigen Betriebsstoffe ®) 


Empfehlungen für den Arbeitsschutz bei Winterarbeiten im Hochbau 

(Beschlossen vom Unterausschuß für sozialpolitische Fragen im Winterbau 
unter Federführung des Bundesmin. f. Arbeit am 19. Juli 1956) 

Allgemeine Überlegungen 

Die Bundesrepublik steht weiterhin vor großen Bauaufgaben. Hierfür wird die Bereit- 
stellung von Arbeitskräften immer schwieriger. Eine größere Kräftereserve liegt aber in 
der Bauwirtschaft selbst, wie das Auf und Ab zwischen Beschäftigungshöchst- und -tiefst- 
stand zeigt. Besonders in den letzten Jahren führte die immer beträchtlichere Zunahme 
der Beschäftigten im Sommer zu einer immer stärkeren Entlassung von Arbeitskräften im 
Winter. So betrug der Höchststand der Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer in der Bau- 
wirtschaft im September 1955 nahezu 2 Millionen und ihr Tiefstand 1,2 Millionen im 
Februar 1956. 

Nach den Beispielen in den nordischen Ländern und nach den in der Bundesrepublik 
im Winter 1955/56 gesammelten Erfahrungen sollte auch künftig durch eine vermehrte 
Bautätigkeit in der Schlechtwetterzeit die winterliche Arbeitslosigkeit in der Bauwirtschaft 
eingedämmt werden, damit auf diese Weise eine kontinuierliche Beschäftigung bei 
möglichst gleichbleibendem Einkommen und grundsätzlich normaler Arbeitszeit erreicht 
wird. 


5) Zuschläge för Sonntags-, Feiertags- sowie Nachtarbeit sind einzurechnen. 
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Hierdurch wird insbesondere auch 

die Überlastung der Arbeitskräfte in den bauwirtschaftlichen Saisonspitzen auf ein 
erträgliches Maß gemindert, 

eine größere Arbeitsplatzsicherung erreicht, 

die Verbundenheit des Bauarbeiters mit seinem Beruf gefördert und einer Über- 
hitzung der Baukonjunktur mit ihren wirtschaftlichen Nachteilen 

vorgebeugt. 

Der Winterbau stellt an die Beschäftigten besondere Anforderungen. Erschwernisse durch 
Wind, Nässe, Kälte und schwindendes Licht bewirken einen stärkeren Energieverbrauch, 
heben die Gefahr von Erkrankungen und veranlassen erhöhte Unfallgefährdung. Nach 
den in der Bundesrepublik gesammelten Erfahrungen trägt die umsichtige und recht- 
zeitige Durchführung aller Arbeitsschutzmaßnahmen wesentlich zur reibungslosen Durch- 
führung von Winterarbeiten im Hochbau bei. 


Umfang der Schutzmaßnahmen: 

Die Schutzmaßnahmen sollten sich auch erstrecken auf die Wege von und zur Arbeit. 
Es empfiehlt sich auch, erforderlichenfalls einen Zubringerdienst zur Baustelle einzu- 
richten, wodurch sichergestellt werden kann, daß die Arbeiter ausgeruht, warm und 
trocken auf der Baustelle erscheinen und nach Arbeitsschluß schnell wieder nach Hause 
gelangen. 

Die Vorbereitung und Beaufsichtigung der zusätzlichen Arbeitsschutzmaßnahmen beim 
Winterbau erfordern große Umsicht. Deshalb wird angeraten, mit diesen Arbeiten 
besonders erfahrene Personen zu beauftragen. 

Baubuden: 

Die Baubuden und Abortanlagen müssen den besonderen Witterungsverhältnissen im 
Winter Rechnung tragen. Die Baubuden sollten bereits bei Arbeitsbeginn ausreichend 
erwärmt sein und genügend Platz zum Umkleiden enthalten. Für die Kleider sind Trock- 
nungsmöglichkeiten vorzusehen. Bewährt haben sich besondere Räume für das Trocknen 
der Straßen- bzw. Arbeitskleidung, so daß in jedem Falle der Arbeiter trockene und 
angewärmte Kleidung anziehen kann. Kokskörbe dürfen nicht verwendet werden; bei 
Öfen ist für einen einwandfreien Abzug der Rauchgase zu sorgen. Auf die Beachtung 
der Bestimmungen des Gesetzes über die Unterkunft bei Bauten vom 13. Dezember 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 1234) und der Verordnung über die lagermäßige Unterbringung von 
Arbeitskräften vom 14, Juli 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 388) wird besonders hingewiesen. 


Schutz der Arbeitsstelle: 

Die Arbeitsstelle soll nach Möglichkeit durch aufgehängte Planen, Strohmatten oder ähn- 
liches vor Wind geschützt werden. Für feste Arbeitsplätze einzelner Arbeiter empfiehlt 
es sich, zum Schutz gegen aufsteigende Bodenkälte Lattenroste vorzusehen. Dies gilt 
insbesondere für die Standplätze einzelner Arbeiter an Maschinen soweit nicht wegen der 
Unfallgefährdung z. B. an Holzbearbeitungsmaschinen, die Arbeiten in geschlossenen, heiz- 
baren Räumen vorgenommen werden. 

Bei stärkerem Frost wird empfohlen, von der Möglichkeit der Erwärmung der Arbeitsplätze 
im Freien Gebrauch zu machen. 


Arbeifs- und Schutzkleidung: 

Zum Schutz gegen die Kälte soll die übliche Arbeitskleidung u. a. durch wollene Pullover, 
warmes Unterzeug, Pulswärmer ergänzt werden. Gegen Feuchtigkeit schützen imprä- 
gnierte Windjacken oder Anoraks mit besonders langem Schoß und Schulter-Lederschutz; 
unter Umständen kommt eine besondere Winterschutzkleidung in Betracht. Bewährt hat 
sich für den Bau- und Bauhilfsarbeiter ein Südwester mit verlängertem Nackenschutz — 
25 cm lang — und lange Arbeitsjacke aus Segeltuch, die weit und bequem sitzt und 
beim Bücken nicht durchhängt. (Die Ausgaben hierfür können vom Unternehmer als 
Werbungskosten bei der Steuererklärung abgesetzt werden.) Nicht bewährt hat sich bei 
Hochbauten gummierte Regenschutzkleidung. Einteilige Arbeitsanzüge fanden bei Hoch- 
bauten bei der Bauarbeiterschaft keinen Anklang. 
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Hand- und Haufschufz: 

Die Hände sind besonders zu schützen. Bewährt haben sich Handschuhe in Form von 
Fäustlingen verschiedener Art. Es empfiehlt sich, zur Reinigung der Hände warmes 
Wasser und zum Schutze der Haut fetthaltige Salbe und Glyzerincreme zu verwenden. 
Bei Frost sind zur Vermeidung schwerer Hautschäden Frostschutzsalben unentbehrlich. 
Auf ihre Anwendung sollte stets geachtet werden. 


Erwärmungspausen : 

Wo es die Arbeitsverhältnisse auf der Baustelle gestatten, sollten den Beschäftigten kurze 
Erwärmungspausen in den geheizten Baubuden ermöglicht werden. Es empfiehlt sich, 
an die Arbeiter am Arbeitsplatz warme Getränke auszugeben. 


Warme Mahlzeiten: 

Werden warme Mahlzeiten nicht verabfolgt, so sind Wärmevorrichtungen für mit- 
gebrachte Speisen und Getränke in den Baubuden aufzustellen. 


Unfallverhütung: 

Wegen der besonderen Unfallgefährdung der Arbeiter beim Winterbau sind die Be- 
stimmungen des Abschnittes 4.3 „Unfallschutz" der Hinweise für das Bauen im Winter 
sowie die Unfallverhütungsvorschriften der zuständigen Berufsgenossenschaft beson- 
ders sorgfältig zu beachten. 


Diese Schrift wurde im Auftrag des Hauptausschusses „Bauen im Winter" beim Bundes- 
ministerium für Wohnungsbau von Willy Ott, Godesberg-Mehlem, ausgearbeitet. 

Sie wurde vom Deutschen Bauzentrum e, V., Köln, Hohenzollernring 79/81, im Auftrag des 
Bundesministeriums für Wohnungsbau herausgegeben. Den Druck besorgte die Bonner 
Universitöfts-Buchdruckerei. Weitere Stücke dieses Heftes können vom Deutschen Bau- 
zentrum e.V. gegen Einsendung der Versandkosten bezogen werden» 
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Anlage 20 


Pressenotiz 

Die kontinuierliche Bautätigkeit stand im Mittelpunkt einer Aus- 
sprache, zu der Bundeswirtschaftsminister Prof. Dr. Erhard Vertreter 
aller öffentlichen Bauträger sowie der gemeinnützigen und freien 
Wohnungsunternehmen am 28. April 1959 nach Bonn gebeten hatte. 
An der Sitzung nahmen auch Bundesarbeitsminister Blank und Bun- 
desverkehrsminister Seebohm teil. 

Die Beteiligten waren sich darüber einig, daß vor allem aus wirt- 
schaftspolitischen, arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Gründen die 
Beseitigung der hochsommerlichen Beschäftigungsspitze in der Bau- 
wirtschaft mit der ihr ständig innewohnenden Gefahr einer um sich 
greifenden Überhitzung und der Abbau der winterlichen Arbeits- 
losigkeit im Baugewerbe anzustreben sei und daß zur Erreichung 
dieses Zieles der öffentliche Auftraggeber einen wesentlichen Bei- 
trag leisten könne. 

Die bauauftragvergebenden Bundesressorts haben sich bereits zu 
Beginn des Baujahres 1959/60 mit entsprechenden Empfehlungen an 
die Vergabebehörden gewandt. 

Koordinierungsausschüsse auf regionaler Basis würden nach Auf- 
fassung der Sitzungsteilnehmer ein wichtiges Instrument zur Her- 
beiführung einer möglichst gleichmäßigen Verteilung und spannungs- 
losen Abwicklung der Bauaufträge darstellen können. Sie ^sollten 
ohne Verzug in den Schwerpunkten des baulichen Geschehens die- 
ses Jahres gebildet werden. In ihnen sollten Vertreter der Öffent- 
lichen Bauherren, der Arbeitsverwaltung, der Bauunternehmer und 
der Arbeitnehmer auf freiwilliger Basis mitwirken. 

Eine weitere wirksame Voraussetzung für ein kontinuierliches Bauen 
sehen die Sitzungsteilnehmer in 

der Aufstellung langfristiger Bauprogramme, 

der Zusammenlegung von Haushaltsjahr und Kalenderjahr und — 
solange diese Forderung noch nicht erfüllt ist — der Anwendung 
von Maßnahmen einer elastischen Haushaltsführung (Bindungs- 
ermächtigungen, Vorwegbewilligungen), 

der Vermeidung zu kurz bemessener Fertigstellungstermine sowie 

der Gewährung ausreichender Angebots- und Bauausführungs- 
fristen. 
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Anlage 21 


Abschrift 


Der Bundesminister für Wirtschaft 
IV C 5 — 3737/59 — 


Bonn, den 1. Juni 1959 


An die 

Herren Ministerpräsidenten 
der Länder 


Betr,: Koordinierung der öffentlichen Bautätigkeit im Baujahr 1959 


Sehr geehrter Herr Ministerpräsident! 

In diesem Jahr wird die Bauwirtschaft, bedingt vor allem durch die 
anhaltend günstigen Kapitalmarktverhältnisse und eine nicht uner- 
hebliche Steigerung der öffentlichen Bautätigkeit, eine Hochkonjunk- 
tur erleben. 

Unter besonderer Berücksichtigung der in diesem Jahr frühzeitig 
eingetretenen Ausschöpfung des Arbeitskräftepotentials der Bau- 
wirtschaft (Gesamtbeschäftigte in allen Bauberufen: am 31.3. 1959 = 
1 991 000 gegenüber 1 570 000 zur gleichen Zeit des Vorjahres; Zahl 
der arbeitslosen Bauarbeiter: am 30. 4. 1959 = 36 700 gegenüber 
87 300 zur gleichen Zeit des Vorjahres) müssen alle Anstrengungen 
unternommen werden, um eine Wiederholung der 1955 und im 
1, Halbjahr 1956 aufgetretenen Überhitzung des Baumarktes mit 
unerwünschten Folgen für Preisentwicklung und Bauqualität zu ver- 
meiden. 

Im Baujahr 1959 kommt dem öffentlichen Auftraggeber im Unter- 
schied zu den Jahren 1955 und 1956, in denen der Hauptgefahren- 
herd beim Industriebau lag, wegen des Anstiegs des öffentlichen 
Baues und des durch öffentliche Mittel weitgehend bestimmten Woh- 
nungsbaues eine erhöhte Verantwortung zu. 

Eine von mir einberuf ene Sitzung mit Vertretern aller öffentlichen 
Bauherren (Bund, Länder und Gemeinden) sowie mit Vertretern der 
öffentlichen und gemeinnützigen Wohnungs Wirtschaft hat am 
28. April 1959 zu der Empfehlung geführt, auf Länderebene bald- 
möglichst — sofern noch nicht vorhanden — Koordinierungsaus- 
schüsse einzurichten, und zwar unter Beteiligung der öffentlichen 
Bauherren, der Arbeitsverwaltung, der Bauunternehmer und der 
Bauarbeitnehmer (vgl. Anlage). 

Diese Gremien sollen nicht nur den Ganzjahresbau in Übereinstim- 
mung mit dem einstimmig gefaßten Beschluß des Deutschen Bundes- 
tages vom 27. November 1958 fördern, sondern auch mit „leichter 
Hand" geeignete Vorkehrungen treffen, um den Anfängen einer 
neuen Übersteigerung der Bautätigkeit durch wohlüberlegte, die 
jeweiligen örtlichen und regionalen Gegebenheiten des Bau- und 
Bauarbeitsmarktes berücksichtigende Vergabe von öffentlichen Bau- 
aufträgen entgegenzuwirken (vgl. Anlage). 
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Ich sehe in Einrichtung und Tätigkeit solcher die öffentlichen Bau- 
vorhaben koordinierender Ausschüsse auf Landesebene, die in eini- 
gen Ländern übrigens bereits nach dem Muster des Interministeriel- 
len Arbeitsausschusses Bauwirtschaft der Bundesregierung (lAB), 
allerdings nicht in der vorstehend umrissenen Gestalt bestehen, ein 
marktkonformes Mittel einer aktiven Baukonjunkturpolitik. 

Ich würde es daher begrüßen, wenn Sie sich meine Beurteilung der 
bauwirtschaftlichen Entwicklung und Problematik dieses Jahres zu 
eigen machen und sich persönlich dafür einsetzen könnten, daß im 
Bereich Ihres Landes im Sinne der Empfehlung vom 28. April 1959 
die für erforderlich angesehenen Vorkehrungen bald unter dem Ge- 
sichtspunkt getroffen werden, daß nicht Dämpfung der Baunachfrage, 
sondern Koordinierung insbesondere der öffentlichen Bautätigkeit 
die Forderung dieses Baujahres ist. 


Mit verbindlicher Begrüßung 


Ihr sehr ergebener 
gez. Ludwig Erhard 
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Anlage 22 


Abschrift 


Beschluß des Ministerrats von Baden-Württemberg vom 15. 6. 1959 


Der Ministerrat ist der Auffassung, daß aus wirtschaftspolitischen, 
arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Gründen eine möglichst konti- 
nuierliche, über das ganze Jahr sich erstreckende Bautätigkeit anzu- 
streben ist. Er hält bei der Vielseitigkeit und Schwierigkeit des 
Problems eine enge Zusammenarbeit aller am Baugeschehen Betei- 
ligten auf Bundes- und Landesebene für erforderlich, um schritt- 
weise einer Lösung nahezukommen. 

Hiervon ausgehend beschließt der Minister rat: 

1. Der Ministerrat stimmt der vom Interministeriellen Ausschuß 
vorgeschlagenen Einrichtung von Koordinierungsausschüssen in 
den voraussichtlichen Brennpunkten der Bautätigkeit zu, die bau- 
vergebenden Ressorts werden sich an diesen Ausschüssen betei- 
ligen. Die bauvergebenden Ressorts werden gebeten, darauf zu 
achten, daß 

für den Winterbau geeignete Vorhaben auch in den Monaten 
Dezember bis März durchgeführt werden, 

nur mit der Ausführung fertig geplanter Bauvorhaben begonnen 
wird, 

bei allen Baumaßnahmen nach Möglichkeit ausreichende Aus- 
schreibungs- und Fertigungstermine gewahrt werden 

und 

auf den Winterbaustellen befriedigende Arbeitsbedingungen 
sowie ein ausreichender Gesundheits- und Unfallschutz gewähr- 
leistet sind. 

Der Ministerrat empfiehlt den Gemeinden und Kreisverbänden, 
durch geeignete Maßnahmen in gleicher Richtung zu wirken. 

2. Der Ministerrat bittet 

a) das Innenministerium, im Benehmen mit dem Finanzmini- 
sterium die praktische Durchführbarkeit langfristiger Ablauf- 
programme im Straßenbau und 

b) das Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
im Benehmen mit dem Finanzministerium die Möglichkeit der 
Erteilung von Bindungsermächtigungen für den landwirtschaft- 
lichen Wasser- und Wegebau 

zu prüfen und gegebenenfalls entsprechende Anregungen an die 
zuständigen Bundesressorts heranzutragen. 

3. Der Ministerrat stimmt der vom Innenministerium vorgesehenen 
Prüfung zu, ob Empfehlungen zur bevorzugten Förderung von 
Winterbauvorhaben möglich sind. 

4. Die Winterbauprogramme, die die Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung und das Land im Rahmen 
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der werteschaffenden Arbeitslosenhilfe durchführen, sollten in der 
Weise ausgebaut werden, daß 

1. der Hochbau in die Förderung einbezogen wird und 

2. die vom Land im Rechnungsjahr 1958 gewährten Zinsverbilli- 
gungszuschüsse weiterhin, und zwar auch Trägern außerhalb 
der Sanierungsgebiete, gegeben werden. 

Das Arbeitsministerium wird gebeten, wegen der Einbeziehung 
des Hochbaus in die Förderung aus Mitteln der werteschaffenden 
Arbeitslosenhilfe nach Fühlungnahme mit dem Landesarbeitsamt 
Baden- Württemberg an die Bundesanstalt heranzutreten. 

5. Der Ministerrat würde es begrüßen, wenn die von der Vortrags- 
gemeinschaft Bauwesen des Landesgewerbeamts in Verbindung 
mit dem Institut für Arbeitswissenschaft bereits in früheren Jah- 
ren in Angriff genommene Aufklärungsarbeit über das Bauen 
im Winter erneut aufgenommen und verstärkt durchgeführt wer- 
den könnte. 

6. Der Interministerielle Ausschuß für Fragen der Baukonjunktur 
wird ersucht, alljährlich möglichst frühzeitig das voraussichtliche 
Bauvolumen des Landes (einschließlich der bauvergebenden Bun- 
desbehörden im Lande) und nach Möglichkeit den Beginn des 
einzelnen Bauvorhabens festzustellen und das Ergebnis seiner 
Ermittlungen dem Landesarbeitsamt mitzuteilen. 
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Anlage 23 


Winterarbeiten im Hochbau 

Hinweise 
für die Vergabe 

Fassung 1959 

Aufgestellt vom Ausschuß für wirtschaftliche Fragen des Winterbaues 
unter Federführung des Bundesministeriums für Wirtschaft. 


1. Allgemeines 

1.1 Bei Betrachtung unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten ist 
beim Winterbau zu unterscheiden: 

1.11 Schlechtwetterbau^) : Ausführung von Bauleistungen in 
der winterlichen Jahreszeit unter Witterungsbedingun- 
gen, die noch keine oder Maßnahmen geringeren Um- 
fanges zum Schutz der Arbeiten gegen die Einwirkung 
von Kälte, Nässe und Schnee erfordern. 

1.12 Frostbau: Ausführung von Bauleistungen unter Witte- 
rungsbedingungen, die über 1.11 hinausgehende Maß- 
nahmen, insbesondere gegen die Einwirkungen des 
Frostes, erfordern. 

1.2 Die Entscheidung, ob eine Bauleistung auch als Frostbau 
durchgeführt werden soll, hat der Auftraggeber unter sorg- 
fältiger Abwägung aller Umstände zu treffen und danach 
seine „Besonderen Vertragsbedingungen" aufzustellen (vgl. 
Abschnitte 2 bis 4). 

Er wird sich außerdem ein Bild darüber machen müssen, mit 
welcher Wahrscheinlichkeit er mit zu seinen Lasten gehenden 
Erschwernissen zu rechnen hat, die durch Abweichung von 
dem gewöhnlichen Witterungsverlauf (vgl. Ziffer 2.4) ent- 
stehen können. 

Die Abgrenzung zwischen Schlechtwetter- und Frostbau ergibt 
sich aus den jeweiligen technischen Bedingungen. Wegen der 
Einzelheiten vgl. „Winterarbeiten im Hochbau, Hinweise für 
Vorbereitung und Durchführung", Fassung 1957^). 

2. Vergabe, Vertragsbedingungen 

2.1 Bei der Ausführung von Bauleistungen im Schlechtwetter- 
oder im Frostbau soll die Verdingungsordnung für Baulei- 
stungen (VOB) in allen Teilen ohne Einschränkung ange- 
wendet werden, soweit die Anwendung der VOB nicht ohne- 
hin verbindlich vorgeschrieben ist. 


1) Die von den Sozialpartnern getroffenen Vereinbarungen über die 
„Schleditwetterregelung" werden hiervon nicht berührt. 

2) Im folgenden kurz als "Technisdie Hinweise" bezeichnet. 
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2.2 Die Ausführung von Arbeiten im Winterbau ist ohne Einfluß 
auf die Wahl des Vergabeverfahrens; maßgebend bleibt VOB 
Teil A § 3. 

Bei der Vergabe ist jedoch gemäß VOB Teil A § 2 darauf 
Bedacht zu nehmen, daß der Bewerber Gewähr für eine ein- 
wandfreie Ausführung der Arbeiten unter den besonderen 
Bedingungen des Bauens im Winter bietet. 

2.3 Leistungen im Schlechtwetter- und Frostbau sollen zu Fest- 
preisen vergeben werden. Durch den Grundsatz fester Preise 
wird die Frage der Zulässigkeit von Preisvorbehalten nicht 
berührt. 

2.4 Die Leistung ist so eindeutig und erschöpfend zu beschreiben, 
daß sich der Bieter ein klares Bild insbesondere auch davon 
machen kann, unter welchen besonderen winterlichen Bedin- 
gungen der Auftraggeber die Ausführung verlangt (s. Ziffer 

2.5 und 2.6). 

Sowohl für Schlechtwetter- als auch für Frostbau soll der Auf- 
traggeber den gewöhnlichen Witterungsverlauf (vgl. Ziffer 
3.12) in der vorgesehenen Bauzeit an Hand der Unterlagen 
des amtlichen Wetterdienstes ermitteln und bei der Aufstel- 
lung seines Bauzeitplanes (Rahmenplan) berücksichtigen. 

2.5 Für Schlechtwetterbau ist im Leistungsverzeichnis insbeson- 
dere anzugeben: 

2.5H) bis zu welcher Temperatur die einzelnen Bauarbeiten zu 
den vereinbarten Preisen — unbeschadet der in 2.75 
vorgesehenen Regelung — ohne zusätzliche Vergütung 
durchzuführen sind, 

2.52 welche Schutzmaßnahmen bei Unterbrechung bis zur 
Wiederaufnahme der Arbeiten (vgl. Ziffer 3.4) beson- 
ders vergütet werden. 

2.6 Für Frostbau ist im Leistungsverzeichnis anzugeben: 

2.6U) bis zu welcher niedrigeren Temperatur als nach Ziffer 
2.51 die Bauarbeiten zu den hierfür besonders verein- 
barten Preisen (Wahlpositionen u. dgl.) auszuführen 
sind, 

2.62 welche Schutzmaßnahmen bei Unterbrechung bis zur 
Wiederaufnahme der Arbeiten (vgl. Ziffer 3.4) beson- 
ders vergütet werden. 

2.7 In den besonderen Vertragsbedingungen (VOB Teil A § 10) 
ist ergänzend zu den Angaben nach den Ziffern 2.5 und 2.6 
noch festzulegen, daß 

2.71 die „Technischen Hinweise" zu beachten sind, 

2.72 die Bauleistung gegen Winterschäden unbeschadet einer 
Vereinbarung nach den Ziffern 2.52 oder 2.62 zu schüt- 
zen ist, 

2.73 die Beseitigung von Schnee bis zu einer in cm anzuge- 
benden Schneehöhe dem Auftragnehmer obliegt und 
durch die vereinbarten Preise abgegolten ist. 


3) Die Temperaturgrenzen sind sowohl für den Schlechtwetterbau (2.51) als 
auch für den Frostbau (2.61) durch die baupolizeilichen Bestimmungen 
gegeben. 
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2.74 Witterungseinflüsse während der Ausführungzseit (VOB 
Teil B § 6 Ziff. 2), gegen die der Auftragnehmer Maß- 
nahmen zu treffen vertraglich verpflichtet worden ist, 
nicht als Behinderung gelten^), 

2.75 Auftraggeber und Auftragnehmer sich über die Fortfüh- 
rung der Arbeiten vers-tandigen werden, wenn die im 
Vertrag für die Einstellung der Arbeiten festgelegten 
Temperaturen zwar nicht unterschritten werden, die 
Fortführung der Arbeiten aber infolge Schnee, Regen, 
Wind oder deren Zusammenwirken trotz der vorgese- 
henen Schutzmaßnahmen nicht möglich erscheint (vgl. 
auch Ziffer 3.3). 

3. Allgemeine Hinweise für die Ausschreibung 

3.1 Den Ausschreibungsunterlagen sollen beigefügt werden: 

3.11 der Bauzeitenplan mit den Einzelfristen für die ver- 
schiedenen Fachlose, 

3.12 die Unterlagen des amtlichen Wetterdienstes über die 
bezirklichen oder örtlichen Tiefsttemperaturen in den 
einzelnen Monaten und die Zahl der Frost- und Eistage 
nach langjährigen Wetterbeobachtungen^). 

3.2 Der Auftragnehmer soll, soweit er es für erforderlich hält, 
weitergehende meteorologische Unterlagen selbst beiziehen. 

3.3 Der Auftraggeber kann vorsehen, daß eine Änderung des 
Bauzeitenplanes mit den beteiligten Auftragnehmern verein- 
bart wird, soweit ein außergewöhnlicher Witterungsverlauf 
dies erfordert. 

3.4 Der Auftraggeber soll davon absehen, die notwendigen 
Schutzmaßnahmen im einzelnen zu beschreiben; er soll jedoch 
fordern, daß bei Einbruch tieferer Temperaturen (Ziffer 2.51 
bzw. 2.61) die laufenden Arbeiten technisch einwandfrei ab- 
geschlossen und gesichert werden. 


4. Besondere Hinweise für die Ausschreibung von Bauleistungen im 
Frostbau 

4.1 Beim Frostbau werden die erforderlichen zusätzlichen Maß- 
nahmen im allgemeinen nach 3 Gruppen zu unterscheiden 
sein: 

4.11 Maschinen, Geräte, Abdeckungen u. ä. werden durch die 
Größe der Baustelle und die vom Auftragnehmer zu 
wählende Methode der Bekämpfung witterungsbeding- 
ter Schwierigkeiten bestimmt. Sie sind vom Auftrag- 
nehmer anzufahren, auf- und abzubauen, betriebsfertig 
für eine vorzuschreibende Zeit vorzuhalten und abzu- 
fahren. An- und Abfuhr, Auf- und Abbau, laufende In- 
standhaltung, Schlußreparatur und Grundüberholung 
können einzeln oder zusammengefaßt zu Pauschprei- 
sen ausgeschrieben werden. 


4) Wird die Ausführung von Bauleistungen infolge Unterschreitung der 
vertraglich für die Einstellung der Arbeiten festgelegten Temperatur be- 
hindert, so gilt VOB Teil B § 6. 

5) Es wird empfohlen, eine Unterschreitung dieser Durchschnittswerte ver- 
traglich als außergewöhnlichen Witterungsverlauf im Sinne von Ziffer 3,4 
zu behandeln. 
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4.12 Für den Betrieb von Wärmeerzeugern, die Beseitigung 
von Schnee und Eis von Bauteilen und Schalung sind, 
da diese Leistungen vom Wetter abhängen und im vor- 
aus nicht nach ihrem Umfang bestimmt werden können, 
im Leistungsverzeichnis besondere Ansätze mit ge- 
schätzten Einheiten (z. B. Betriebsstunden, Arbeitsstun- 
den) zu Einheitspreisen vorzusehen. Unberührt bleiben 
etwaige Wahlpositionen nach Ziffer 2.61, 

4.13 Das Abdecken von Stoffen und Bauteilen sowie der 
Schutz fertiggestellter Bauteile nach der Arbeitszeit so- 
wie das Entfernen der Abdeckungen vor Beginn der 
Arbeit, das Beheizen der Aufenthaltsräume u. ä. können 
zusammengefaßt zu einem Pauschpreis ausgeschrieben 
werden. 

4.2 Im Leistungsverzeichnis sollen beim Frostbau grundsätzlich 

besondere Positionen für die nach Ziffer 4.1 geforderten Lei- 
stungen in folgender Gliederung vorgesehen werden: 

4.21 Kosten für Aufbau und Abbau der Wintereinrichtung 

4.22 Kosten für Vorhaltung der Wintereinrichtung 

4.23 Kosten für den Betrieb der Wintereinrichtung 

4.24 Kosten für zusätzliche Baustellenarbeiten, Arbeits- 
erschwernisse u. a. (vgl. das Beispiel einer Leistungs- 
beschreibung It. Anlage). 
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Entwurf 

Vorlage für ein Leistungsverzeichnis 
für zusätzliche Leistungen im Frostbau 


PiW = Preis (Einheits- bzw. Pauschal-) in Worten 





Preis 

Be- 

OZ 

Menge 

Leistungsbeschreibung 

je 

Ein- 

trag 




heit 



i 


DM 

DM 


Frostbaumaßnahmen 

(1) Die Bauarbeiten sollen auch bei Frost bis zu 

Temperaturen bis — ^ C (jeweils gemessen um 

8.00 Uhr in Bodennähe an windgeschützter Stelle) 
weitergeführt werden^). 

(2) Der Auftragnehmer hat die erforderlichen Frost- 
baumaßnahmen in ausreichendem Umfang rechtzei- 
tig zu treffen; mit den Vertragspreisen^) sind alle 
Kosten des Auftragnehmers für solche Frostbau- 
maßnahmen einschL der aus Leistungsminderungen 
der Arbeitskräfte und Geräte sowie durch erhöhte 
Stoffpreise oder Stoffverbrauchsmengen entstehen- 
den Mehrkosten abgegolten. 

(3) Im einzelnen hat der Auftragnehmer die für die 
Frostbaumaßnahmen erforderlichen Betriebseinrich- 
tungen, Maschinen und Geräte nach der von ihm 
mit dem Angebot eingereichten „Einrichtungsüber- 
sicht für Frostbaumaßnahmen"^) bereitzustellen; 
sind sie nur teilweise erforderlich, so werden die 
nachstehenden Vertragspreise zu OZ 1, 2, 3, 4 und 5 
anteilig gekürzt. 


1 Baustelle zusätzlich einrichten 

für Ausführung der 


-arbeiten, umfassend: 

Anfahren, Abladen, Aufbauen aller Betriebseinrich- 
tungen, Maschinen und Geräte, die zusätzlich für 
den Frostbau erforderlich sind; hierzu gehören ins- 
besondere auch der Frostschutz der Maschinen, Ge- 
räte und Leitungen, die Einrichtungen zur Erwär- 
mung der Stoffe einschl. des Anmachwassers und 
der Bauteile^), das Anbringen von Schutzdächern 
über Stoffen, Bauteilen und dgl. sowie das Liefern 


ü Vgl. Ziff. 3.3 der Hinweise. 

-) Gemeint sind alle Vertragspreise des gesamten Leistungsverzeichnisses, also audi 
diejenigen anderer Abschnitte (Titel). 

3) Beispiel für eine solche Einrichtungsübersicht s. Anl. 2. 

4) Wegen des Begriffs „Bauteile" vgl. VOB Teil A § 1 Ziff. 1. 
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Preis 

Be- 




je 

trag 

OZ 

Menge 

Leistungsbeschreibung 

Ein- 




heit 





DM 

DM 


aller für das Einrichten der Baustelle für Frostarbei- 
ten zusätzlich erforderlichen Stoffe 

a) bis zu ° C pauschal 

— PiW — 

Alternativ: 

b) bis zu ° C pauschal 

— PiW — 

2 Zusätzliche Baustelleneinrichtung nach OZ 1 Vorhal- 

ten^) während der Zeit 

vom 1 bis 

pauschal 

— PiW — 

3 Kalendertage zusätzlich Baustelleneinrichtung nach 

OZ 1 Vorhalten über die in OZ 2 vorgesehene Zeit 
hinaus 

— PiW — 

4 - Tage Betriebe der zusätzlichen Baustelleneinrich- 

tung nach OZ 1 


a) bis zu ° C 

— PiW 

b) bis 7A1 ° C 

— PiW 


5 Tage (wie OZ 2 und 3) Sonstige Frostbaumaßnah- 

men z. B. Abdecken von Stoffen und Bauteilen 
einschl. Schutz fertiggestellter Teile der Bauleistung 
nach der Arbeitszeit sowie Entfernen der Abdeckun- 
gen vor Beginn der Arbeit, Entleeren von Wasser- 
leitungen, Beheizen von Aufenthaltsräumen. 


— PiW — 

6 Arbeitsstunden Schnee (über die in den besonderen 

Vertragsbedingungen angegebene Höhe hinaus) 
und Eis entfernen von Teilen der Bauleistung, von 
Gerüsten, von Stoffen und Bauteilen, von Wegen 
usw. auf Baustellen einschl. Vorhalten der hierzu 
erforderlichen Geräte, Kleinger^te und Werkzeuge 
und Verbrauch der notwendigen Betriebsstoffe®), so- 
weit dies zum Fortführen der Bauarbeiten erforder- 
lich. 

— PiW - — 

5) Der Begriff „Vorhalten" schließt die laufende Instandhaltung ein. 

®) Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit sind im Vertragspreis einge- 
rechnet. 
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Preis 

Be- 

OZ 

Menge 


je 

trag 

Leistungsbeschreibung 

Ein- 

heit 




DM 

DM 


7 Räumen der Baustelle von der zusätzlichen Bau- 

stelleneinrichtung nach OZ 1 (Abbau, Aufladen, Ab- 
fahren, Geländereinigung einschl. Beseitigung mas- 
siver Einbauten der Baustelleneinrichtung bis 1 m 
unter Gelände) 

pauschal 


— PiW 


zusammen 


7) Die Beschreibung dieser OZ muß mit der Beschreibung des Räumens von der allge- 
meinen Baustelleneinrichtung übereinstimmen. Vgl. z. B. BLB „Beton- und Stahl- 
betonarbeiten" Ziff. 5.12. 
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Abschrift 


Anlage 24 


Bonn, den 4. April 1959 


Vertrag 

In der Zeit vom 11. Februar 1959 bis 18, März 1959 traten Vertreter 
der Tarifvertragsparteien der deutschen Bauwirtschaft wiederholt zu- 
sammen und erarbeiteten gemeinsam Vorschläge für die Durchfüh- 
rung der ganzjährigen Beschäftigung der Bau Wirtschaft. Damit wol- 
len sie einen wesentlichen Beitrag zur Lösung dieses komplexen 
Problems und zur Entlastung der Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung leisten. 

Die Tarifvertragsparteien des Baugewerbes sind darin einig, daß 
diese Maßnahmen jedoch nur dann sinnvoll und zweckdienlich sind, 
wenn der Gesetzgeber und die Regierung ihrerseits wesentliche 
Wirtschafts- und sozialpolitische Voraussetzungen für eine ganzjäh- 
rige Vollbeschäftigung der Bauwirtschaft schaffen. Sie haben aus 
diesem Grunde gemeinsame Vorschläge erarbeitet, die sie den zu- 
ständigen Steilen unterbreiten werden. 

Die Tarifvertragsparteien gehen davon aus, daß der Gesetzgeber und 
die Regierung unter Verwendung dieser Vorschläge entsprechende 
Maßnahmen für eine ganzjährige Beschäftigung der Bauwirtschaft 
ergreifen. Unter diesen Umständen halten sich die Tarifvertrags- 
parteien des Baugewerbes an folgenden Vertrag gebunden: 

Die Tarifvertragsparteien des Baugewerbes verpflichten sich, unver- 
züglich zu Verhandlungen zusammenzutreffen mit dem Ziel, 

a) die Arbeitgeber des Baugewerbes durch Tarifvertrag zu ver- 
pflichten, mit Wirkung vom 1. Oktober 1959 einen Betrag von 
2 V. H. des Lohnes zur Aufrechterhaltung der Arbeitsverhältnisse 
der Bauarbeiter über Weihnachten und Neujahr aufzubringen, 

b) den Tarifvertrag über den Lohnausgleich für Arbeitsausfälle in 
der Winterperiode umzugestalten, um zur weiteren Förderung 
einer ganzjährigen Vollbeschäftigung beizutragen, 

c) ein geeignetes Verfahren für einen gemeinsamen Beitragseinzug 
— auch unter Berücksichtigung der ab 1. Oktober 1959 aufzubrin- 
genden Mittel — zu den Sozialkassen der Bauwirtschaft zum 
Zwecke der Vereinfachung des Verfahrens, insbesondere zur Ent- 
lastung der Lohnabrechnung, zu schaffen, 

d) den Bundesrahmentarifvertrag für das Baugewerbe in einer auf 
diese Ziele gerichteten Weise zu ändern. 


Zentralverband des 
Deutschen Baugewerbes e, V., 
Bgnn, Koblenzer Straße 93 


Grüneberg 


Hauptverband der 
Deutschen Bauindustrie e. V., 
Frankfurt am Main, 
Friedridi-Ebert- Anlage 38 

Ris 


Industriegewerkschaft Bau — Steine — Erden 
im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland, 


Frankfurt am Main, Goetheplatz 5 
Georg Leber P. Hinrichs A. Ernst 
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